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Die Expedition if auf der Herrenſtraße Mr. 20, 


Mittwoch den 23. Juni 


Inland. 


Berlin, 22, Juni. Se. Majeſtät der König ha⸗ 
Allergnädigſt geruht: den bisherigen Ober⸗Landes⸗ 
kerichts⸗Rath Welter zu Münſter zum Direktor des 
Ober⸗Landesgerichts zu Halberſtadt; und an die Stelle 
bisherigen preußiſchen Konſuls, Fr. G. Küſter in 
al, welcher auf ſein Geſuch entlaſſen worden, den 
ttigen Kaufmann Andreas Koch zum Konſul da⸗ 
ſelbſt zu ernennen. 
Angekommen: Der außerordentliche Geſandte und 
bevollmächtigte Miniſter am königlich neapolitaniſchen 
Hofe, Kammerherr Freiherr von Bro dhaufen, von 
Neapel. — Abgereiſt: Ihre Durchlaucht die Her⸗ 
zogin von Sagan-Talley rand, nach Neu⸗Stre⸗ 
liz. Se. Excellenz der kaiſerlich öſterreichiſche wirkliche 
geheime Rath, Graf von Lebzeltern, nach Stettin. 
Der königlich hannoverſche Ober-Hofmarſchall, Graf 
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don Wangenheim, nach Hannover. 


p. Berlin, 19. Juni. Die parlamentariſche Tak⸗ 
tik auf unſerm Landtage hat höchſt ſeltſame Erſchei⸗ 
nungen zu Tage gefördert. Doch wird man im All⸗ 
gemeinen zugeben müſſen, ſelbſt wenn man mit den 
Zwecken der Opposition nicht einverſtanden wäre, daß 
ſie kompakter und beſſer operirt hat, als die ſogenann⸗ 
ten Konſervativen. Namentlich bei der Eiſenbahnfrage 
haben die letzteren das Größte geleiſtet, was ſich in die⸗ 
ſer Beziehung leiſten ließ. Während es das einzig Rich⸗ 
tige geweſen wäre, die Anleihftage, betreffend die Oſt⸗ 
bahn, rein als ein Einzelnfaktum aufzufaſſen, welches 
in keiner Art präjudizirlich für Volksrechte oder Rechts 

Auſprüche fein konnte; fo haben die Konſervativen 
under wie klug zu operiren geglaubt, wenn fie gerade 
das Umgekehrte thaten und die Frage abſolut zu einer 
rinzipienfrage machen wollten, und zwar noch weit 
entſchiedener als die Liberalen, welche durch Unentſchie⸗ 
denheit ihrer Motive ein allzuſcharfes Zuſammentreſſen 
mit dem gegenüberſtehenden Rechte der Krone wenig⸗ 
ſtens noch zu vermeiden ſuchten. — Doch hat ſich der 
Abgeordnete von Aachen, der ſonſt fo vorſichtige und 
kluge Hanſemann, beeilt, dieſen Mangel konſerva⸗ 
tiverſeits durch einen laux pas auszugleichen, welcher 
eine ernſte Betrachtung verdient und eine ernſte Lehre 
geben wird. Wir meinen ſeinen Antrag, den Staats⸗ 
ſchatz zum Bau dieſer Eiſenbahn zu verwenden. Es 
giebt kaum eine Sache, womit man dem altpreußiſchen 
Weſen, und zwar gerade in ſeinen beſten Eigenſchaften 
und in ſeinem innerſten Leben, ſo recht mitten in's 
Auge ſchlagen könnte, als mit dieſem Antrag. Die 
Möglichkeit, daß ein fo kluger und welterfahrener Mann 
einen ſolchen Antrag ſtellen konnte, deutet am meiſten 
darauf hin, wie äußerſt nothwendig es war, daß end⸗ 
lich die Provinzen mit dem Zentrum durch den Allge⸗ 
meinen Landtag enger verbunden wurden. Denn der 
Antrag ſetzt ein Mißverſtändniß eines Grundprinzips, an 
dem nicht gerüttelt werden darf, voraus, deſſen Aus⸗ 
gleichung höchſt wichtig iſt. Glücklicherweiſe hat die 
Art, wie das Amendement durchgefallen iſt, mehr als 
hinlänglich gezeigt, daß dies "Werhältniffe find, von des 
nen man die Hände laſſen muß, und wo die beliebten 
Kategorien von liberal und conſervativ und alle Partei⸗ 
Manbver aufhören. Die Freunde des Abgeordneten 
von Aachen ſpüren recht gut, daß ihr Führer ſich ver⸗ 
hauen hat, und möchten ihn gern entſchuldigen. Dies 


befriedigen oder ein bloßes Manöver zu machen, ſetzt 
man keine große Prinzipien aufs Spiel. a 

** Berlin, 21. Juni. Heute würde der hieſige 
Wollmarkt beginnen müſſen, er ſcheint aber zu Ende 
zu ſein. Zufuhr findet gar nicht mehr ſtatt und auch 
mit der Abfuhr ſteht es ſchlecht. Die Preiſe ſind her⸗ 
untergegangen; man will nicht ſchlecht verkaufen und 
nicht gut bezahlen. Die Juden, welche im Anſang auf 
Spekulation gekauft haben, um am dritten Tage mit 
Gewinn wieder zu verkaufen, reiten zehn auf einem 
Sacke herum und machen die trübſeligſten Geſichter. 
Der Wollmarktverkehr im übrigen Handel und Wandel 
wat diesmal auch nicht ſo heiter und rührig als ſonſt. 
Man ſollte meinen, die Landleute müßten das Geld im 
Ueberfluß haben, aber auch fie kargen mit dem Erwor⸗ 
benen und der Verkehr leidet durchgängig. — Unſere 
Gaſthöfe, welche mehrere Tage überfüllt waren, entlafs 
ſen heute bereits größtentheils ihre Gäſte, welche doch 
nur aus Wolllüſtlingen und Wollhabenden beſtanden. 
— Unſer Garten verein hat fein geſtriges 25ſährl⸗ 
ges Jubiläum mit einem heitern Feſtmahl geſchloſſen, 
bei welchem die Toaſte auf Se. Majeſtät den König 
und J. K. H. die Prinzeſſin von Preußen, welche die 
Ausſtellung beſucht hatten, mit ganz beſonderer Theil⸗ 
nahme ausgebracht wurden. Jetzt iſt die Ausſtellung 
vorüber, die offenbar die reichhaltigſte bis jetzt war, in⸗ 
dem durch die Eiſenbahn ſelbſt von den Blumenzüchtern 
des Auslandes Beiſteuern an ſeltnen und ſchönen Topf⸗ 
pflanzen erfolgen konnten, die Witterung aber in dieſem 
Jahre den Treiberelen ſeht günſtig geweſen war. Et⸗ 
was hatte in Berlin ſelbſt der große Hagelſchtag ge⸗ 
ſchadet. — Unſere Kornpreiſe ſind wieder etwas ge⸗ 
ſtiegen, weil die Kornhändler behaupten, die große 
ſchleſiſche Sündfluth habe alles Korn vertilgt und in 
Schleſien werde kein Halm gewonnen werden. Sie 
ſtelgern die Preiſe, aber es fehlt an Abſatz, und wenn 
ein Verkauf auf Meiſtgebot zur Probe angeſtellt würde, 
fo möchte ſich leicht ergeben, daß über 3 bis 31% 
Thaler für den Scheffel Niemand mehr mit: 
bietet. 

Nr. 24 der Geſetzſammlung enthält folgende Allerhöchſte 
Kabinets⸗Ordre vom 3. Mai 1847, betreffend die Er⸗ 
mäßigung des Eingangs⸗Zolles für Oel in Fäſſern: 
„Auf Ihren Bericht vom 27. v. Mts. beſtimme Ich, 
im Einverſtändniß mit den Regierungen der anderen 
Zoll⸗Vereinsſtaaten, daß für Oel, in Fäffern eingehend 
(Poſition IJ. 26 des Zolltarifs vom 10. Okt. 1845), 
vom 1. Juli d. J. ab eine Ermäßigung des Eingangs⸗ 
Zolles von 1 Rthlr. 20 Sgr. auf 1 Kthlr. 10 Sgr. 


für den Centner eintreten fol. Dieſer mein Befehl iſt D 


durch die Gefegfammlung zur öffentlichen Kenntniß zu 
bringen. Berlin, den 3. Mai 1857. 

Friedrich Wilhelm. 
An den Staats- und Finanz⸗Miniſter v. Düesberg.“ 


Dentſchland. 

München, 17. Juni. Unſer Kronprinz iſt ſeit 
feiner Zurückkunft ſehr viel bei dem Könige. Dies, 
dazu nun beſonders noch ſeine Ernennung zum Gene⸗ 
ralinſpector der Armee, darf wohl nur erwähnt werden, 
um alle jene perfiden Angaben und Gerüchte in ihrem 
wahren Licht erſcheinen zu laſſen, welche in jüngſter 
Zeit über eine angebliche Spannung zwei höchſtſtehen⸗ 
der Perſonen verbreitet worden ſind. — Unter unſerer 


geſchieht aber durch einen zweiten faux pas, indem fie ſtudirenden Jugend herrſcht fortwährend eine bemerk⸗ 
in der Preſſe ausrufen: Hanſemann hätte die Sache bare Erregung in Bezug auf das Verbindungsweſen. 
ſelbſt nicht ernſtlich gemeint, ſondern nur wiſſen wollen, Ein neues Korps, welches unter dem Namen Rhena⸗ 


wie viel der Staatsſchatz betrage. Mag ſich der Abge⸗ 
ordnete von Aachen doch vor ſeinen Freunden hüten, 


{ 
1 


nia zu erſtehen wünſcht, ohne gerade vorzugsweiſe von 
Rheinländern gegründet zu werden, harrt nur der kö⸗ 


enn ſtatt eines einfachen Fehlers in der Taktik, der nigl. Genehmigung, und ebenſo hat eine Bittſchrift von 
ja wohl auch andern als dem Abgeordneten allein paſ⸗ Studenten an den König, welche für alle Nichtverbin⸗ 
ſiete, und durch das Durchfallen ſich ausglich, machen dungsſtudenten je nach den Fakultäten farbige Aus⸗ 
fie ihm mit folder Interpretation den Vorwurf einer zeichnungen begehrt, mehrere Hundert Unterzeichner ge⸗ 
unverzeihlichen Frivolität. Denn um die Neugier zu funden. Mögen dadurch auch zwiſchen Einzelnen ſo⸗ 


wohl als zwiſchen den verſchiedenen Verbindungen ge⸗ 
legentliche Reibungen entſtehen, immerhin kann ſich der 
wahre Studentenfreund der Erſcheinung, welche ja die 
eines Wiedererwachens iſt, nur lebhaft freuen. 
(D. A. Ztg.) 

Bamberg, 16. Juni. Dieſer Tage iſt ein Theil 
des Getreides hier eingetroffen, welches zur Verthei⸗ 
lung an die minder bemittelten Bewohner unſeres Krei⸗ 
ſes zu erniedrigten Preiſen beſtimmt iſt. Der Ankauf 
deſſelben iſt aus den 100,000 Fl. beſtritten worden, 
welche Se. Majeſtät der König zu dieſem Behufe be⸗ 
willigt hatte. Wie man ſagt, ſoll die Verzögerung der 
Anfuhr dadurch herbeigeführt worden ſein, daß man 
das Getreide größtentheils im Auslande ankaufen wollte, 
um auf die einheimiſchen Preiſe nicht nachtheilig einzu⸗ 
wirken. — Zufolge Miniſterialreſkri ts vom 7. d. M. 
hat die ruſſiſche Geſandtſchaft zu München unterm 27. 
v. M. aus Veranlaſſung mehrfältiger Anfragen von 
Auswanderungsluſtigen nach Polen die Mit⸗ 
theilung gemacht, daß nicht nur die Einwanderungs⸗ 
und Koloniſationsbeſchränkungen vom Jahre 1841 in 
ihrem ganzen Umfange fortdauern, ſondern die Nieder⸗ 
laſſungen ſelbſt auf den Ländereien von Privätgutsbe⸗ 
ſitzern in jüngſter Zeit noch ſchwieriger geworden find, 
ſomit ein Anlaß zur Beförderung der Auswanderungen 
nach Polen in keiner Weiſe beſtehe, ſo wenig als zu 
Prag ein ruſſiſcher Agent aufgeſtellt ſei, welcher dieſe 
Auswanderungen zu leiten und die Auswanderer zu 
unterſtützen die Vollmacht habe. (N. K. 

ulm, 17. Juni. Das Tagesgeſpräch dreht ſich 
ſeit geſtern um den Inhalt einer Audienz, welche Se. 
Majeſtät der König, der auf der Rückreiſe von Frie⸗ 
drichshafen nach Stuttgart durch unſere Stadt kam, 
den ſtädtiſchen und Regierungs⸗Beamten in aller Frühe 
ertheilt hat. Gegenſtand derſelben waren: die Feſtungs⸗ 
bauten, die Eiſenbahnen, die theure Zeit und die Exzeſſe 
vom 1. Mai. In Bezug auf letztere ſoll ſich der Kö⸗ 
nig ſehr ungnädig gegen den Regierungsdirektor von 
S. und den Stadtſchultheißen ausgeſprochen und na⸗ 
mentlich tadelnd hervorgehoben haben, daß dieſe nicht 
beim Beginn der Nahe erung energiſch eingeſchritten 
ſeien. Bei der Entſchiedenheit, mit welcher ſich der 
König äußerte, war es den beiden Herren unmöglich 
gemacht, ſich zu vertheidigen. Aber auch der Langmül⸗ 
ler Wieland, welcher mit dem Bierbrauer Frick gleich⸗ 
zeitig eine Eingabe in Betreff der an feinem Haufe 
verübten Gewaltthätigkeiten überreichte, ſoll ungnädig 
entlaſſen worden ſein. Der General von G. konnte 
die Ehre einer Audienz nicht erlangen. — Der König 
hat an alle zur Audienz Zugelaſſenen beſondere Anreden 
gerichtet, Den Schulmännern fagte er: fie ſollten den 
Kindern Gehorſam gegen die Regierung einprägen; den 
Predigern: ſie ſollten ihren Zuhörern Kraft einflößen 
zur e der Schläge des Himmels u. ſ. f — 
ie wegen der Erzeffe einberufenen Beurlaubten 
ſind — 22 Mann per Kompagnie — heute wieder in 
ihre Heimath a worden. (N. K) 

Kaſſel, 17. Juni. Vor einigen Monaten wur⸗ 
den zwei hieſige Bürger, der Barbier Löwer und der 
Poſamentirer Buch, plötzlich verhaftet, aber nach meh⸗ 
reren Tagen wieder in Freiheit geſetzt. Das Urtheil iſt 
nun erfolgt und veröffentlicht, dahin lautend: In Er⸗ 
wägung, daß ſie die ihnen zur Laſt gelegte Theilnahme 
an einer hochverrätheriſchen Unternehmung in Abrede 
ſtellen, nach dem Ergebniß der Unterſuchung auch, bei 
unbegründet befundenem Verdachte, deren Freiſprechung 
erfolgen muß, werden die Angeklagten wegen Hochver⸗ 


raths freigeſprochen unter Niederſchlagung der Koſten. 
| Gef. J 


Bremen, 18, Juni. Wir haben, feit heute Mor⸗ 
gen Nachricht, daß der „Waſhington“ am Löten d. 
auf der Rhede von Comes eingetroffen war, und dülr⸗ 
fen ihn daher heute Abend noch in Bremerhaven er⸗ 
warten. — Ein Artikel der Bremer Zeitung, der die 
Wichtigkeit der Dampfſchifffahrt mit Amerika vom deut⸗ 
ſchen Standpunkte aus berührt, ſchließt: Am 8. April 
1838 ging der „Great Weſtern“ von Briſtol nach 
New⸗ Mork in See; er brauchte zur Reife 15 Tage 
und 10 Stunden. Das war der Beginn der trans⸗ 
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atlantiſchen Dampfſchifffahrt für England. Am 1. 
Juni 1847 verließ der „Waſhington“ den Hafen von 
New⸗Vork, um nach Bremen zu fahren. Das iſt der 
Anfang der transatlantiſchen Dampfſchifffahrt mit 
Deutſchland, alfo mit dem europätfchen Continent. Das 
Jahr 1847 gewinnt für unſer deutſches Vaterland eine 
großartige Bedeutung: die Vollendung des Eiſenbahn⸗ 
netzes, zwiſchen Nord- und Oſtſee einerſeits und dem 
adriatiſchen Meere andererſeits, ſteht uns nahe bevor. 
Kiel, Stettin, Bremen ſind die Endpunkte im Norden, 
Trieſt Endpunkt im Süden. Wir in Bremen haben 
direkte Dampfſchifffahrt nach New⸗Vork, Trieſt hat. fie 
mit Alexandria. Zwiſchen Milwaukie in dem fernen 
Wiskonſin am Michigan⸗See und Hongkong in China 
liegen bald nur noch wenige Stunden Land, welche die 
Dampfſchifffahrt oder die Eiſenbahnen unterbrechen — 
die Landenge von Suez! Noch in dieſem Jahre wird 
die oſtindiſche Ueberlandpoſt durch Deutſchland befördert 
werden. Das Jahr 1847 hat auch den preußiſchen 
vereinigten Landtag geſehen. Deutſchland hat aufge⸗ 
hört, paſſiv zu fein: die deutſche Nation fängt wieder 
an in der Welt zu zählen und zu gelten. Die An⸗ 
fänge ſind gut. Nur unermüdlich und rüſtig weiter 
vorwärts!“ (Magdeb. Z.) 


Oeſterrei ch. 

ss Peſth, 18. Juni. Die k. ungariſche Hof 
kanzlei hat an das Peſther Komitat ein k. Hofdekret 
erlaſſen, welches dem Komitate befiehlt, die beiden Vize⸗ 
geſpäne v. Szent Kiralyi und v. Npari wegen 
ihrer verläumderiſchen und verdächtigenden 
Reden gegen die k. ungariſche Hofkanzlei zu 
vernehmen. Früher hatte die k. Hofkanzlei den Admi⸗ 
niſtrator des Peſther Komitats beauftragt, von den bei⸗ 
den Vizegeſpänen eine Erklärung über ihre inkriminir⸗ 
ten Reden abzufordern, die Vizegeſpäne erklärten aber 
dem Adminiſtrator, daß ſie ihn nicht für ihre Unterſu⸗ 
chungsbehörde anerkennen. Dieſes Hofdekret brachte in 
der dritten Sitzung der Generalverſammlung des Peſther 
Komitats eine höchſt aufgeregte Debatte hervor. Auf 
den Antrag des Oppoſitionsführers, Herrn Ludwig von 
Koſſuth, beſchloß das Peſther Komitat, den beiden 
Vizegefpänen feinen Dank auszuſprechen und dieſen zu 
Protokoll zu geben, der k. Hofkanzlei aber zu erklären, 
daß das Komitat die beiden Vizegeſpäne ſchon deshalb 
nicht vernehmen könne, weil die Anklagepunkte nicht an⸗ 
gegeben ſind. Auch aus dieſem 1 können Sie 
entnehmen, mit welch' unbeugſamem Trotze der ungari⸗ 
ſche Adel der Regierung u a und wie außeror⸗ 
dentlich dieſe in der innern Verwaltung durch die Ko⸗ 
mitate beſchränkt iſt. — Auf der Eiſenbahn zwiſchen 
hier und Palota hätte ohne die Geiſtesgegenwart der 
Kondukteure ein großes Unglück ſtattgefunden. Ein 
Bahnwächter überhörte nämlich ein Zeichen und zwei 
Lokomotiven rannten gegen einander, die nur durch die 
größte Geſchicklichkeit der Kondukteure zum Stehen ge⸗ 
dracht wurden. Die Kondukteure ſelbſt wurden leicht 
verletzt. — Die Getreide- und Brodpreiſe find hier be⸗ 
deutend geſunken und müſſen 110 bald dem gewöhnlichen 
A een — In dem Liptauer Komitat herrſcht 
der Typhus ſo ſehr, daß nach den amtlichen Erhebun⸗ 
gen in den verſchiedenen Gegenden 6—9 Todesfälle auf 
eine Geburt kommen. 


En Rußland. 8 
* St. Petersburg, 15. Juni. Bis heute weiß 
man noch nicht, ob Se. Maj. der Kaiſer oder J. Maj. 
die Kaiſerin eine Reiſe in das Ausland machen wer⸗ 
den. — Erſt ſeit vorgeſtern haben wir auch Sommer, 
aber wirklichen Sommer, wie er hier gebräuchlich iſt mit 
18 bis 20 Grad Wärme undffo wird denn der Hof heute 
hinaus nach Peterhof ziehen und ſeine Sommerwohnung 
einnehmen. — Die Tabakfrage, bekanntlich eine ernfte 
Aufgabe der jetzigen Zeit und die reichhalti ſte Quelle 
der polizeilichen Contraventionseinnahmen, it nun auch 
hier geregelt worden. In der Stadt auf den Straßen 
und Pläben ſoll nicht geraucht werden, dagegen in Ka⸗ 
tharinenhof, im Stroganoffſchen Park, auf der Inſel 
Kreſtowskol und auf der Tſchornaja Kretſchka. Für die 
Contravention zahlt man 1 bis % Rubel Silber oder 
läßt ſich auf 1 bis 3 Tage einſperren. Die Cmancipa⸗ 
tion der Tabaksraucher kommt von Weſten. (In Paris 
raucht man ohne Bedenken auf den Straßen, in den 
meiſten deutſchen Reſidenzen desgleichen, in München iſt 
das Rauchen eben freigegeben worden. Berlin erwartet 
noch die Löſung dieſer Frage von der Oeffentlichkeit und 
Mündlichkeit. St. Petersburg liegt bekanntlich ein Jahr⸗ 
hundert hinter Deutſchland) — Die Nachrichten aus 
Gruſfien ſchildern noch immer die furchtbare Invaſion 
der Heuſchtecken. In einem Bezirk wurden binnen 8 
Tagen 3266 Pud, das iſt etwa 1200 Ctr., gefangen und 
vertilgt. In Jekathermodar war auf der Mariä⸗Ver 
küͤndigungsmeſſe in dieſem Jahr beſonders ſtarker Ver⸗ 
kehr mit den Tſcherkeſſen. Es kamen nicht weniger als 
1365 Wagen über den Kuban. Die Führer legten ihre 
Waffen etwa 1 Meile vor der Stadt ab, und wurden 
dann nicht weiter beläſtigt. Getauſcht wurde von ihnen 
Getreide, Tuch, andere Zeuge, Eiſen, Seife c. Dem 
Apſcheronſchen Infanterie⸗Regiment hat Se. Maß. der 
Kaiſer für den Feidzug nach Dargo im Jahre 1846 eine 
neue Fahne abgeben laſſen, welche die Inſchrift trägt: 
„Für den Feldzug von Andia und Da 
ar bekanntlich 1. hab's, Müll.) 
er Kriegsminiſter Fürſt Tſcherniſchew iſt in die Bäder 
nach Deutſchland abgereiſt und man ſagt, er werde auch 
nach Frankreich gehen. Se. Maß. der Kaifer hat befoh- 
len, fur den Verbrauch der 1 die Militär⸗Mehl⸗ 
magazine zu öffnen, und den Sack Brotmehl 
zu verkaufen, den Armen aber zu 
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in Algier, von wo er aber ſpäter nach der Küſte von 
Marocco ſegeln wollte. Abdel⸗Kader ſoll noch immer 


(Dargo, 


zu 6 S.⸗R. 
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Die Bäcker müſſen dan die Preiſe halten. Den Ko⸗ 
loniſten, welche nach Rußland kommen, iſt erlaubt wor⸗ 
den, ſich Wie Geldertrag für geborne Ruſſen freiwilli 
in das a ; fie haben dann natürlich 125 
die ganze ruſſiſche Disciplin mit zu übernehmen. 
Frankreich, 
* * Paris, 18. Juni. Außer dem Andenken 
an die Schlacht von Waterloo und der geſtrigen De⸗ 
batte in der Deputirtenkammer giebt es heute nichts 
Bemerkenswerthes. Die geſtrige Verhandlung der De⸗ 
putirtenkammer war bekanntlich dem Begehren gewid⸗ 
met, Hrn. E. v. Girardin vor die Barre der Kam⸗ 
mer der Pairs laden zu dürfen. Es wurde viel hin 
und her debattirt. Hr. E. v. Girardin brachte allerlei 
Dinge vor, und ſchien, wie man zu ſagen pflegt, groß 
zu renommiren. Wenn die Verſammlung am meiſten 
geſpannt war Etwas zu vernehmen, hielt er den Na⸗ 
men zurück. Dieſes Verfahren aber vergalt ihm Hr. 
Guizot mit gleicher Münze, indem er nämlich einen 
Brief des Hrn. E. v. Girardin vorlas, in welchem 
dieſer für Jemand anders, Hr. Guizot ſagte, den Na⸗ 
men wolle er auch nicht nennen, die Pairswürde ver⸗ 
langte und dabei mit der Preſſe an der Seite klap⸗ 
perte, als ob es ein geſchliffener Degen ſei. Zuletzt 
beſchloß die Kammer mit großer Mehrheit das Verlan⸗ 
gen der Pairskammer zu bewilligen. Man weiß in 
der That nicht was aus dieſer wunderlichen Sache wird 


* 


und zu Tage kommt, jedenfalls fpannt fie das Intereſſe. 


Viele glauben, daß die Pairs mit der Erklärung des 
Vorgeladenen zufrieden ſei, er habe die Pairskammer 
nicht beleidigen wollen. In der heutigen Sitzung der 
Pairskammer wurde der Beſchluß der Deputirtenkam⸗ 
mer mitgetheilt und auf den Antrag des Präſidenten 
beſtimmt, daß die Vernehmung des Hrn. E. v. Gi⸗ 
rardin am 22ſten ſtattfinden ſolle. Ueber die Stunde 
war einige Differenz der Meinung. Einige Pairs mein⸗ 
ten, man ſoll um 12 Uhr beginnen, da die Sache 
lange währen könne. Wozu lange? riefen andere und 
ſo wurde 1 Uhr beſtimmt. Die übrigen Verhandlun⸗ 
gen betrafen heute in der Pairskammer noch das Me⸗ 
dicinalgeſetz und in der Deputirtenkammer die Verlän⸗ 
gerung der Einfuhrgeſetze. — Aus Madrid find Nach⸗ 
richten vom 13ten hier. König und Königin ſcheinen 
ſich in ihren Geſinnungen gegen einander nicht zu än⸗ 
dern. — Aus Portugal giebts nichts Neues und in 
den Nordprovinzen haben die Montemoliniſten⸗Karliſten 
eingeſehen, daß fie keinen Krawall anfangen dürfen, — 
— Der Prinz von Joinville war am 12ten noch 


an der Maluwia oder dem Wad Zorzor, einem Zufluß 
der Maluwia kampiren und von einem glorreichen Frie⸗ 
den mit Frankreich träumen. Cours Zproc. 77/0, 


5proc. 117%, Nordbahn 588 /¼ . 
Portugal. 


Liſſabon, 9. Juni. In Betreff des am 31. Mai 


ten Gewaltſtreichs kann man ohne Uebertreibung behaup⸗ 
ten, daß die ganze Bevölkerung von Liſſabon, mit Aus⸗ 
nahme der Hofpartei, und einer kleinen Zahl Englän⸗ 
der — der Geld⸗ und Stockjobber⸗Intereſſen mit dem 
Siege des Abſolutismus eng verknüpft — einmüthig 
Verachtung und Unwillen gegen ein Volk empfinden, 
das Anfangs den Aufſtand in Portugal begünſtigt und 
dann ſeine Uebermacht zur Unterdrückung deſſelben und 
zur Ueberlieferung der Anführer in die Hände ihrer 
Feinde benutzt hat. — Am 3. Juni erhielt Sa da 
Bandeira durch Kapitain Robb im Auftrage Paxker's 
eine abermalige Aufforderung, ſich unter denſelben Be⸗ 
dingungen wie das Antas an die Engländer als Kriegs⸗ 
gefangener zu ergeben. Sa da Bandeira lehnt dieſe 
Anmuthung in ſeiner Antwort ganz entſchieden ab und 
erklärt unter ziemlich bittern Bemerkungen über die völ⸗ 
kerwidrige Einmiſchung der Engländer, daß er dem von 
das Antas, eingereichten feierlichen Proteſt vollſtändig 
beitritt. Dieſer Beſcheib muß den engliſchen Geſandten, 
und den Admiral in Verlegenheit geſetzt haben; denn 
bis zum Sten war noch kein Schritt zur Unterwerfung 
Sa's gethan worden. Erſt am Hten fuhr ein engliſches 
Kriegsſchiff nach Setubal, ohne daß man im Publikum 
etwas von dem Inhalt der ihm mitgegebenen Aufträge 
erfahren hatte. Die 90 Pferde, welche zur das Ans 
tas'ſchen Expedition gehörten, ſind den bei der Uebergabe 
gemachten Stipulationen zuwider an die Königin ausge⸗ 
liefert worden. In Betreff der bei Oporto weggenom⸗ 
menen Schiffe erwartet man daſſelbe. — Inzzwiſchen 
denkt Donna Maria an nichts weniger als an die Aus⸗ 
führung der von der engliſchen Regierung zur unerläß⸗ 
lichen Bedingung einer Intervention gemachten Vor⸗ 
ſchläge. Im Gegentheil bringt das Regierungsorgan 
vom 7ten d. ein königliches Dekret, wodurch die Sus⸗ 
penſion der konſtitutionellen Garantieen, der perſönlichen 
wie der Preßfreiheit abermals auf unbeſtimmte Zeit ver⸗ 
längert wird. Der ſpaniſche General Mendez Vigo, 
der am 3. Juni mit ſeinem Interventionskorps in Por⸗ 


tugal eindrang, hat von feinem Hauptquartier Valenca heftig, 


den Zten Juni eine Proklamation an die Portugieſen 
erlaſſen, die zwar der Form nach von dem berüchtigten 
Manifeſt des Herzogs von Braunſchweig abweicht, der 
Wirklichkeit nach aber auf daſſelbe Ziel hingerichtet iſt. 
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nets beauftragt worden 


lichkeit zu dem Ende zu ſich ben 
ſen, daß dies in den nächſten Tagen Statt finden wird. 


7 


Die Junta von Oporto hat am 9. Juni den Mars 
quis von Loule mit einer ſpeziellen Miſſion nach Lift 
bon abgeſandt, wie es heißt, zu dem Zweck einer ſchnel 
len Beitegung K gelegen Streites, damit nur 
verhaßten ſpaniſchen uppen nicht weiter vordringen 
und wo möglich ſchnell wieder über die Grenze zu 
kehren mögen. Dem Preteſte der Junta in Oporte 
gegen das Verfahren Englands ſind alle Lokal: Zunta 
im Norden beigetreten. — Der Korreſpondent d 
Morn. Herald erwähnt unter Anderm, daß die 5 
auf der Bildung eines Minifteriums beſtehe, we 
genügende Sicherheit gegen die Tyrannei biete. 
engliſche Geſandte hat auch die Königin zu bewegen 9 
ſucht, dem Grafen Lavradio, der Mitglied des in de 
Nacht vom 6. Oktober fo verrätheriſch geſtürzten Kab“ 
nets war, die Zuſammenſetzung eines neuen Miniſte 
riums zu übertragen. Die Königin hat dieſen Rath zu 
rückgewieſen und will von dergleichen verſöhnlichen Maf 
regeln nichts hören. Von Seiten Sa da Bandeicgs 
iſt Graf Taipa in Liſſabon eingetroffen, um mit dem 
brittiſchen Geſandten und Admiral Parker wegen Uebel“ 
gabe Setubals und der dort befindlichen Volkstruppen 
an die Engländer zu unterhandeln und möglichſt gün⸗ 
ſtige Bedingungen zu erlangen. In der Provinz Beit 
greift die Inſurrektion, trotz der Anweſenheit der Sal⸗ 
danha'ſchen Armee, immer weiter um ſich. 


Nieder lan de. 0 
Amſterdam, 16. Juni. Die in Arnheim dur 
Beſprechung der Ackerbau⸗Intereſſen verſammelten Land’ 
wirthe haben bei Sr. Majeſtät dem Könige in ei 
Bittſchrift auf Abſchaffung der Zehnten in den MP 
derlanden angetragen. „Die Zehnten,“ ſagen die B 
ſteller, „ſind ein Hemmniß des Landbaues, der ohn 
Freiheit nicht gedeihen kann, und dieſe Bürde nem‘ 


einem guten Beiſpiel vorangegangen; wird Niederland 
zurückbleiben? Die Bedürfniſſe des Ackerbaues fordern 
dringend die Abschaffung der Zehnten, und das hier 
größten Begeiſterung aufgenommen werden. Dieſt 
Bittſchrift iſt mit 73 Unterſchriften verſehen. 
Belgien. 
Brüſſel, 17. Juni. Zu Tongern gab es von’ 
gen Abend Lärm. Zuſammenrottungen fanden Statt / 
in deren Folgen die geſetzlichen Auffotderungen verleſen 
wurden und die Gensd’armerie einhauen mußte. Me 
Verwundungen fanden Statt. Seit Menſchengeden 


haben keine Unruhen dort Statt gefunden. — Die 


Indep. erklärt die Gerüchte für voreilig, Pl u 


Liedts oder Herr Rogier mit der Bildung eines Kal 

ra en ſei; bisher habe der König, de N 
die Entſcheidung allein zuſtehe, keine politifche Perſon 
heit zu dem Ende zu ſich berufen. Müglich indel 


Brüſſel, 18. Juni. Die Unrahen zu Ton 5 


N haben ſich am Montag erneuert, und die mit drei Br 
vom engliſchen Geſchwader gegen das Antas ausgeführ⸗ 1 aden verſlärkte Gen Sd’armerie. hat denfelben nur Mi 
großer Mühe und nach wiederholten Chargen ein 
machen können. Der 


en 
n Bürgermeiſter kam dabei a 
Neue in große Gefahr. Indem er dem Volke zurebef 
und mitten im Gedränge war, ſtürmte die Gens 1 
merie mit gezogenem Säbel auf die Gruppe, wo 
ſich befand, los, und kaum hatte er die Zeit, da er dle 
Inſignien ſeiner Würde nicht trug, ſich a 
zu erkennen zu geben. Es ift zu hoffen, daß die 
ceffe ſich nicht erneuern werden. 
Man ſchreibt aus Antwerpen vom 17. Ju 
Geſtern wurde ein Engländer, der den Ausfuhr⸗ Handel 
mit Obſt, Gemüfe u. ſ. w. nach England im au 


21. 


treibt vom Volke auf der Straße beinahe geſteinigt 
und rettete nur durch eine ſchleunige Flucht fein Leb 10 
Die antwerpener Blätter. find über die Verletzung Er 
Grundſatzes des freien Verkehrs ſeht entrüſtet. — 
find in unferem Hafen ſechs mit Weizen und Roggen 
beladene Schiffe eingelaufen. er 
RER a 
Livorno, 9. Juni. Geſtern find hies, 10 
dungen a 192 1 1 ur 
Aegypten und heute adungen einge 8 
Wa ber 450 000 Säcke Ge i ing : n 
Einem Tage ſind noch nie ſo viele Zulu e angekom⸗ 
men, ſo lange Livorno ſteht. Weitere hren r 
ſtündlich erwartet. — In der Marg hat die g 
begonnen; hier nimmt. fie in etwe⸗ ih 9 le 
fang, denn Alles iſt dieſes Jahr e er. (Schw. m 
tt Venedig, im Junl uf der Ueberfahrt der 
erzherzoglichen Familie von Trieſt nach Rovigno har 15 
ſich ein Vorfall ereignet, der auf die Prinzen den leb 
hafteſten Eindruck hervorbrachte. Als det Vulcan n 
die Ufergegend von Umago kam, bemerkte der Kapitän 
einen Fiſchernachen, der mit den Sturmeswellen müh⸗ 
ſelig kämpfte und jeden Augenblick von den Wogen He 
ſchlungen zu werden in Gefahr ſchwebte. Vergeben 
ließ der Kapitän den Unglücklichen in dem bedtohte 
Fahrzeuge Nettungsfeile W 0 155 u An bar 
tig, die Strömung war zu groß er ** 
die, ng war zu ge ber Matröft arco 


eben im Begriff zu verſinken, als 


Astral, ein unesfpradsner Seemann, zur Pee 
der ganzen Schiffsbemannu dete e See 1950 
den Fiſchern das Seil brachte und die em 


thigt ihn. Sogar Spanien und Portugal ſind mit 


auf bezügliche Geſetz würde von dem Volke mit der 


ſich den Soldaten 


ini: | 


* ovigno ſoll neben Bereinigung der Erbſchaftsangele⸗ 
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wieder, und die 1 erfolgte wie zu Alvarado. 


4 


drohten glächich an Bord des Wulcano beförderte 


gemeiner Jubel empfing den muthigen Retter und Auf dem Rückwege nach Albarado kam dem Secourge 
Se k. k. Hoheit Erzherzog Itiedrich als Viceadmiral ein ztdeher Dampfer entgegen, der ihm die inzwiſchen 


erfolgte Ankunft von 13 Segeln mit Commodore 
Perep vor Alvatado meldete, auf das zu Lande ene⸗ 
50 Guitmann mit 2400 M. marſchite. Commodore 


bfürderte den wackeren Matrosen auf dem Verdeck zum 
5 ootsmann und alle übrigen Glieder der erzherzog⸗ 
chen Familie beſchentten ihn keichüch. — Die Zuſam. 
Menkunfe der Familie des verſtorbenen Erzherzogs Karl 
dem neapolitaniſchen Königspaar in dem Städtchen 


erey glaubte anfangs, der Scourge ſei genommen 
worden, da er nichts von ihm in See erblickte, fand 
aber die Flagge der Vereinigten Staaten auf dem 
Fort von Alvarado, und es entſtand eine ungeheure 
Heiterkeit, als ihm der Cadet⸗Platztommandant das 
Kommando des Platzes übergab, als deſſen und der 
ſieben Forts Beſatzung er nur fünf Mann ausrücken 
laſſen konnte. Der Kommodore fand indeß nachher 
für angemeſſen, den Commandanten Hunter vom 
Dienſte zu ſuspenditen und vor ein Kriegsgericht zu 
verweiſen, weil er ſeinen Befehl überſchritten habe. 


genheit Ihrer Majeſtät der Königin auch die Feſtſtel⸗ 
lung des Heirathsvertrages zum Zweck gehabt haben, 
der in Bezug auf den Grafen von Trapani und die 
Erzherzogin Marie entworfen wurde. Die Erzherzogin 
Ahült demnach 1,000,000 Fl, Migifk und jährlich 
100,00 Fl. Xppanage, der Graf von Trapani fol 
dagegen den Titel eines Vicekonigs oder Statthalters 
von Sieilien führen und mit einer entſprechenden Do⸗ 
tation ausgeſtattet, in Palermo ſeine Hofhaltung an⸗ 
treten; dieſer letztere Punkt ſcheint einige Schwierigkei⸗ 


ten darzubieten, die aber wahrſcheinlich nicht unüber- F 

Wee ke e , eee NR 
NN Griechenland. Lu; ; 

Athen, 7. Juni. In Patras fiel am Allerheili⸗ ee 


genfeſte eine Unordnung vor, bei welcher die von eini⸗ 
gen Joniern auf einer Bude aufgeſteckte engliſche Flagge 
zu Boden fiel und dann von einem Haufen zerriſſen 
durch die Straßen getragen worden ſein ſoll. Der 
engliſche Conſul drang mit Ernſt auf Genugthuung, 
(Allg. Ztg.) 

e tar a. r 
Konſtantinopel, 2. Juni. Letzten Freitag ie 
. Wanne des öſterreichiſchen Ka⸗ 
binets in der e Differenz hier einge⸗ 


Die kleinen hiſtoriſchen Bilder müſſen wir des 
Raumes wegen übergehen, es befinden ſich unter den⸗ 
ſelben mehrere wohl gelungene. Der Chriſtus am 
Kreuz von Heilmann, Nr. 205, iſt eine gediegene 
Studie, und der Künſtler hat — ſo ſcheint es erkannt, 
wobei es bei dieſer Art Darſtellung ankommt und 
nicht. Die Madonna von Becker aus Hamburg, 
Nr. 54, iſt unbedenklich eine der beſſern und gefühlte⸗ 
ren unſerer neuern Zeit, obwohl ſie auch ſehr an äl⸗ 
tere Muſter erinnert. — Das kleine Bild von Hol⸗ 
bein — eines ſonſt ſo achtbaren Künſtlers — Chri⸗ 
ſtus die Kinder ſegnend, Nr. 231, iſt ſehr artig ge⸗ 
malt, erinnert aber auch an eine eben nicht nachah⸗ 
mungswerthe Schule, des van der Werft. 

Wir übetgehen eine Anzahl halb hiſtoriſcher Bilder 


gangen. Die Pforte hat darüber mehrere Berathungen 
im Divan gepflogen, in Folge deren der Reis⸗ Effendi 
vorgeſtern zwar nur mündlich, aber in einer Art ſich er⸗ 
klärt haben foll, die keinen Zweifel zuläßt daß die Sache 
905 auf dem beſten Wege zur Ausgleichung befinde. 

amentlich hat der Miniſter, wie es heißt, fich darüber 
Glück gewünſcht, daß durch das Gewicht des Staats⸗ 
mannes, der das Geſchäft der Vermittlung übernommen, 
die Pforte ſich beruhigt fühlen und die Mäßigung und 
Verſöhnlichkzit durch welche fie, ſich bisher Leiten ließ, 

un ohne Bedenken walten 555 könne. Das größte 

denken, das im S000 des Divans erhoben 1 0 
fei dahin gegangen, daß eine zu welt getriebene Nachgſe⸗ 
digkeit, weit entfernt einer großmüthigen Schonung der 
m n zugeſchrieben zu werden, leicht als 


Co ffm ann’s Silvio Pellico, Nr. 110, Eichs 
gemüthskranken Taſſo, Nr. 131 — um den 


Situgtions⸗Bildern zu gewinnen. Hier tritt uns zu⸗ 


großen und ſchönen und eben ſo heitern Schöpfung, 
Nr. 375, — 


8 eee m die Pie der entgeg Gern wollen wir geſtehen, daß uns der ei⸗ 
Seldſtachtung geboten habe. Dieſes Bedenken falle nun gentliche Sinn den der Künſtler ſich gedacht, nicht 


durch die Dazwiſchenkunft einer dem Sultan ſo befreun⸗ 
deten Macht, wie es Oeſterreich ſei, weg, ſowie, 
die Rückſicht, welche die Bar ah Ba (tigen 
diefer ſchuldig zu ſein erachte. Darauf fol der 
Miniſter uch auf eine Schivierigkeit, die in den Ver⸗ 
mittlüngsvorſchlägen nicht berühtk zu fein ſcheint, die 
merkfanifete geleitet haben. Es betrifft dieſe Schwie⸗ 
rigkeit dem W 78 die a 905 die — 
eſuchs zwiſchen dem griechiſchen Premier und dem 
türkiſchen Biſandten; wenn letzterer dem Vermittlungs⸗ 
vorſchlag gemäß auf längere oder kürzere Zeit ſich wie⸗ 


der nach Athen begeben ſollte. Ueber dieſen 15 ſol⸗ 
eine 
ien 


len nun der Internuncius, Lord Cowley und. 

eine Konferenz geha hab 7 en e 5 1 15 
ulat ene desen ee na wahk⸗ 
einli duch den heutigen Kourier geſchehen wird. 
berhaupt hat Lord Cowley 


ſchöner, lebensfroher Geſtalten, junger friſcher Mä 
Lande, welches die 
des Frühlings ſchmückte, wo die Sorge den Menſchen 


dem auch der Künſtler mit Farbe und Licht, und 
Darſtellung ſchöner und lieblicher Geſtalten unſere 
Phantaſie beſchäftiget und unfere Freude erweckt hat, 


ilde, Nr. 376: Ein 
Mädchen. 
Die Lagerſcene aus der Zeit des dreißig⸗ 
jährigen Krieges, Nr. 562, von Weiß, iſt ein 
kräftiges und gut gedachtes Bild, und erinnert an 


ſchlafendes italieniſches 


# 


(früher Wellesley) in die⸗ 
fer ganzen Angelegenheit von Anbeginn bis zu‘ dieſem 
Augenblick eine Unparteilichkeit und Leidenſchaftsloſigkeit 
owie eine ſo freundliche Berückſichtigung der griechiſchen 

ereſſen an den Tag gelegt, die uns Über alles Lob 
erhaben ſcheint, zumal wenn man damit die Stimmung b 
ee welche die ganze Zeit über in London ‚ge nicht das anmuthigſte, iſt das von Leopold Bendix, 


wohl möchte vorgeſchwebt haben. 


errſcht hat. Die HH. v. Bourqueney und Uſtinoff N 
wi e en cen Han 91 Fel Pat feiner Frau. Dieſe Situation gehört keinesweges 
e n Be e n In Folge dies „Bilde g 
I Berhinbiünge n hat die Pforte heute den Juni zu den ſogenannten Tendenz⸗Bildern der verwerflichen 
— die Erklärung abgegeben, daß ſie den Vorſchlägen 
des öſterreichiſchen Kabinets vom 19. Mai beitrete, und 
mit aller Zuverſicht al daß die Angelegenheit bin⸗ 
nen 30 Tagen, d. f. bis zum 2. Juli, entſchieden fein 
6 Dies ſcheint uns freilich nicht möglich, da die 


bil d, und mit wirklicher pſychologiſcher Kenntniß dar⸗ 
geſtellt. Wir können begreifen, daß ein Gemälde wie 
dieſes, ſo ſchön gemalt, ſo tief empfunden, doch nicht 
die Luft erweckt hat, es als Beſitz immer vor Augen 
zu haben; nichts deſto weniger verdient ein Künſtler, 
dem eine ſolche Auffaſſung charakteriſtiſcher Situationen 
geglückt, die vollſte Anerkennung und Ermunterung. 


ache den weiten Weg über Wien nach Athen machen 
muß; aber hoffen darf man, daß ſie wenigſtens nicht 
viel ſpäter zur Erledigung komme. (A. 3.) 
Habsburg, nach der bekannten Schillerſchen Ballade, 
zeugt unbedenklich von einem ſchönen Talent des jun⸗ 
gen Künſtlers für Situations-Gemälde bril⸗ 
lanter Natur, was ſich bereits an ſeinem Bilde 
in voriger Ausſtellung, und an einigen kleinern Ge⸗ 
mälden, die wir ſpäter ſahen, darthat. Gewiß: daß 
auch dieſes umfangreiche Bild ein allgemeines Gefallen 
zu erzeugen im Stande ſein wird. Wenn der junge 
Künſtler noch einen ſtrengern Ernſt auf Zeichnung 
und charakteriſtiſche Auffaſſung wenden; 
der maleriſchen Technik iſt er ſchon ſehr Herr; und 
hiermit fleißige Naturſtudien verbinden wird, ſo haben 
m | wir an ihm höchſt wahrſcheinlich einen unſerer beſten 
Genre⸗Maler zu erwarten. 

Zu den hiſtoriſchen Figuren⸗Bildern müſſen wir 
noch zählen — wir hatten ſie in der erſten Abtheilung 
dieſes Berichtes überſehen — das Bild Nr. 397, 
von Otto Rethel, eines Künſtlers, von dem vor noch 
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danten, dampfte ſtromauf vor Flaco Talpam, einem 
Orte mit 7000 Emwohnern, der Lieutenant landete 


nicht langer Zeit die 


die Reihe der erſten Hiſtorien⸗Maler zu ſtellen. 
ate ade er gefeiert zu haben, und ſoll nun erſt 


großen Arbeiten beſchäftiget ſein. 
de Bi eſchäftiget ſein 


in dem großen Sünder 


— wie z. B. Cautaerts — Rubens, Nr. 107, 


den Uebergang zu den ſogenannten Genre⸗ oder 
erſt Pollack aus Prag, derzeit zu Rom, mit einer 
in Tag in Valencia anmuthig 
ganz klar iſt. Dem fei wie ihm wolle: die ee 
chen, unbefangen ſich der Luft hingebend, in einem 
atur mit der ewigen Schönheit 


nür leiſe berührt, hat uns gar wohlgefallen, und in⸗ 


begrüßen wir das Bild mit derſelben Heiterkeit, die es 
ausdrückt. — Daß der Künſtler reizende Geſtalten dar⸗ 
11185 verſteht, ſieht man auch aus ſeinem andern 


Wallenſteins Lager, welche Scene dem Maler 
Eines der ergreifendften kleinen Bilder, allerdings 


r. 62: Der Liederliche am Krankenlager 


Art; es iſt ein zwar trauriges, aber wahres Lebens⸗ 


Das Gemälde Nr. 658, von Steinach: Graf 


größten Erwartungen gehegt wut⸗ 
That berufen; ſchien, ſich in 


en, und der auch in der 
Seit 


n Nachrichten zu Folge, gegenwärtig mit 
Das vor uns ſte⸗ 
: — EChriſtus und Jadas, mag aller⸗ 


dings nicht als eine feiner vorzüglihern Schöpfungen 
angeſehen, und ſelbſt zu denen gezahlt wetden, für welche in 
diefer Zeit die Augen nicht offen find. 
weniger iſt es ein höchſt eigenthümliches, und die 
ihm zu Grunde liegende Idee eine ganz neue, die wir 
in der chriſtlichen und poetiſchen Anſicht noch nie — 
ſo weit uns erinnerlich — wiedergefunden haben. Wäh⸗ 
rend Judas von Dichtkunſt und Malerkunſt an die 
Spitze der Verräther geſtellt, und der Verdammniß 


Nichts deſto 


unverſöhnbar überantwortet worden iſt, ſehen wir hier 
diejenige Reue, mit der er 
einſt das eigene Leben zerſtörte, von der unendlichen 
Liebe deſſen, dem ſeine That den Tod bereitete, ver⸗ 


ſöhnt, und Judas an das Herz feines Verſöhners ges 


nommen. Dieſe Tiefe des Gedankens muß man durch⸗ 
aus anerkennen, und wenn man auch die Darſtellung 
nicht als ganz genügend anerkennen wollte, ſo muß man 
doch die Auffaſſung — geht man in das Innere 
über, als eben ſo richtige, als wahrhaft poetiſche aner⸗ 
erkennen. Ein Künſtler, der ſo tiefe Intentionen zu 
faſſen im Stande, von dem iſt um ſo mehr zu erwar⸗ 
ten, als man überzeugt ſein kann, er werde ſich niemals 
auf der Oberfläche hiſtoriſcher Anſchauung befinden. 
Nr. 340: Weihnachts⸗Engel, von Mücke, iſt 
ein ſehr liebliches Bild, und giebt uns von der zarten 
Auffaſſung religiöſer Gegenſtände, die wir bei dieſem 
Künſtler ſo oft wahrnahmen, abermals Zeugniß. Es 
iſt an einem andern Orte die Idee der Engel getadelt 
worden. Dieſe ſchöne und hochpoetiſche Idee gehört 
aber gar nicht irgend einer beſondern Zeit oder reli⸗ 
giöſen oder pietiſtiſchen Anſicht an, ſie gehört der Poeſie 
und der bildenden Kunſt aller Zeitalter, aller Dichtun⸗ 
gen, und aller künſtleriſchen Schöpfungen in Form 
und Farbe, in der oder jener namentlichen Bezeichnung; 
ſie gehört, man kann ſagen dem menſchlichen Gemüth 
an, und keine realiſtiſche Anſicht wird fie aus der Le⸗ 
benspoeſie herausbringen; ſie wird bleiben und alle 
Kritik überleben. Wenn nun auch dieſe Idee fehler⸗ 
haft aufgefaßt ſein könnte, oder gemißbraucht, oder in 
die Karrikatur gezogen, was allerdings und nicht ſelten, 
ſogar vorgekommen iſt; ſo würde das nur von einer 
unpoetiſchen Auffaſſung zeugen, nicht aber die Idee 
ſelbſt antaſten. 

Ein ganz eigenthümliches Bild iſt das von 
W. Streckfuß in Berlin, Nr. 520: Romulus 
und Remus, welches man zuletzt doch den hiſtoriſchen 
anreihen muß. Der Künſtler, von dem außerdem ſich 
noch 4 andere allegoriſche Bilder, Nr. 521—524: 
die Jahreszeiten, vorfinden, iſt ganz offenbar Herr 
einer gewandten Technik, und auch einer idealen Auf⸗ 
faſſung zugewandt. Das zuerſt gedachte Gemälde zeigt 
uns die Wölfin, wie ſie die Stifter Roms ſäugt. Das 
Thier iſt ſehr naturgetreu, und ſeine natürliche Wild⸗ 
heit iſt ſehr glücklich durch das Bild der Mutterliebe 
gemäßigt. — Der Künſtler hat ſich nur zu ſehr an das 
Vorbild der Hundenatur gehaltenß die Stellung der Kinder 
und deren Behandlung find eben fo natürlich als zart 
gedacht. Der Kleine der eben ſaugt, liegt in kindli⸗ 
chem Behagen des Genuſſes, und der Andere ſucht ſich 
in ſeiner Unbefangenheit dem gleichen Ziele zu nähern, 
in dem der Blick und die Hand das Verlangen nach 
Genuß darthun. — Eines der bedeutendſten Gemälde 
dieſer Ausſtellung, zugleich eines der umfangreichſten ift 
Nr. 560, das von F. Wegener in Dresden. 
„Ein Waldbrand im Innern des nördlichen 
Amerikas mit flüchtenden Thieren. Wenn 
man auch manche Unvollkommenheiten dieſes Ge⸗ 
mäldes nicht überſehen kann, ſo gebührt doch dem 
Künſtler das unbedingte Lob einer großartigen und 
idealen Auffaſſung; einer idealen, weil er den Maaßſtab 
einer objectiven Erfahrung nicht an ſeine Arbeit hat 
legen können. Man entdeckt allerdings das gute, ja 
in vielen Theilen ausgezeichnete Studium der Thiere, 
eben ſo wie die einer wilden und rohen Natur; viel: 
leicht daß Wegener die Waldbrände an der Elbe vor 
einigen Jahren ſtudirte — was wahrſcheinlich iſt. Aber 
das iſt doch nur ein Theil von Studien. Sehr glück⸗ 
lich iſt der Gedanke des ſich von allen Seiten annä⸗ 
hernden Feuers, welches noch nicht den erſtickenden 
Rauch, wohl aber ſeine Gluth aushaucht. Von dieſer 
getrieben, eilt die ganze Thier⸗Welt des Urwaldes hin⸗ 
aus ſich zu retten, und die Gefahr Aller tilgt die na⸗ 
türliche Feindſchaft. Sehr gut iſt die Schwerfälligkeit 
einiger, z. B. der Büffelheerde, mit der gehemmten Leichtig⸗ 
keit anderer des Hirſch⸗ und Pferdegeſchlechtes in Kon: 
traſt geſtellt, denn während die Erſten in dem unebenen 
und mit Baumſtämmen bedeckten und durch Sumpf 
unſicher gemachten Boden einſinken, ſtürzen die leicht 
dahin eilenden zwiſchen den Bäumen, die fie zu über: 
ſpringen trachten, in vielfachere Hemmniß zuſammen, 
ohne andere aufzuhalten; und auch das nahe Sumpf⸗ 
waſſer ſcheint keine Rettung zu gewähren. Hiergegen 
enteilt die kleinere Thierwelt, die überall durchſchlüpft, 


die Füchſe aller Farben der Gefahr, Unter den Thie⸗ 
ren finden ſich viele trefflich gezeichnete, und in ihren 
Bewegungen der Natur abgelauſchte Natur Bilder, eben 
ſo ſind die meiſten in ihrem Charakter ganz vortrefflich 
aufgefaßt. Eins vermiſſen wir, um den Total⸗Eindruck 
zu vollenden: Das Waldgeflügel, welches doch auch 
von ſolch einem mächtigen Natur⸗Ereigniß verfolgt 
werden mußte. Endlich muß man dieſes Bild in ſei⸗ 
ner umfangreichen Größe, eben ſo wie in ſeiner Man⸗ 
nigfaltigkeit bewundern; und recht eigentlich wird der 
Freund und der Kenner der Natur hier einen ganz ei⸗ 
genthümlichen Genuß finden. | 

ur 8 „GFortſetzung folgt.) 

7 Brieg, 21. Juni. Obwohl von hier aus ſel⸗ 


ten Klagen über den jetzigen Nothſtand in dieſen Blät⸗ 
tern laut geworden ſind, ſo iſt doch bei uns der Man⸗ 


gel nicht geringer, ja vielleicht bedenklicher als anderswo. 


Am letzten Markttage ſtand der Roggen bereits 5 ½ 
Thlr., und ſogar für dieſen Preis iſt nirgends welcher 
zu erhalten. Unſere ſtädtiſche Behörde ſoll ſich zwar 
bei der kgl. Regierung dahin verwendet haben, daß auch 
unſerer Stadt ein Theil des vom Staate für die Pro 
vinz beſtimmten Getreides abgelaſſen werde, damit der 
ſinkende Muth belebt und die Hoffnung der Wucher⸗ 
ſeelen zu Schande werde, durch Zurückhalten der Vor⸗ 
räthe noch immer höhere Preiſe zu erzwingen; es ſollen 
ihr jedoch nur 600 Scheffel zugeſagt worden ſein! — Es 
iſt jammervoll, die abgehärmten und thränenſchweren 
Blicke der Armen zu ſehen, mit denen ſie vom Bäcker⸗ 
laden, wo ſie kein Brot zu kaufen finden, hinweggehn. 
— Der Chauſſeebau von hier nach Gülchen hat erſt 
dieſen Monat begonnen und ſcheint nicht mit großer 
Energie betrieben zu werden; denn was wollen etwa 80 
Arbeiter bei ſolchem Bau ſagen, der die ſchönſte Gele⸗ 
genheit zu Beſchäftigung und Verdienſt für eine Menge 
Proletarier darbot? — Die Landtagsverhandlungen über 
die Judenfrage ſind für uns von um ſo größerem In⸗ 
tereſſe, als der Abgeordnete von Brieg es war, den 
einige 40 jüdiſche Gemeinden erkoren hatten, eine Pe⸗ 
tition um Verbeſſerung ihrer Verhältniſſe einzubringen, 
und Brieg ſich feit lange ſchon den geiftigen Intereſſen 
der Juden geneigt und förderlich gezeigt hat. In den 
letzten 40 Jahren haben eine Menge Iſraeliten auf 
dem hieſigen Gymnaſium (großentheils unentgeltlich) 
ihre wiſſenſchaftliche Ausbildung erhalten und durch 
Vermittelung des Direktor und Prof. Dr. Matthiffen 
iſt ihnen ſogar geſtattet, daß ſie den moſaiſchen Reli⸗ 
gionsunterricht durch einen jüdiſchen Lehrer im Gym⸗ 
naſium ſelbſt erhalten können. — Bei allen den An⸗ 
trägen auf vollſtändige Emancipation der Juden ſcheint 
man aber einen Hauptumſtand überſehen zu haben, daß 
nämlich der ſtrenggläubige, am moſaiſchen Geſetz feſt⸗ 
haltende, Jude gar nicht Staatsdiener in einem chriſt⸗ 
lichen Staate werden könne! Dürfte der Phyſikus reiſen, 
wenn er am Sabbath nach einem entfernten Orte ge⸗ 
ſandt würde? Dürfte der Richter am Sabbath ein Er⸗ 
kenntniß niederſchreiben, oder der Kopiſt es mundiren! 
Dürfte der Soldat am Sabbath ausmarſchiren? oder 
auf dem Marſche ungekoſcherte Speiſe eſſen? Man 
ſteht, die Juden dürfen, wollen fie emancipirt werden, 
nicht Juden, nicht ihrem Geſetz treu bleiben. — Sonſt 
iſt nichts Neues zu berichten, als daß ein Dienſtmäd⸗ 
chen freiwillig in der Oder ihr Leben geendet und ein 
Füfitier ſich zu erſchießen verſucht hat, aber wegen zu 
ſchwacher Ladung mit einer bedeutenden Kontufion da: 
vongekommen iſt. Unſer, der Iſolirung wegen erbautes, 
neues Inquiſitoriat, welches für 70 Bewohner erbaut 
ward, zählt deren bereits mehr als das Doppelte; nur 
die ſchwerſten Verbrecher ſitzen einzeln, die Uebrigen in 
größeren oder kleineren Geſellſchaften vereinigt. 


E Hirſchberg, 21. Iumi, Jüngſt war in einer 
Korrefpondenz aus Ratibor in dieſen Blättern zu leſen, 
daß dott, was die Einſegnung gemiſchter Ehen 
betreffe, endlich das Morgenroth einer ſchönern Zeit an⸗ 
gebrochen ſei. Dies kann von hier aus leider nicht 
berichtet werden. Der hieſige Stadtpfatrer Tſchoppick 
fegnet kein Brautpaar ein, wenn der evangeliſche 
Bräutigam nicht vorher ſchriftlich das Verſprechen ge⸗ 
geben hat, die aus der Ehe zu erwartenden Kinder in 
der katholiſchen Kirche erziehen laſſen zu wollen. Man 
cher Bräutigam giebt dieſes Verſprechen, ohne ſich da⸗ 
durch gebunden zu halten, es in der Folge auch wirklich 
in Erfüllung zu bringen. Andere, die mehr Charak⸗ 
terfeſtigkeit beſitzen, verweigern daſſelbe, und dieſe ſind 
dann genöthigt, ſich vom evangeliſchen Paſtor trauen 
zu laſſen. Ein folder Fall iſt jetzt hier wieder vorge: 
kommen. Da der Bräutigam in Berbisdorf domieilirt, 
ſo findet die Trauung heute in der daſigen evangeliſchen 
Kirche Statt. Wie wir aus ſicherer Quelle wiſſen, 
hat die Braut, als fie geftern in der hieſigen katholi⸗ 
ſchen Pfarckirche zur Beichte und zum hl. Abendmahl 

gehen wollte, überdies noch eine beſondere Kränkung 

erfahren müſſen. Der Herr Pfarrer wies ſie nämlich 
vom Beichtſtuhle zurück, indem er ſie zu einer noch⸗ 
maligen Beſprechung in die Sakristei einlud. Das 
geſchah Angeſichts einer Menge von Leuten, die in der 
Kirche zugegen waren. Erſt nachdem die tief beſchämte 
Braut in der Sakriſtef die Verpflichtung eingegangen 
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und anerkannt, daß ſie mit all' ihren Kräften dahin 
ſtreben wolle, daß ihre vielleicht zu hoffenden Kinder ka⸗ 
tholiſch erzogen würden, iſt ſie zur Beichte und zum 
Tiſche des Herrn zugelaſſen worden. — „In dieſe 
Kirche bringt mich keine Gewalt der Erde mehr.“ Dies 
ſind übrigens die Worte, mit denen die Braut, ein von 
allen geachtetes junges Mädchen, die Kirche verlaſ⸗ 
ſen hat. A 

Grünberg, 21. Juni. Ihr ** Korreſpon⸗ 
dent hat in Ihre Zeitung vom 17. d. Mts. den 
Grünberger Wein lächerlich zu machen geſucht. So 
unbedeutend ein ſolcher Scherz an ſich zu ſein ſcheint, 
hat er doch nicht allein für einen großen Theil der 
hieſigen Einwohnerſchaft, ſondern auch für das Publi⸗ 
kum hohe Wichtigkeit. Einerſeits iſt es wunderbar, 
daß das letztere den Grünberger Wein in fremder Uni⸗ 
form zwei- und dreimal höher bezahlt, als es im va⸗ 
terländiſche Ehrenkleide ihn zu jeder Zeit haben könnte, 
und doch verſpottet es ihn. Sollte nicht vielmehr das 
Lachen gerechtfertigter auf Seiten der Grünberger 
Weinbauer ſein, als ihrer etwas ſehr unbedachten Geg⸗ 
ner? Doch leidet die Gerechtigkeit das Fortbeſtehen 
eines ſolchen verwerflichen Verhältniſſes nicht länger in 
einer Zeit, die ſich ihrer bewußt zu werden und ſchlechte 
Vorurtheile abzuſtreifen bemüht iſt. Die hieſigen Wein⸗ 
bauer haben durch die höchſte Vollendung ihrer Gar⸗ 
ten-, Kelter⸗ und Keller = Wirthſchaft, welche faſt ver⸗ 
diente, den erſten Weinländern Deutſchlands zum Mu⸗ 
ſter aufgeſtellt zu werden, das ihrige gethan; mög 
endlich auch das Publikum durch gerechte Anerkennunge 
das ſeinige thun. Wohl wachſen in geringen Jahr⸗ 
gängen auch hier eſſigſaure Weine, doch auch am viel⸗ 
geprieſenen Rheine ſind ſie zu ſinden, werden dort in den 
Schankſtätten verkauft, dagegen haben Grünberg's 
ſchöne Berge, reich an den entzückendſten Nah- und 
Fernſichten, auch Gewächſe aufzuweiſen, die ſich den 
edleren Weinen Deutſchlands vollgültig anreihen dür⸗ 
fen, und den Vorſatz jedes wackeren Grünbergers recht⸗ 
fertigen, nicht eher zu ruhen noch zu raſten, bis das 
Vaterland, anſtatt zur eigenen Schmach ſie mit klein⸗ 
lichen, weil unpatriotiſchen Witzeleien zu verfolgen, ih⸗ 
nen gebührende Gerechtigkeit endlich zugeſteht. 


Breslau, 22. Juni. Der heutige Waſſerſtand 
der Oder am hieſigen Ober⸗Pegel iſt 20 Fuß 8 Zoll 
und am Unter⸗Pegel 12 Fuß 3 Zoll, mithin iſt das 
Waſſer ſeit geſtern am erſteren um 9 Zoll und am 
letzteren um 1 Fuß 8 Zoll wieder gefallen. 

Koſel, 21. Juni. Der Waſſerſtand der Oder war 
am 20. Juni früh 6 Uhr am hieſigen Oberpegel 14 
Fuß 7 Zoll, am Unterpegel 12 Fuß 2 Zoll; Mittags 12 
Uhr am Oberpegel 14 Fuß 8 Zoll, am Unterpegel 
12 Fuß 3 Zoll; Abends 6 Uhr am Oberpegel 14 
Fuß 10 Zoll, am Unterpegel 12 Fuß 5 Zoll; am 21. 
Juni früh 6 Uhr am Oberpegel 15 Fuß, am Unter⸗ 
pegel 12 Fuß 11 Zoll. Die Oder kommt in Folge 
des täglichen Regens wieder ins Steig 8 nk 


Koſel, 22. Juni. Der Waſſerſtand der Oder warf 


21. Juni früh 6 Uhr am hieſigen Oberpegel 15 Fuß, 
am Unterpegel 12 Fuß 11 Zoll, Mittags 12 Uhr am 
Oberpegel 15 Fuß 2 Zoll, am Unterpegel 13 Fuß 4 
Zoll, Abends 6 Uhr am Oberpegel 15 Fuß 5 Zoll, am 
Unterpegel 13 Fuß 9 Zoll; am 22. Juni früh 6 Uhr 
een 15 Fuß 9 Zoll, am Unterpegel 14 Fuß 
4 Zoll. n 2 
Oppeln, 22. Juni. Der Waſſerſtand der Oder 
war am 16. Juni am hieſigen Oberpegel 17 Fuß 8 
Zoll, am Unterpegel 17 Fuß 8 Zoll; am 20 Juni 
am Oberpegel 13 Fuß, am Unterpegel 12 Fuß 2 Zoll; 
am 21. Juni Abends 6 Uhr am Oberpegel 13 Fuß 
3 Zoll, am Unterpegel 12 Fuß 4 Zoll; am 22. Juni 
früh 6 Uhr am Obeepegel 13 Fuß 5 Zoll, am Unter⸗ 
pegel 12 Fuß 6 Zoll. N 


Breslau. Der zeitherige Superintendentur⸗Verweſer, 
Paſtor Gericke zu Hochkirch, iſt zum Superintendenten der 
dritten Görlitzer Diözeſe definitiv beſtellt worden; der bishe⸗ 
rige Superintendentur Verweſer, Paſtor Aebert in Heidau, 
iſt zum Superintendenten der Diözeſe Parchwitz ernannt; 
der königliche Kammerherr von Gilgenheimb auf Franz⸗ 
dorf iſt zum Direktor der Reiß⸗Grottkauſchen Fürſtenthums⸗ 
Landſchaft erwählt und verpflichtet worden. — Beſtätigt: 
Der Kreis⸗Juſtiz⸗Rath und Rittergutsbeſitzer von Woyrſch 
zu Maſſelwitz, Breslauſchen Kreifes, und der General: Pächter 
ECretius zu Hönigern, Namslauſchen Kreiſes, als Polizei⸗ 
Diſtrikts⸗Kommiſſarien; die als Feldmeſſer beſtellten Kandi⸗ 
daten der Mathematik Auguſt Beck und Lieutenant Freiherr 
von Stillfried-Rattonitz find als erſtere vereidigt wor⸗ 
denz in Neurode der Fuchs Fabrikant Schütz und der Flei⸗ 
ſchermeiſter Gerſch, desgleichen in Prausnitz der Kaufmann 
Baumann, als unbeſoldete Rathmänner, ferner in Folge 
anderweitiger Wahl: in Reinerz der beſoldete Kämmerer 
Galliſch als ſolcher wiederum, ſämmtlich auf ſechs Jahre. 
Der Schullehrer Beyer zu Cſcheſchnitz als Schullehrer und 
Organiſt in Thauer, Breslauſchen Kreiſes; der ehemalige 
Schullehrer zu Carlsberg, Fiſcher, als katholiſcher Schul⸗ 
lehrer, Küſter und Organiſt zu Neudorf, Glatzſchen Kreiſes; 
der Schul⸗Adjuvant Fiering als katholiſcher Schullehrer 
und Organiſt zu Bankwitz, Namslauſchen Kreiſes, 


Mannigfaltiges. rs 

— (Berlin.) In der öffentlichen Sitzung der 
königlichen Akademie der Künſte am 11. d. M. erhielt 
die Prämie vierter Klaſſe: Guſtav Albert Ferdinand 
Kretſchmer aus Breslau, Maler und Zeichner. 5 


erfahren.“ 


— (Berlin.) Am ee iſt auch in 
erde RR ein großes edeſteſch⸗ Dine 
der dortigen Honoratioren, mit Zuziehung einiger de⸗ 
reits eingeben Pferdefleiſchfreſſer aus Berlin gehalten wor⸗ 
den. Damen und Herren ſchmeckte das Fleiſch vors 
trefflich. Uebrigens wird von allen unſeren Landtage 
und Wollmarktsgaſten ſchwerlich einer Berlin verlaſſen, 
ohne freiwillig oder unfreiwillig Pferdefleiſch gegeſſen 
zu haben, denn die Wohlfeilheit des Preiſes des Pfei 

fleiſches im Vergleich zu dem Rindfleiſch reizt zu jede 
Art von Unterſchleif an. n. 

(Neues Manöver der Getreide : Spt? 
kutanten.) Die Elberfelder Zeitung enthält hierübet 
folgende zwei Mittheilungen: „Köln, 17. Juni. 
Es hat ſich hier eine Kombination gebildet, und zwar 
von ſehr vielen Kornhändlern und Bauern aus der 
Umgegend, die vor einiger Zeit Korn per Juni zu em⸗ 
pfangen kauften, jedoch in der Abſicht, den Roggen nicht 
zu empfangen, ſondern ſich mit Differenzen zu benügen- 
Da nun der Roggen zufolge der guten Ernte⸗Ausſicht 
und der bedeutenden Antwerpener Zufuhten ſeht ge⸗ 
fallen war, ſah die Geſellſchaft großem Verlust enthe⸗ 
gen und beginnt nun, um dieſen zu verhüten, eine 
halsbrechende Operation, indem ſie nämlich im Stillen 


allen Roggen aufkaufte und ſo den Preis gleich um 


2 Thlr. höher trieb. Der Roggen ſteht nun hier per 
Ende Juni 2 Thlr. höher wie per 1. Juli, alſo eine 
Differenz von 2 Thlr. per Malter von 1 Tag. Wie 
es ſcheint, treibt dieſe Geſellſchaft ihr Spiel noch wel 
ter, da ſie jetzt allen Roggen empfängt und ihn 
ſpeichern läßt. Da nun der Roggen per 1, 

2 Thlr. per Malter niedriger ſteht als heute, fo iſt 
den Bäckern und Conſumenten zu rathen, vor dem 
5. bis 10. Juli ihre Käufe zu beſchränken, indem bis 
dahin die ruſſiſche Frucht hier iſt. Am 15, Juni lie⸗ 
fen in Antwerpen 15 Schiffe mit Roggen ein, die 
circa 40,000 Malter geladen hatten. Die Antwerpe⸗ 
ner ſind ſo flau geſtimmt, daß alle Frucht, die dort 
ankommt, gleich losgeſchlagen wird. Es wäre ſehr zu 
wünſchen, daß der Kornwucher endlich aufhörte, damit 
der arme Mann wieder billiger Brod bekäme.“ — 
Ferner: „Elberfeld, 17. Juni. Es verdient öffent 
lich gerügt und bekannt gemacht zu werden, daß in 
neuerer Zeit ſich in Köln und Umgegend eine Aſſocia⸗ 
tion gebildet hat, welche allen greifbaren Vorrath von 
Korn, d. h. ein Quantum von 80,000 Malter be⸗ 
reits aufkaufte, um die billiger gewordenen Getreide⸗ 
preiſe wieder für die nächſten Wochen künſtlich zu ſtei⸗ 


gern. Dieſen Blutſaugern ſollte das Gouvernement — 


wenn es nicht Geſetze giebt, welche den Wucher beſtra⸗ 
fen — dadurch entgegentreten, indem es raſch ſeine 
Militär⸗Magazine öffnete, um daraus zu mäßigen Prei⸗ 
ſen zu verkaufen. Bei den faſt ſicheren Ausſichten 
auf eine geſegnete Ernte wäre dieſe Maßregel gewiß 
nicht gewagt. Wohl aber würde ſie der leidenden Ar⸗ 
muth, welche ihr Brod mit Thränen netzt, eine unend⸗ 
liche Wohlthat erzeigen und die allgemeine Billigung 


— (Köln, 18. Juni.) Die Vorſtellungen der 
Fräulein Rachel haben ſehr verſchieden angeſprochen. 
Die Einen ſind in Extaſe, die Andern rümpfen die 
Naſe. Die erſte Vorſtellung war trotz der dreifachen 
Preiſe ſehr beſetzt, die zweite bedeutend weniger. Mor⸗ 
gen, wo die dritte Vorſtellung zum Beſten der Fräu⸗ 
lein Rachel ftattfindet (von den früheren wird fie doch 
auch wohl das Beſte erhalten haben) läßt man ihre 
jährige Schweſter als Zugmittel mit auftreten. Man“ 
findet das für eine ſo große Mime etwas klein. Un⸗ 
ſerer Anſicht nach, ragt Fräulein Rachel zwar bedeutend 
über ihre Mitgenoffen hervor, kann aber doch wohl Fl? 
ner deutſchen größeren Künſtlerin an die Seite geſtellt 
werden. Es zeigt ſich denn doch, daß die ſogenannte 
franzöſiſche klaſſiſche Schule ihr Entſtehen der Zopfzeit 
verdankt; nur zu ſehr weicht Spiel und Deklamation 
mitunter von der Natur ab, und wir möchten desha 
der franzöſiſch⸗romantiſchen Schule, trotz ihrer mannig⸗ 
fachen Uebertreibungen, den Vorzug einräumen. 3. 
el * 

— (unusbruck, 8. Juni.) Schon am 28. Mai 
d. J. Abends hatte man zu Vent im Desthale Kunde, 
daß der Vernagtferner See feinem Ausbruche nahe fei, 
und um 10 Uhr Nachts hatte der Ausbruch bereits 
begonnen, Tags darauf war die Waſſermaſſe bedeutend 
geſtiegen, und gegen Abend im großen Zunehmen. Von 
10 Uhr Nachts aber war das Brauſen des Waſſers, 
und das donnerähnliche Getöſe der vom Waſſer fort⸗ 
geriffenen Steine wahrhaft ſtets ſchrecklich, und die 
maßlos ſchnelle Strömung der ſich entleerenden Wass 
ſermaſſe im eigentlichen Sinne furchtbar. Der größte 
Theil der Einwohner von Vent hatten ihre Wohnun⸗ 
gen verlaffen, denn das Toben des Eisbruches und 
des ſich entleerenden Sees war von der Art, daß die 
Gebäude, wie bei einem Erbbeben zitterten. In Vent 
wurde ein bedeutendes Grundſtück fortgeriſſen, auch im 
äußern Desthale mehrere Feldungen überſchwemm 
doch — Dank der Vorſehung — ſind dieſe Beſchädi⸗ 
gungen, wenn gleich für die Beſchädigten fühlbar 
im Allgemeinen nicht ſo bedeutend. Der See hat ſich 
a ortſetzung in der erſten Beilage.) 


Mit vier Beilagen . 


4 


1 
* 


— 


1619 — 


3 Erſte Beilage zu J 143 der Breslauer Zeitung. 


Mittwoch den 23. Juni 1847. 


25 (Fortſetzung.) 
nun ganz entleert, dürfte ſich aber bald wieder ſchlie⸗ 
„denn die Menge der eingeſtürzten Eismaſſen iſt 
ſo bedeutend, daß die Oeffnung des Ausbruches insbe⸗ 
Ondere bei dem andauernden Wachſen des Vernagt⸗ 
erners wieder gänzlich abgeſperrt werden wird. 
(Tyrol. Bote.) 
— Ein eben aus Aegypten angekommener Reiſen⸗ 
der bringt uns die Kunde, daß der berühmte Sonnen⸗ 
tempel zu Balbeck nicht mehr exiſtirt. Der Vicekönig 
ließ in der Nähe deſſelben eine Kavaleriekaſerne und 
ein Fouragemagazin bauen, zu welchem Zwecke er den 
mpel abtragen und zum Baue der genannten Objecte ver⸗ 
wenden ließ. Soliman Paſcha (Oberſt Selves) rettete 
wenigſtens das prachtvolle Thor, indem er daſſelbe bei 
der Verwendung zur Kaſerne in ſeiner urſprünglichen 
eftalt wieder zuſammenſetzen ließ. Dies find die 
Kultur⸗Fortſchritte im Lande der Pharaonen! 


— Die Augsburger Allgemeine Zeitung veröſſent⸗ 
licht folgendes Gedicht Königs Ludwig von Baiern: 
Ihr habt mich aus dem Paradies getrieben, 
Für immer habet ihr es mir umgittert, 
Die ihr des Lebens Tage mir verbittert, 
Doch macht ihr mich nicht haſſen ftatt zu lieben. 
Die Feſtigkeit, ſie iſt noch nicht zerſplittert; 
Ng ze Jahre gleich zerſtieben, 
Iſt ungeſchwächt der Jugend Kraft geblieben. 
Ihr, die ihr knechten mich gewollt, erzittert. 
Mit Dem, wie ihr gen mich ſeid, giebt's kein Gleichniß⸗ 
Die eignen Thaten haben euch gerichtet, 
Des Undanks, der Verleumdungen Verzeichniß. 
Die Wolken fliehn, der Himmel iſt gelichtet. 
Ich preiſ' es das entſcheidende Ereigniß, 
Das eure Macht auf ewig hat zernichtet. 


Niederſchleſiſch⸗Märkiſche Eiſenbahn. 
Auf der Niederſchleſiſch-Märkiſchen Eiſenbahn be⸗ 
trug die Frequenz in der Woche vom 6. bis 


12. Juni 1847 11405 Perſonen und 25627 Rtlr. 


29 Sgr. 7 Pf. Geſammt⸗Einnahme für Perſonen⸗, 
Güter⸗ und Vieh⸗Transport ꝛc., vorbehaltlich ſpäterer 
Feſtſtellung durch die Controle. 


Stralfund, 16. Juni. Das auf den diesjährigen hie: 
ſigen Wollmarkt am Sten und Iten d. Mts. gebrachte Woll: 
quantum hat 3587 Etr. 104 Pfd. betragen, von welchem et⸗ 


wa % als verkauft anzunehmen find; — Der diesjährige 


Preis der Wolle hat ſich gegen den vorigjährigen um 6 bis 
8 Rthl. für den Centner geſteigert. — Der Gentner wurde 


Weimar, 20. Juni. Die Menge der auf dem letzten 
Wollmarkte verkauften Wolle betrug in runder Summe 
34,000 Stein, die höchſte Zahl, welche bis jetzt erreicht wor⸗ 
den iſt. Es wurden nämlich verkauft und hier gewogen 
21,000 St., verkauft, aber nicht hier gewogen 11,000 St., 
nach Proben verkauft ungefähr 2000 St.; unverkauſt gin⸗ 
gen ungefähr 1000 St. zurück. Die Zahl der anweſenden 
Wollkäufer war 130, die Zahl der Wollwagen über 700. 
Der mittlere Preis 11 Thlr. bis 13%, Thlr., den höchſten 
hat, dem Vernehmen nach, die Wolle von den Gütern des 
Grafen von Werthern⸗Beichlingen erhalten. Die Erfahrung, 
welche auf den diesjährigen Märkten von Breslau, Lande: 
berg, Dresden, Deffau u. a. gemacht wurde, machte ſich 
auch hier geltend: am erſten Tage wurden günſtigere Preiſe 
bewilligt, und diejenigen Verkäufer, welche den Wink zu 
rechtzeitiger Mäßigung in den Forderungen unbeachtet lie⸗ 
ßen, verloren ihren eigenen Vortheil, denn in den folgenden 
Tagen trat ein Fallen der Preiſe ein. Zuletzt wurden noch 
mehrere Käufe unter der Bedingung abgeſchloſſen, daß der 


Verkäufer die Wolle in den Wohnort des Käufers ab: 


liefere. 


Hi Briefkaſten. 
5 wurden: 1) Liegnitz, den 19. Juni, von 
H. E. (das Weſentliche der Mittheilung iſt bereits ge⸗ 
meldet); 2) ein Gedicht. 


Verantwortlicher Redakteur Dr. J. Nimbs. 


. Bekanntmachung. 

Es wird herkömmlicher Weiſe auch in dieſem Jahre 
zu Johannis eine Sammlung von Beiträgen für das 
Kinder⸗Erziehungs⸗Inſtitut zur Ehrenpforte ſtattfinden, 
und zwar in zwei Büchſen, wovon die eine für 
die Kinder, die andere zur Unterhaltung des Inſtituts 
beſtimmt iſt. 

Indem wir dieſes zur öffentlichen Kenntniß brin⸗ 
gen, ergeht zugleich an die wohlthätig geſinnten Ein⸗ 
wohner hieſiger Stadt die ebenſo dringende, als herz⸗ 
liche Bitte, auch diesmal ihre ſtets bewährte Theilnahme 
an dem Gedeihen dieſes Inſtituts durch recht reichliche 
milde Gaben freundlichſt zu bethätigen. 

Breslau, den 17. Juni 1847. 

Der Magiſtrat hieſiger Haupt⸗ und Reſidenz⸗Stadt. 


Aufruf. 


Die Provinz Schleſien, ſonſt blühend und reich, iſt 
von der Mißernte des vorigen Jahres allgemein hart be⸗ 
troffen worden. Zu dieſem verbreiteten Uebel, welches 
durch die Hoffnung auf eine geſegnete Ernte ſchon ge⸗ 
mildert erſchien, hat ſich für die Bewohner der Niede⸗ 


mit 57%, bis 66 Rthlr., je nach der beſſeren Wäfche bezahlt.] rungen ein neues Unglück geſellt. Das Hochwaſſer der 


Theater ⸗Nepertoire. 
Mittwoch: „Er muß auf's Land.“ 
Luſtſpiel in 3 Akten von W. Friedrich. — 
Ferdinand von Drang, Hr. Hegel, als 
erſtes Auftreten nach ſeinem Urlaube. Frei⸗ 
mann, Hr. Paetſch, vom k. k. ſtändiſchen 
Theater in Prag, als erſte Gaſtrolle. — 
Vorher: „Die junge Pathe.““ Luſtſpiel 
in einem Akt von Both. Eduard, Herr 


aetſch. 
1 „Das kleine Rothkäpp⸗ 
chen.“ Feen⸗Oper in 3 Acten, Muſik von 
Boyeldieu. 
Verlobungs⸗Anzeige. 

Die Verlobung meiner Tochter Julie mit N ae 
dem Kaufmann Herrn Peter beehre ich mich, b 
Freunden und Verwandten, ſtatt beſonderer 
Meldung, ergebenſt anzuzeigen. Jörchel. 


Als Verlobte empfehlen ſich: 
Julie Sördel, 


Karl Peter. er 


Todes ⸗ Anzeige. 1 

Den 20. d. M., Nachts halb 12 Uhr, ſtarb 

meine liebe Frau Maria, geb. Sterna⸗ 

el, im 28ſten Lebensjahre, in Folge der 

ungenſchwindſucht. Dieſe Anzeige ſtatt be⸗ 

ſonderer Meldung allen theilnehmenden Ver⸗ 

wandten, Bekannten und Freunden. 

Korned aus Wyſzanow 


Paul, Georg und Max. 
Erinnerung an den 23. Juni 1846, 
den Todestag meiner geliebten Schweſter 
f Henriette. 8 
Theure Schweſter, an dem heut'gen Tage 
Wo ich Dich vor Jahresfrift verlor, 
Dringt aus meiner Bruſt die ſtille Klage, 
Unbeſtegten Schmerzes neu hervor. 
Unerforſchlich find des Schickſals Wege. 
Varum mußteſt Du fo früh ſchon ſcheiden? 
fer Leben war in eins verkettet, 
er theilt nun mit mir noch meine Leiden? 
Trauernd werd' ich oft noch an dem Hügel, 
Der die theure Hülle birgt, verweilen. 
Nur verbluten können ſich die Wunden 
Meines Herzens — aber nimmer heilen! 
Breslau, im Juni 1847. F. Kretzig. 


nm — 3 
3 arlsſtraße Nr. 45. 
er Dr. Hirſch. 


Nr. 7. 


Bekanntmachung. 
Die Breslauer Kunſt⸗Ausſtellung iſt 
Donnerſtag den M 
zum Beſten der hieſigen Armen geöffnet. 
Breslau, den 22. Juni 1847. 
Bei sul in ge erſchienen und 
reslau bei Friedrich Ader⸗ 
olz (Kornecke) und in Oſtrowo bei Lorenz: 


Viollſtändi 
Wah 
Mlle. Le Normand, 


bearbeitet nach deren hinter⸗ 
laſſenen Papieren. 
Nebſt 54 Karten in Thondruck. 
Preis 7½ Sgr. 
— —— — ——ꝗ 
Bei Ang. Schulz und up. 5 
und im Namen ſeiner 3 Kinder lau (ttoükerftrae Nr. 1 € 
enen, Kirche) iſt erſchienen: 
Friedrichs des Großen 
Betrachtungen 
über die Regierungsformen und die 
Pflichten der Regenten. 


Von Ihm Selbſt niedergeſchrieben. 
a 8h Preis 3 9 ſchrieben 


Ein Haus auf einer Hauptſtraße und höchſt 
angenehm gelegen, welches ſich 4 5%, auf 
14000 Rehl. verintereſſirt, iſt für den feſten 
Preis von 10500 Rthl. zu verkaufen. Nähe⸗ 
res durch Eduard Liebold, Weidenſtraße 


—— —— Uůàü—ꝛ .ſ 


Oder hat in dieſen Tagen an mehreren Stellen die 
Dämme durchriſſen, die Wohnungen der Menſchen unter 
Waſſer geſetzt, die üppigen Felder überfluthet und ganze 
Strecken Landes in Ober⸗ und Niederſchleſien jeder Aus⸗ 
ſicht auf eine Ernte beraubt, Die Drangfale der Ueber⸗ 
ſchwemmten find groß, ihre Noth iſt verbreitet. Es ges 
nüge die Verſicherung, daß bei ſolcher Summe des 
Elendes das Mitgefühl mit Recht in Anſpruch genom⸗ 
men wird. Die Unterzeichneten find bereit, Unterſtützun⸗ 
gen für die Ueberſchwemmten anzunehmen, und für die 
zweckmäßige Vertheilung der Gaben Sorge zu tragen. 
Im Vertrauen auf den, zur Ehre unſerer Zeit, verbrei⸗ 
teten Wohlthätigkeitsſinn, bitten wir um Hülfe für die 
Bedrängten. Ueber die eingehenden Beiträge und deren 
Verwendung wird öffentlich Rechnung gelegt werden. 

Breslau, den 21. Juni 1847. 

Das Comité 
zur Unterſtützung der Ueberſchwemmten in 
Ober⸗ und Nieder: Schlefien, 
Bartſch, Bürgermeiſter. 
Graf v. Brandenburg, kommandirender 
des 6. Armeecorps. ö 

v. Diepenbrock, Fürſtbiſchof von Breslau. 

Eichborn, Bangquier. 

Franck, Stadtrath. 


General 


Graeff, Stadtverordneten⸗Vorſteher. — 


Dr. Hahn, General-Superintendent. 

90 inke, Polizei⸗Präſident. . 
undrich, Ober⸗Landes⸗Gerichts⸗Präſident. 

Freiherr v. Kottwitz, Regierungs⸗Vice⸗Präſident. 

Kraker, Kaufmanns⸗Aelteſter. N 

Pulvermacher, Stadtrath. 

Dr. Schneer, Regierungs⸗Aſſeſſor. 

M. Schreiber, Aenfm n 

er v. Stoſch, Landſchafts⸗Direktor. 

v. Wedell, Ober-Präſident. 

v. Zollikoffer, General⸗Lieutenant. 


(Eingeſandt.) 


Liegnitz, 10. Juni. Die in dieſem Blatte vom 12ten 
d. M. enthaltene Bemerkung über den jüdiſchen Tempel hier⸗ 
ſelbſt, iſt inſofern nicht übertrieben, als er eine Zierde der 
Stadt ſein dürfte, und die Ausführung dieſes Gebäudes Hrn. 
Baumeiſter K. alle Ehre macht. Herr Maurermeister H. hat 
nicht, wie in der Inſertion unrichtig geſagt, den Bau aus⸗ 
geführt, ſondern nur die Mauerarbeit, und gebührt für den 
darin bezeichneten Geſchmack nicht ihm, ſondern dem Bau⸗ 
meiſter ein Lob. Wir wollen übrigens, was das Fernere an⸗ 
langt, glauben, daß der Herr Referent mit der techniſchen 
Ausführung nicht bekannt, oder wenigſtens bei deren Beur⸗ 
theilung, weder Loth noch Maßſtab bei ſich hatte, ohne wel⸗ 


ches man niemals für den Riß ſtehen kann. 


Bei Otto Wigand, Verlagsouhhändier in Leipzig, erſcheint und iſt durch jede Buchvandlung zu beziehen: 


Wigand's Converſations⸗Lexikon. 


Für alle Stände. — Von einer Geſellſchaft deutſcher Gelehrten bearbeitet. 
Vollſtändig in 12 Bänden gr. 8. — Jeder Band in 12 Heften (60 Bogen). — Jedes Heft 5 Bogen in Umfchlag geh. 2½ Sgr. 


Vorräthig bei Graf, Barth und Comp. in Breslau und Oppeln, in Brieg bei Ziegler. 


2090 
Die 


24. d. M. 


ti agekunſt 


weltberühmten 


353,900 Thlrn. f 


Sgr. 


aus ⸗ Verkauf. 


liten. 


r 221 Sterbefälle ſind noch 242,162 Thlr. erübrigt und 
als Dividende zurückgelegt worden. Der Bankfond iſt auf 4,742,110 Thlr. 
Auf dieſe Go o Sb: find zu Verſicherungs⸗Vermittelungen bereit: 

1 Die off m 
H. Kuhnrath 


Alle Arten! Handſchuhe gegen billige Provision: 
werden ſehr ſchön und billig gewaſchen: 
Hummerei Nr. 38, eine Treppe, 

bei der Wittwe Krüger. ö 


Bei P. Th. Scholz in Breslau (Ohlauerſtraße Nr. 68) iſt erichienen: 
Milte des Nützlich | 
Herausgegeben von K. Klein. 


D La e früh bis 8 
8 ; * 


% 6 Uhr im Börsenhause am lücherplstz geöffnet. 


F 


BORTUSSIA. 


Zur Aufnahme von Anträgen für die Feuer⸗ Verſiche⸗ 
rungs⸗Anſtalt Borussia in Königsberg i. Pr. empfiehlt ſich 
der obrigkeitlich beſtätigte Agent 


Eintritt gr. 


A. Geisler, 


Bürean: Schweidnitzer Straße, im Meerſchiffe. 
Der Rechenſchaftsbericht 5 
der Lebensverſicherungsbank f. D. in Gotha 


für 1846 iſt erſchienen, und bei Unterzeichneten, gleichwie in jeder andern Agentur dieſer Anftalt 

unentgeltlich zu haben. Derſelbe weiſt die befriedigendſten Fortſchritte der Bank in allen Thei⸗ 
len ihrer Wirkſamkeit nach. Es haben ſich derſelben wieder 1096 neue Mitglieder mit 
inem Verſicherungs⸗Kapital von 1,648,500 Thlr. angeſchloſſen. 


Bei einer Ausgabe von 
zur Vertheilung 
geſtiegen. 


ann in Breslau, Nikolaiſtraße Nr. 9. 
in Brieg. i 


C. W. Müller in Oels. a 
Vortheilhaftes Anerbieten für Kaufleute. 


Eine Handlungs⸗Gelegenheit in einer lebhaften Provinzial⸗Kreisſtadt, worin bereits ſchon 
ſeit 30 Jahren mit Vortheil ein reeles Waarengeſchäft betrieben wird, iſt, weil der Eigen⸗ 
genthümer ſich zur Ruhe ſetzen will, an einen ſoliden Kaufmann zu verpachten. 
Auskunft wird auf portofreie Anfragen: M. Z poste restante Breslau, ertheilt. 
— — —oͤ——— ß... RETTEN SETS — 

Die Besorgung der letzten Einzahlung auf Sächsisch- 


Schlesische Actien übernehmen bis incl. den 28. Juli 


Nähere 


Gebr. Guttentag. 


en und Unterhaltenden für Ifras⸗ 


8. geh. Preis 5 Sgr. 


— 


— 


Das neue Adreßbuch von Breslau 
ür 1847 Ren 


herausgegeben vom königl. Polizei-Commiffarius Herrn Reg.⸗Ref. Vogt, 
(Verlag von Graß, Barth u. Comp.) 
wird Ende Jult d. J. ausgegeben werden. 


Inſerate für den Geſchäfts⸗Anzeiger des Adreßbuches werden für 


den Preis von 2 Sgr. pro Petit⸗Zeile oder deren Raum angenommen in der 
5 Buchhandlung von Graß, Barth u. Comp. 


Durch alle Buchhandlungen ſind zu beziehen; 

Nat ſchläge und Warnungen für Auswanderer nach Nord-Amerika. 
Von einem Amerikaner. Preis broſch. 9 Sgr. 

Der Verfaſſer ſagt in der Vorrede: „Von deutſchen, nach Amerika dusgewanderten 
Eltern abſtammend, und mich daher für deutſche Auswanderer von jeher beſonders intereſſirend, 
machte ich es mir zur Aufgabe, währeud meines langen Aufenthalts in den erſten Städten 
der vereinigten Staaten, während der Jahre, welche ich, Anfangs im Weſten, darauf im 
Oſten und zuletzt im geſegneten Texas als Landsmann wohnte, ſowie auf meinen öfteren 
Reiſen durch alle Staaten der Union, und auf ſieben Fahrten, die ich über den Ocean 
machte, Alles genau zu beobachten, was auf die Auswanderung nach Amerika Bezug hat, 
und da nun von mehreren Seiten die ſchmeichelhafte Aufforderung an mich ergangen, das, 
dem deutſchen Auswanderer und beſonders das, dem auswandernden Landmanne Wiſſens⸗ 
würdigſte in gedrängter Kürze und in gemeinfaßlicher Sprache zu veröffentlichen, ſo über⸗ 
gebe ich dem Publikum dieſes kleine Heft, mit dem Wunſche, daß die Rathſchläge und War⸗ 
nungen, welche es enthält, nicht unbeachtet gelaſſen werden mögen. Geht dieſer Wunſch in 
Erfüllung, fo, wird auch mein Lohn: der Segen, den ich mir von meiner kleinen Arbeit für 
den Auswanderer verſpreche, ſicherli nicht ausbleiben.“ 

Die Kolonie von St. Maria in Penſylvanien, Nord⸗Amerika, und die 
bedenklichen Aufnahme⸗Bedingungen in dieſelbe, beleuchtet von George von 
Roß aus Nordamerika. Broſchirt 1½ Sgr. 

Augsburg. Verlagsbuchhandlung von C. A. Fahrmbacher. 

Vorräthig bei Graß, Barth und Comp. in Breslau und Oppeln, in Brieg bei 

J. F. Ziegler. 

- ——ũVꝛ—U— ä :· .:-é —3ʒã4:Z ́—ä— — — — — LU Um mn — — — 
Bei Berendſohn in Hamburg ſind ſo eben erſchienen und zu haben bei Graß, 
0 75 Nr Breslau und Oppeln, in Brieg bei J. F. Ziegler vor⸗ 
räthig zu haben: 


Neues Taſchen⸗Fremdwörterbuch, 
enthält über 4000 aus fremden Sprachen entlehnte Wörter und Redensarten, welche 
in öffentlichen Zeitungen, im Handel und Wandel, bei gerichtlichen Verhandlun⸗ 
gen u. ſ. w. häufig vorkommen. Nebſt Angabe ihrer richtigen Ausſprache. Ein 
nicht zu entbehrendes Hand- und Nachſchlagebuch für Jedermann. 
Herausgeben von Dr. Adelung. 
10te Auflage. Preis geheftet 3¾ Sgr⸗ 


Jan Dööspeters Reiſeſchwiten. 
Erſte Fahrt Von Hamburg nach Berlin. 
Von Snüffelmann. 

Mit 1 color. Abbildung. Preis geh. 6 Sgr. 


Karte der Berlin⸗Hamburger Eiſenbahn. 
Nebſt Angabe des Tarifs, Meilenzeigers und der Gaſthöfe Berlins und Hamburgs. 
a 2te Auflage, carton. 3 Sgr. 


Bei A. Reiff in Koblenz iſt erſchienen und zu haben bei Georg Philipp Ader⸗ 
"bob in Breslau, Ring und Stockgaſſen⸗Ecke Nr. 53, ſowie bei A. Terck in Leobſchütz, 
Heiniſch in Neuſtadt und Koblitz in Reichenbach: 


Die vollſtändige Wahrſagekunſt 


der weltberühmten Wahrſagerin 


Mlle. Le Normand, 


nach deren hinterlaſſenen Papieren bearbeitet von der Gräfin ++}, 
wodurch Jedermann ſich ſelbſt die Karten legen und ſeine 
f Zukunft vorherſagen kann. 
Nebſt 54 ſchönen Karten in Tondruck und elegantem Etuis. 
Zweite vermehrte und verbeſſerte Auflage. Preis 7½ Silbergr. 

Die erſte große Auflage war in kurzer Zeit vergriffen und it dieſe neue Ausgabe 
durchaus verändert, die Karten wirklich recht elegant in Tondruck ausgeführt und überhaupt 
der Parc fo leichtfaßlich bearbeitet, daß auch Jeder in den Stand gefegt ift, die Karten 
zu legen. 


| Reſtauration zur Stadt Warſchau 


N 


a miedebrücfe). 
Heute, großes Harfen⸗Concert, wozu ergebenft einladen die Geſchwiſter Ehnert. 


Mehrere Häuſer in und vor der Stadt werden von 
zu kaufen geſucht. 
Zwei junge Lente jüdiſcher Konfeffion, mit den erforderlichen Kenntniſſen, wün⸗ 
ſchen in einem hieſigen Handelshauſe im Comptoirgeſchäft als Lehrlinge placirt zu 
werden. Näheres im 
Commiſſions⸗ u, Agentur⸗Bureau von E. Frücke u. Comp., Kupferſchmiedeſtr. 17. 


zahlungsfähigen Käufern 


Breslau, den 23. Juni 1847. 
J. Cohn u. Comp., J. Cuhnow, F. W. Hübner, E. Sievers, 
F. W. L. Vaudel's Wtwe., M. Werther n. Comp. 


W Radikal⸗Hühneraugen⸗Vertilgungsmittel. 


Wir r daran Leidenden aufs angelegentlichſte unſer berühmtes Pfla⸗ 
ſter anempfehlen und beziehen uns nur kurz auf die mehrfachen annoncirten Dankſagungen, 
wie probat unſer Pflaſter iſt. Niederlagen errichten wir in jeder Stadt. Briefe und 
Gelder franco. a 
pPreußiſche Dinten⸗Fabrik in Berlin, Taubenſtraße Nr. 27. 


Verkauf eines großen Gaſthofs. 

Ein in einer Provinzialſtadt der königlich ſächſiſchen Ober⸗Lauſitz gelegener, im beſten 
Zuſtande befindlicher Gaſthef, mit elegant eingerichteten Zimmern, erſt vor 9 Jahren neu 
0 der vielen Frequenz halber vor kurzem neuerbauten Stallungen, alles völlig maſſiv, 

Zuſammenfluß dreier Chauſſeen, wünſcht der Beſiger, da ſich das Geſchäft bedeutend 
immer noch vermehrt und vergrößert, indem der ausgezeichneten Lage wegen, noch zwei 
Bahnhöfe hart daran zu liegen kommen, wo die Ein⸗ und Ausgänge einzig und allein ſich 
bei dieſem Gaſthofe befinden, wo zugleich überdies ein großes Speditions Geſchäft betrie⸗ 
ben werden kann, ohne daß, vermöge ſeiner Lage, das eine oder andere Geſchäft ſich ſtörend 
in den Bad Kite, krankheitshalder zu verkaufen. — Nähere Auskunft wird ertheilt unter 
Chiffte R. O. poste restante franco Löbau in Sachſen. * 22649 


Wir verkaufen von heute ab das Pfund raffinirtes Rüböl für 4 Sgr. 
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2 2 
Neueste Musikalien. 
Boisselot, X, Die Könizin von 
Leon. (Ne touchez pas à la Reine.) 
komische 
6 Rthl. j 
Henselt, A,, Op- 16. Concert (F-m.) 
arrang. f. Piano allein. 2’ Rthl. 5 Sgr. 
Lumbye, M. C., Ropenhagener 
Casino- Walzer, f Piano. 15 Sgr. 
Meves, W. Op. 11 Variations p: 
2 Violons, avec Piano. 1 Rthl. - 
Nowakowski, J., Op. 25, Douze 
Etudes (dd à Fr. Chopin) 
p. Piano. Cah. 1, 2 (a 1 Rthl. 5 Sgr.) 
— — Op. 26. Quatre Mazourkae p. 
Piano. 15 Sgr. 


Oper, Clav.-Auszug. 


Parisch-Alvars. Op. 90. Concert. 


(G-m.) arrang. f. Piano. 1 Rthl. 20 Sg. 

Spohr, L., Op. 132. Quartett Nr, 30. 
f. 2 Viol., Viol. und VIell. 2 Rthl. 
F. E. C. Leuckart in Breslau, 
(Kupferschmiedestrasse 13.) 


„Zweite Bekanntmachung. i 


In der Nacht vom 17. zum 18. April d. J.. 
ſind zwiſchen dem ſogenannten Wahrzeichen, 


ungefähr eine Viertel⸗Meile von Schmiede⸗ 
berg und der Buchenlehne, im Grenz⸗Bezirk, 
9 Gebinde Wein, brutto 3 Centner 34 
Pfund Zoll⸗Gewicht, und 3 Ballen (ſogenann⸗ 
tes Tyroler) Tuch, brutto 1 Centner 29 Pfd. 
oder 130 Ellen, nebſt 7 hölzernen Tragehucken, 
von den Grenzbeamten angehalten und in 
Beſchlag genommen worden. 

Der Einbringer iſt entſprungen und unbe⸗ 
kannt geblieben. 

Da ſich bis jetzt Niemand zur Begründung 
ſeines etwanigen Anſpruchs an die in Beſchlag 
genommenen Gegenſtände gemeldet hat, ſo 
werden die unbekannten Eigenthümer hierzu 
mit dem Bemerken aufgefordert, daß wenn ſich 


binnen vier Wochen von dem Tage, wo diefe 


Bekanntmachung zum dritten Male in dem 
öffentlichen Anzeiger des Amtsblattes der Königl. 
Regierung zu Liegnitz aufgenommen wird, bei 
dem Königl. Haupt⸗Zoll⸗Amte zu Liebau Nie⸗ 
mand melden ſollte, mit dem Erlös für die 
in Beſchlag genommenen, bereits öffentlich ver⸗ 
kauften Gegenſtände zum Vortheile der Staats⸗ 
Kaſſe nach Vorſchrift der Geſetze verfahren 
werden wird. 

Breslau, den 20. Mai 1847. 

Der Wirkliche Geheime Ober⸗Finanz⸗Rath 

und Provinzial» Steuer Direktor 
ar v. Bigeleben. 


Beffentliche Bekanntmachung. 
In Folge beantragten Aufgebots der nach⸗ 
ſtehend näher bezeichneten, angeblich verloren 
gegangenen Hypotheken⸗Inſtrumente: 
a) Dep Bauer vom 30. November 1841, 
ausgefertigt als Hypotheken⸗Inſtrument 
des Acker⸗ und Milchpächters Johann 
Gottlieb Triebmacher über 1100 Rtlr. 
unterm 6. Dezember 1841 für den Flei⸗ 
ſchermeiſter Johann Gottlieb Bergmann 
zu Breslau, eingetragen zufolge Verfü⸗ 
gung vom 6. Dezember 1841 laut Hypo⸗ 
thekenſcheins vom 10. Dezember 1841 auf 
Nr. 5 Klein⸗Kletſchkau, Rubr III. Nr. 7, 
— auf Nr. 6 Klein⸗Kletſchkau, Rabr. III 
Nr. 4, — auf Nr. 38 Oder⸗Vorſtadt, 
Rubr. III. Nr. 13 
des Schuld: und Hypotheken⸗Documents 
des Schneider⸗Meiſters Niedermann 
vom 3. September 1842, ausgefertigt den 
8. September 1842 über 172 Rilr. Stem⸗ 
pelſtrafe für den königl. Steuer⸗Fiscus, 
eingetragen auf dem Grundſtücke Nr. 30 
in der Altbüßer⸗ Straße zu Breslau, 
Rubr. III. Nr. 11, zufolge Verfügung 
vom 8. September 1842, laut Hypothe⸗ 
kenſcheins von demſelben Tage, 
werden alle Diejenigen, welche an die vorge⸗ 
nannten Poſten und die darüber ausgeſtellten 
Inſtrumente als Eigenthümer, Ceſſionarien, 
Pfand⸗ oder ſonſtige Briefs⸗Inhaber Anſprüche 
zu machen haben, zur Anmeldung dieſer letz⸗ 
teren, zu dem auf den 26. Juli 1847, 
Vormittags 9 uhr, vor dem Herrn Stadt⸗ 
gerichts⸗Rath Schmidt in unſerem Parteien⸗ 
zimmer anberaumten Termine hierdurch unter 
der Warnung vorgeladen, daß bei ihrem Aus⸗ 
bleiben die vorerwähnten Inſtrumente werden 
für ungültig erklärt, und die betreffenden Po⸗ 
ſten, inſofern ſie bezahlt ſind, werden gelöſcht, 
über die nicht bezahlten aber den dazu Be⸗ 
rechtigten neue Inſtrumente werden ausge⸗ 
fertigt werden. fi 
Breslau, den 10. April 1847. 
Königl. Stadtgericht. II. Abtheilung. 


Subhaſtations⸗ Bekanntmachung. 

Zum 8 Verkaufe des hierſelbſt 
Lehmdamm Nr. IIa belegenen, dem Maſchi⸗ 
nenbauer Franz Kallhorn und dem Eiſen⸗ 
gießer Wilhelm Keller gehörigen, auf 12241 
Rthlr. 17 Sgr. 3 Pf. geſchätzten Grund⸗ 
ſtückes haben wir einen Termin auf den 26. 
November 1847 Vormittags um 10 Uhr vor 
dem Herrn Stadtgerichts-Rath Schmidt in 
unſerm Parteien⸗Zimmer anberaumt. 

Taxe und Hppothekenſchein können in der 
Subhaftations.Regiftratur ingefehen werden. 

Breslau den 17. April 1847, 

Königliches Stadt⸗Gericht. II. Abtheilung. 
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2000 NMthl., auch getheilt, find gegen 
pupillariſche Sicherheit a 4 Proz. Zinſen au 
ein hieſiges Haus ſofort zu vergeben. durch 


* 


0 


Oplauer - Straße Nr. 9, 


Die 11 9 1 8 war am 10. Septbr. 


den 


fj erklärt und ihr Vermögen 


Subhaſtations⸗Bekanntmachung 

Zum nothwendigen Verkaufe des hier Nr. 
der Mehlgaſſe belegenen, der verwittweten 
Branntweinbrenner Dosdall gehörigen, auf 
7207 Rthl. 10 Sgr. 1 Pf. geſchätzten Grund⸗ 
ſtücks haben wir einen Termin auf den 
29. Oktober 1847, Vorm. 11 Uhr, 
vor dem Herrn Stadtgerichts⸗Rath Schmie⸗ 
del in unſerm Parteien⸗Zimmer anberaumt. 
Taxe und Hppotheken⸗ Schein können in den 
Subhaſtations⸗Regiſtratur eingeſehen werden. * 

Breslau, den 28. März 1847. 40 
Königliches Stadt⸗Gericht. II. Abtheilung. 

Bekanntmachung. 

Die Schmiedearbeiten zum EA des Schul⸗ 
hauſes zum heiligen Geiſt ſollen f 

Freitag den 25, d. M. Vorm. 11 uhr 
auf dem rathhäuslichen Fürſtenſaale öffentlich 
ausgeboten werden. 7 a 

Die Bedingungen liegen in der Dienerftube 
zur Anſicht bereit. 
Breslau, den 16. Juni 1847. 

Die Stadt⸗Bau⸗Deputation. 


Oeffentliche Vorladung 2 
Nachdem über das Vermögen des hieſigen 
Schnittwaaren⸗ Händlers Joſeph. Wolff 
Hauſer der Konkurs eröffnet worden, wer⸗ 
den die unbekannten Gläubiger deſſelben Hit 
durch aufgefordert, ihre Anspröch pe 0 
im Termine 
den 22. Juli Vormittags 10 Uhr, 
in unſerem Verichts Zimmer anzumelden und 
nachzuweiſen. Wer ſich bis zu oder in dieſem 
Termine nicht meldet, wird mit feinen For 
derungen an die Maſſe präcludirt, und ihm 
deshalb gegen die übrigen Gläubiger ein ew 
ges Stillſchweigen auferlegt werden. Zu Matt 
datarien werden die Juſtiz⸗Kommiſſarien Sat 
tig, Heitemeyer und Beer in Glogau 
vorgeſchlagen. Zum Interims⸗Curator iſt der 
Juſtiz⸗Kommiſſarius Strauß in Lüben be 
ſtellt, über deſſen Beibehaltung oder Wah 
e 1 57 das ihm zu bew 16 
igende Honorar die Gläubi ichſa 
zu erklären haben. 0 Mal 
Polkwitz, den 5. Mai 1847. 

Königliches Stadt⸗Gericht. 
Nitſchke. 


Proklama. 
Am 8. März 1846 verſtarb hierſelbſt ohne 


bekannte Erben und ohne Teſtament die um 


verehelichte Dorothea Seydel mit Hinterlaſ 
ſung eines Vermögens von etwa 2000 a 


in Wammelwitz geboren, wo ihr Vater da⸗ 

mals Gerichtsſcholz war. Als nächſte Erben 

haben ſich fünf Geſchwiſter Burghardt, 

nämlich: 

1) der Tagearbeiter Gottlieb Burghardt 
aus Wammen; 

2) der Freigartner Gottfried Burghardt 
aus Wammen; £ 

3) der Hofegärtner Chriſtian Burghardt 
aus Kreuzberg; 

4) die Helene Burghardt, verehel, Tod⸗ 
tengräber Peter aus Breslau; 

5) die Roſina Elifabet Burghardt, verehl 
Kutſcher Geiſtert in Breslau 

gemeldet und behauptet, mit der Erblaſſerin 

im vierten Grade verwandt zu fein, 

werden nunmehr alle Diejenigen, welche 

Erbrecht an den bezeichneten Nachlaß zu ha⸗ 

ben vermeinen, insbeſondere aber die Präten⸗ 

denten, welche den Geſchwiſtern Burghardt 

das Erbrecht beſtreiten wollen, hiermit öffent⸗ 

lich vorgeladen, ſich innerhalb neun Monaten, 

ſpäteſtens aber in dem auf den 

10. November 1847, Vormittage 


11 , 
vor dem Deputirten, Herrn Land: und Stab 
gerichts⸗Direktor, Freiherrn v. Bömelb ua 
im hieſigen Gerichtslokale anſtehenden Term 
bei dem unterzeichneten Gericht zu melden 
und ihre Legitimation darzuthun, widrigen“ 
falls die Geſchwiſter Burghardt für die 
rechtmäßigen Erben angenommen, ihnen a 
ſolchen der Nachlaß zur freien Dispoſition ver⸗ 
abfolgt und die nach erfolgter Präkluſion rd 
etwa meldenden oder gleich nahe Erben a 
ihre Handlungen und Dispoſition anzuerken⸗ 
nen und zu übernehmen ſchuldig, von ihnen 
weder Rechnungslegung noch Erſat der erho⸗ 
benen Nutzung zu fordern berrchtigt, ſonde 
ſich lediglich mit dem, was alsdann zn 
der Erbſchaft vorhanden wäre, zu begnügen 
W 3 Deibr, 1840 

Strehlen, den 28. Dezbr. N 

Königl. Land: und Brad Gericht. 
Edietalgttt cn 
Der am 15. Dauer ſo wie deen am 

borene Thomas Mar felt me denn d 
28. Oktober 1785 Br ft geborene Bruder 
Simon Franz MR ick, pon welchen erſterer 
die Schmiede⸗, lesterer die Stellmacher⸗Pro⸗ 
feffion gelernt, hät, find ſeit circa 40 Ja 
verſchollen und werden hierdurch vorgela 15 

ſich innerhalb 9 Monaten, ſpäteſtens aber 


au ’ 
den en z. Juli 1847 Vormittags 10 5 
wei⸗ 


dierſelbſt ger 


anſtehenden Termine hierſelbſt entweder 
lere de ſchriftlich zu melden und bie 
tere Anweiſung zu gewärtigen. AN, 

Sollten biefelken 99 55 dessen ur 
nen Erben ausbleiben, fo werden fie, für 

den Provok 

Dorothea und Anton, Geſchwiſterm 
lick überwieſen werden. 

Krappitz, den 1. Auguſt 1840. 75 

..  Königl; Stadtgericht. 
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| Die unlängft entſtandene 


Schleſiſche Marmor -⸗Schneide⸗Anſtalt 


vom Stein: und Bildhauer G. Laverdure 8 Comp. 

in Breslau, Taſchenſtraße Nr. 4, 
empfiehlt aus ihren neu eröffneten Brüchen die größte Auswahl von Marmor in allen beltebigen Farben, ſowie auch Granit, Porphyr, Baſalt, Serpentin, Alabaſter und Sandſtein, 
ſewohl roh in großen und kleinen Blöcken und Platten, als verarbeitet zu allen Zwecken der Architektur und Skulptur, als Stufen, Fußböden, einfach und Moſaik⸗, Wand⸗ Thür⸗ und 
bekleidungen, Säulen, Poſtamente, Pfeiler, Balkon⸗ und Treppengeländer, Conſols, Geſimswerk und Verzierungen, Kaminen, Altären, Grabs und Schriſtſteinen, Denkmälern, 
ufſteinen, Vaſen, Urnen, Badewannen und andere Gefäße; desgl. zu Möbelſachen, als Tiſchplatten ꝛc. in allen Größen und Formen, fo wie ſonſtige Galanterie⸗ und Luxus- Gegen⸗ 
fände, Die bedeutenden Vorräthe von vielen verſchiedenen Sorten Marmor fegen die Anftalt in Stand, allen Aufträgen aufs Schleunigſte nachzukommen, und der Betrieb einer damit 
berbundenen Schneide⸗, Schleif⸗, Polir⸗ und Drehmühle macht es möglich, alle Lieferungen aufs Billigſte auszuführen. 


Auktion. Am 24. d. M., Vorm. 9 u., ] Nach langwieriger ſchwerer Krankheit bei⸗ 
werde in Nr. 39 Kupferſchmiedeſtraße Silber: nahe genefen, iſt es mein Erſtes, in mein und 
zeug, Porzellan, wobei ein Service zu 12 der Meinigen Namen den Freunden meines 

rſonen, Gläſer, Zinn, Kupfer, Möbel, Bet: lieben ſeligen Vaters für die vielen Beweiſe 

„Wäſche und div. Hausgeräth verſteigern. von Liebe und Achtung, welche fie vor und 

Mannig, Aukt.⸗Kommiſſ. r 18 Tode 5 often ar den in: 
Bekanntmachung. R nigften, tiefgefühlteften Dank zu fagen. 
Der Gutsbeſitzer Hans Biened zu Nie-] Rieder⸗Arnsdorf bei Schweidnitz, 
der⸗Gerlachsheim beabsichtigt die Anlage einer den 19. Juni 1847. 
Dampfmaſchine, Behufs Betreibung einer Hedwig Grünig. 
ennerei und eines Mahlganges. Offener Hauslehrer⸗Poſten. 
Nach Vorſchrift der Gewerbeordnung vom] Ein evangeliſcher Gutsbeſitzer, wohnhaft zwi⸗ 
17. Januar 1845 $ 29 wird dieſes Vorhaben ſchen Pitſchen, Conſtadt, Namslau, Reichthal 
mit der Aufforderung öffentlich bekannt ge⸗ und Kempen, ſucht einen älteren Hauslehrer 
macht, etwanige Einwendungen in der ge⸗ von Johanni d. J. ab, ſpäteſtens bis Mi⸗ 


ſetlichen A4wöchentlichen Präkluſiv⸗Friſt hier chaeli. Es wird freier Vortrag in Ge⸗ 
anzumelden. F ſchichte, Geographie und Literatur nebft fran⸗ 
Nieder⸗Gerlachsheim, den 15. Juni 1847, zöſiſcher Converſation verlangt. — 2 Mädchen 
Orts⸗Polizei⸗Behörde. von 11 und 13 Jahren ſollen täglich 3 Lehr⸗ 


H. Bieneck. 


Junge Damen, welche das Schneidern, 
Maaßnehmen und Schnittezeichnen gründlich 
erlernen wollen, und dabei für ſich arbeiten 
können, finden freundlichen Unterricht bei mei⸗ 
ner Nichte, ſo wie 5 Auswärtige Koſt und 

nung erhalten können. 
ele Chriſtiane Grauer geb. Juſt. 
Roſenthalerſtraße Nr. 8, zwei Treppen hoch. 


Weiß ⸗Garten. 
Mittwoch und Donnerstag d. 23. u. 24. Juni 
großes Konzert 
der Breslauer Muſikgeſellſchaft, 
hierzu erſtes Auftreten der öſterreich⸗ ſteyeri⸗ 

ſchen Zechner und ee 
echinger u. Frau. 
Anfang 5 Be Wiheres die Anſchlagezettel. 
Eine Bonne, die bereits mehrere Jahre 
als ſolche gewirkt, ſucht von jetzt an ein an⸗ 
deres Engagement, mit dem Bemerken, daß 
e auch erbötig iſt, ins Ausland zu gehen, da 
e in deutſcher, ſo wie in franzöſiſcher Sprache 
grammatiſchen Unterricht zu ertheilen im 
Stande iſt. Das Nähere zu erfragen unter 
der Adreſſe C. S. in Löwenberg, bei dem 
Kaufmann Hrn. Meyer am Ringe. 


Zur Nachricht. 

Obgleich bei dem Grüneicher Dammbruch 
meine ſämmtlichen Anlagen, Gärten und Wie⸗ 
ſen überfluthet wurden, ſo iſt doch meine 
Kalkfabrik nebſt allen Gebäuden davon nicht 
betroffen worden, und iſt daher Grüneicher 
Kalk fortwährend in beſter Qualität zu ha⸗ 
ben, ſowohl in der Fabrik ſelbſt, als auch in 
der alleinigen Niederlage: Ohlauerſtraße 56. 


F. A. Hertel. 
Dreſchmaſchinen. 


Mehreren Nachfragen zu genügen, zeige 
ich den Herren Landwirthen hierdurch erge⸗ 
benſt an, daß in meiner Maſchinenfabrik wie⸗ 
derum von den allgemein anerkannten trans⸗ 
portablen Dreſchmaſchinen mit eiſernem Göpel⸗ 
werk zum Verkauf bereit ſtehen. Auf denſel⸗ 
ben wird in 20 Minuten bei einem Kraft⸗ 
aufwande von 3 bis 4 Pferden ein Schock 
Getreide rein ausgedroſchen, wobei quch noch 

gleichzeitig mit derſelben eine Getreidereiniz |; 
gungsmaſchine verbunden werden kann. Auch 
empfehle ich mich gleichzeitig mit der Anfer⸗ 
tigung von Dampfmaſchinen und Dampfkeſ⸗ 
ſeln in allen Größen; ferner mit Einrichtun⸗ sr Bl 
gen von Mahl-, Oel-, Brettſchneide⸗ und Kno⸗ im Rautenkranz. * a 
chen⸗Mühlen nach den neueſten Konſtruktio⸗ N - 
nen, ſo wie auch mit Einrichtungen zu Bren⸗ Milch ⸗Verkauf. 
nereien und Kartoffelſtärke⸗Fabriken und den ie Milch von dem königlichen D 
dazu gehörigen gangbaren Zeugen und Ma⸗ Die 8 5 n 9 chen Domainen⸗ 
ſchinen. Berlin, im Juni 1847, Amte Neukirch wird vom Jaſten d. M. täg: 
J. Fr. Hartmann, lich ven früh 5 uhr ab in den Kellern Al⸗ 
er & su 1 915 5 brechtsſtraße Nr. 3 und Weißgerbergaſſe 13 
. e den 1100 K. TR genen’ 8000 . guter e ade beutaufe: 77" 7 
Rtl. Anablung zu verkaufen; außerdem find]. ig ü 18555 10 er, 
mehre preiswürdige Apotheken nachzuweiſen, die 100, 12 irt di gr. bis 4% Rtl. 
auch mehrere 8 gute Stellen S ea 8 br 505 = Sr 99 5 
ot : : 14 F. W. x 
en fd. 
0 S. Militſch, Biſchofsſtraße 12. Auf einem Gute bei Breslau wird fog leich 
ein junger thätiger moraliſcher Mann 


Ein Gaſthof erſter Klaſſe, durch Ba: 0 ; l 
| ER TA im Giefgbeer Thale ge: eng 575 
S ere bei 0 
egen, mit 10 Breslauer Scheffel Ausfaat und neben der goldnen Gans zu erfahren. 3 


U 
Werten, it für den Preis von 5000 Rthlr. Sand AR 
Ein neuer Handwagen mit eiſernen Achſen 
iſt zu verkaufen: Hirſchgaſſe Nr. 8. ie 


zu acqutriren, mit der Hälfte Anzahlung. 
— —— wNHT— — — — 
Eine Spereiwaaren-Handlung, ein 


Das Nähere bezeichnet der Herr Agent 
Sas fe ee und eine ank⸗ 


Munck in Broß ⸗ Glogau. 
Zwei Poni's (braun) fehr al 0 8 
rung find ſofort zu vermiethen. Nähe: 
8 Eduard Liebold, 


„ d feomm, nebft ruſſiſchen Geſchir⸗„nahr 
ren und Wagen, fo wie meh- res durch 

. 2 dere wenig gebrauchte, Rel Weidenſtrabe Nr. 7. 
ch zeuge, worunter ein ſchöner Da⸗ Wohnungs efuch. 

‚  Menfattel, find zu verkaufen: Friedrich⸗Wil⸗ | 3—4 Stuben zu Zohannt. Adreſſen bittet man 
msſtraße Nr. 2, par terre links. Oderſtr. 16 im Spezereigewölbe abzugeben. 


ſtunden haben. Ein Knabe von 6% Jahr, 
der Rechnen, Leſen und Schreiben kann, kommt 
unter ſpezielle Leitung des Lehrers und erhält 
paſſenden Unterricht auch im Latein. — Die 
Kinder haben offenen Kopf, Luſt zum Lernen 
und bereits einen guten Lehrer gehabt, der 
jetzt im Amt. — j 

Gehalt 100 Rthlr., kann eine erwieſene 
Tüchtigkeit durch gehabte Erfolge nachgewie⸗ 
ſen werden, ſo iſt ein höheres Gehalt kein 
Hinderniß, übrigens die paſſende anſtändige 
Stellung. — Offerten wünſche ich direkt un⸗ 
ter Adreſſe v. B. Kempen poste restaute 
nebſt näherer Angabe der frühern Stellungen 
oder Verhältniſſe. 


Dampf⸗Kaffee, 
täglich friſch gebrannt, vom reinſten, kräftig⸗ 
ſten Geſchmack, Java 10 Sgr., Domingo 
9 Sgr. das Pfd., in , % und „ Pfd.⸗ 
Paketen, bei Partien billiger, empfiehlt: 
C. F. W. Jacob, 
Ohlauer und Biſchofsſtraße⸗Ecke, 
im ſchwarzen Adler. 


Siegellack⸗Offerte. 
Vielen Nachfragen zu begegnen, zeige ich 
hiermit ergebenſt an: daß ich von jetzt ab ein 
ausgezeichnet ſchönes und gutes Gußlack, das 
Pfd. von 5 Sgr. an, vorräthig halte; und 
indem ich daſſelbe, ſo wie alle Sorten Roll⸗ 
lack zu den billigſten Preiſen einer gütigen 
Berückſichtigung empfehle, erlaube ſch mir 
auch auf ein neues unüberzogenes 


„Kammer⸗ oder Amts⸗Lack“ 
— das Pfund zu dem höchſt billigen Preiſe 
von 15 Sgr. — welches mit einem feinen 
rothen Siegel ein ſehr freundliches Aeußere 
verbindet, ganz beſonders aufmerkſam zu 
machen. \ Fe ‘ 
C. Froelich sen., 

Siegellack⸗Fabrikant, Karlsſtraße Nr. 5. 

Ein Hauslehrer wird aufs Land ge⸗ 
ſucht. Das Nähere beim Wirth im deut⸗ 
ſchen Hauſe. 

Ein bedeutendes Brau⸗ und Branntwein⸗ 
Urbar, im lebhaften Betrieb und an einem 
ſehr verkehrreichen Orte, bin ich annehmbar 
zu verkaufen beauftragt. 

D. M. Peiſer, 


Breslau. 8 i 
Karlsſtraße Nr 33. 


Beſte Milch, wie dieſelbe von der Kuh 
kommt, à Quart 1 Sgr., iſt täglich friſch zu 
haben bei Frau Adam, Ohlau 


Eine Hypotheke 
von tauſend Thalern a 5%, vollkommen ſicher, 
iſt ſofort zu verkaufen. Näheres Vormittags 
von 9— 12 uhr zu erfahren Schmiedebrücke 
Nr. 55, 1 Tr. bei H. Zinke. 


Von neuen engliſchen 


Matjes ⸗ Heringen 
empfing per Eiſenbahn friſche Sendung und 
empfehle dieſelben in ausgezeichnet zarter und 
fetter Qualität à Stck. 1 Sgr., 12 Stck. 10 Sgr. 
Das Fäßchen, e. 5558 Stck. enthaltend, 1 % Rl. 


1 * * N, * 
Heinrich Kraniger, 
Karlsplatz Nr. 3, am Pokohhof. 
Möbel und Betten werden gekauft 
Reuſcheſtraße im rothen Hauſe, 2 St. 


Nunkel⸗Rüben⸗Pflanzen⸗Verkauf. 

Auf dem königlichen Domainen⸗Amte 
Neukirch bei Breslau, find täglich ſchöne 
Nunkel⸗Rüben Pflanzen zu haben. 

—— Abgelagertes Malz 

iſt in meiner Mälzerei (Breslau, Bahnhof⸗ 
ſtraße Nr. 2) zu haben. Adam Bernſtein, 
wohnhaft am Tauenzienplatz Nr. 10. 

Eine Eſelin nebſt einem Eſelswagen 
mit Geſchirr ſtehen einzeln oder zuſammen 
zum Verkauf: Herrenſtraße Nr. 26, 

Das Nähere iſt beim Hausknecht des Hau⸗ 
ſes zu erfragen. 


SORGRTRSKHSEOCOEHOANE 
Auf dem Dom. Groß⸗Graben ® 
5 bei Feſtenberg ſind 


zwei ſtarke 
gemäftete Ochſen 
8 ſofort zu verkaufen. & 
ROOOSIOSCH:0OO9HO00 
hat ſich ein gelber Bull: 


Am 20. d. M. 1 
dogg zugeſunden. Der rechtmäßige Eigenthü⸗ 
mer kann ihn gegen Erſatz der Koſten in Em⸗ 
pfang nehmen Altbüßerſtr. Nr. 36, eine Tr. 
Wohnungs⸗Vermiethung. 

Eine Wohnung im Rentamtsgebäude, Rit⸗ 
terplatz Nr. 6, erſte Etage, von 4 Stuben, 
1 Kammer, 1 Alkove, 1 Pferdeſtall für zwei 
Pferde, nebſt Holzſtall, Keller und Bodenge⸗ 
laß wird den 15. Juli 1847, Vormittags von 
10 bis 12 uhr, im hieſigen Amtslokale au 
ein oder drei Jahre vom 1. Oktbr. d. J. a 
öffentlich an den Meiſtbietenden vermiethet 
werden. Die Miethbedingungen können hier 
während der Amtsſtunden eingeſehen werden. 

Breslau, den 17. Juni 1847. 

a Königl. Rentamt. 


ö eee 
= Im Sa am Schweidnitzer 
Stadtgraben iſt eine elegante Woh⸗ 
2 nung von 10 Stuben, nebſt allem er⸗ 2 
forderlichen Zubehör, desgleichen eine & 
von 6 Stuben zu vermiethen. Nähe⸗ 
res daſelbſt par terre rechts, beim Wirth. 
60009009000:0060000 

Ein freundliches, möblirtes Vorderzimmer 
iſt bald zu beziehen Weidenſtraße Nr. 32. 
Freundliche und geſunde Wohnungen ſind 
bald zu beziehen in einem anſtändigen Hauſe 
auf der Tauenzienſtraße; auch iſt das Haus, 
nebſt Garten und Bauplatz durch mich zu 
verkaufen. Tralles, Schuhbrücke 66, 
Während der Enthüllung der Statue 
Friedrich des Großen ſind auf der 7 Kurfür⸗ 
ſtenſeite mehrere Fenſter zu benützen. Nähe⸗ 
res Ring 14 im Comptoir. 

Zum Feſte der Enthüllung der Statue 
Friedrichs des Großen ſind, der Letzteren ge⸗ 
genüber, 6 Fenſter in der dritten Etage zu 
vermiethen. Näheres bei 2 

N A. Geisler, 
Schweidnitzerſtraße Nr. 37. 


Alte Taſchenſtraße Nr. 6 iſt ein freundli⸗ 
ches Quartier im zweiten Stock für den her⸗ 
abgefegten Preis von 185 Rtl. zu haben 
und bald zu beziehen. Zu erfragen daſelbſt. 


Ein Zimmer, 
Ring 10 und 11 vornheraus, mit oder ohne 
Meubel iſt von Johanni ah zu haben. Nä⸗ 
heres Ring 14 in ider Kleiderhandlung. 


Ein Gewölbe 
auf dem Ringe (Becher = Seite) iſt von Mi: 
chaeli ab zu haben. Näheres Ring 14 im 


Comptoir. 
Ein. Stall 
ne en 0 
iſt Schuhbrücke Nr. 45 zu ee und 
bald zu beziehen. . 


888 


E. 


— 


Kath Kieſchke a, Oppeln. Pfarrer 


Feine Wäſche wird ſauber gewa⸗ 
[hen von Ch. Wohlfahrt, Herren⸗ 
ſtraßen- und Gerdergaſſen⸗Ecke Nr. 1, 
zwei Treppen hoch. x 


Zwei Stuben nebſt Küche 
find von Johannj d. J. ab für 70 Rthl. zu 
vermiethen. Das Nähere Herrenſtraße Nr. 20, 
im erſten Stock. 


Eine freundliche Stube, freie Ausſicht, Be⸗ 
ſuch des Gartens, iſt nebſt einer Kammer an 
einzelne Miether von Johanni ab Nikolaſvor⸗ 
ſtadt, kleine Holzgaſſe Nr. 4 zu vermiethen. 


In den drei Mohren 
iſt ein Gewölbe und Comptoir zu vermiethen. 


Breiteſtraße Nr. 14 ſteht ein Tiſchler⸗ 
Meiſterſtück, beſtehend aus einem Damen⸗ 
Schreib⸗Büreau nebſt Toilette, von Maha⸗ 
goniholz, zu verkaufen. j 


Wallſtraße Nr. 10, neben dem koͤnigl. Palais 
find im Iſten Stock 7 Piecen zu vermiethen. 


Mötel garni in Breslau, 
Albrechtsſtraße Nr. 33, 1. Etage, bei König, 
find, elegant moöblirte Zimmer bei promipter 
Bedienung auf beliebige Zeit zu vermiethen. 
8. Audi lung u. Wagenplag dabei, 

Angekommene de. 

Den 21. Juni, eee weißen 
Adler: General v. Brockhuſen u. Gutsbeſ 
Becherer a. Berlin. v. Walham a. England 
Part. Reetſch a. Leipzig. Gutsbeſ. v. Zad⸗ 
wadzki a. Kalinowo, v. Mickowski, Popiel a. 
Krakau. Amtsrath Thär a, Panthen, Straſ⸗ 
anſtalts⸗Dir, v. Rönſch a. Brieg. Bahnhofs, 
inſp. Jonas a. Ratibor. Apoth. Schlander 
a. Danzig. Kaufl. Schabon a. Koſel, Schwa⸗ 
ger a. Hanau, Gribel a. Stettin, Hildebrand 
aus Magdeburg, Jäger aus Frankfurt a. O. 
Fr. Schröder a. Stargard. Hauptmann v 
Bockelmann a. Braunſchweig. Jute gem if. 
Mövius a. Graudenz. Kaufm. Heafford d. 
Odeſſa. — Hotel zur goldnen Gans: 
Kammerherr v. Zaſtrow u. Asphalt⸗Fabrik. 
Veyſſier a. Berlin. Frau Gutsbef, v. Mi 
niewska, Fr. Leſſel, Beamter Bertrand und 
Fr. Tribunalsrath v. Maciejowska a. War⸗ 
ſchau. Gutsbef v. Dbierziersfi a. Retſchko, 
v. Saliſch a. Jeſchütz, Jankowski a! Großherz⸗ 
Poſen. Partik. v. Kalinowski aus Stettin. 
Kauft. Wollheim a. Alexandrien, 17 6 a. 
Wien, Meier aus Berlin. Aktuarſus Göſſel 
a. Zittau. Oberförſter Heller a. Dombrowkg. 
Fr. Gutsbeſ. v. Berens a. Rußland. Gräfin 
Präbandowska a. Galizien. Fr, Geh. Rath 
Kneſevitſch a. Reſan. Fr. Bar, v. d. Howen 
a. Mitau. Fürſtin v. Sulkowski a,’ Reifen, 
Gr. v. Zaluski a, poſen. Kammerherr Baı 
v. Miltitz aus Dresden. til Löring a 
Amerika. — Hotel de Sileſie: Ober Neg. 
skie⸗ 
ſch⸗Oſtrowo. Gutsbeſ. Beer a, 


wicz a. Deut 


Akreſchfronze. Handelsmann Heymann aus 


Bromberg. Kaufm. Rocholl aus Kaſſel. — 
Hotel zu den drei Bergen: Oekonom 
Schaffer a, Dresden. Dr. Schäffer a. Go 
lig. Ofenfabrik. Grothauſen a. Berlin. Ka f. 
Vogel a. Chemnitz, Büſche a. Iserlohn, 
rig a. Benshaufen. Oekon. Thering a“ Rei⸗ 
chenbach. — Hotel zum blauen Hirſch: 
Rittmeiſter v. Beſeler a. Reichenbach. 
len⸗Conttoleur Jarnetzki a. 0 Paſtor 
Frantz a. Kl⸗Kniegnitz. Ju „Kommiff, 
barth a. Kreuzburg. Uhrmacher 
Berlin. Kaufm. Barti a. Krakau. 
lig’s Hotel: Kaufm. 
— Hotel de Saxe: Frau Gutsbef, von 
Szoldrska a. Deutſch⸗Pippen. Sn 
ing a. Riemberg. — Röhnelt's Hotel: 
Gutsbeſ. v. Lipinski a. Jakobine. — Zwei 
goldene Löwen; Kondukt, Stangen aus 


Zet 


Karlsruhe. Gutsbeſ. Baron v tie aus 
Blasdorf, Regner aus Glerzderf Kauf⸗ 
mann Breslauer aus Brieg. Huge 


ſches Haus: Diſtrikts⸗Kommiſſ. v. Elſanowski 


Amtm. Knoblauch a. Juliusburg. Referend. 
Hoffmann aus Ratibor. — Weißes Roß: 
Gutsbeſ. Olbricht a, Schenhafde, Reinbeck g. 


5 ae Butsbefion. Sich 8a. Klein⸗ 
Deutſchen. — Goldener Zepter: Kaufm. 
Oelsner u. Bürgermeiſter Ba Al. 
Gutsbeſ. v. Knoblauch a. Bu „Ober⸗ 


ge u hart Die 0. 
Militſch. Inſp. Zahn u. Kaufm. Cohn aus 
Liegnitz. Kaufl. Krengel a. Sc, Sm 


ger al Saleſche. — Weißer Storch: Kſm. 
Cohn aus Münſterberg. — — 
Bahr Sa Meyer a. Stetti erde⸗ 
ändler Nitſche a, Dresden. — Goldener 
Baum: Fr. Bataillonsarzt Sander a. Gr 
Strehlitz. Kaufm. Romberg a. Berlin 
7 * 8 Ar aMN 


2 * 
2 


Sa- 
er a. 


x 


* 


Breslauer Eonrs: Bericht vom 22. Jun 1847. 
Fonds- und Seld⸗ Cours. 


2 : m 


Breslauer 


Beſte Sorte. 


Setreide⸗Preiſe vom 22. Juni 1847. 
Mittle Sorte. Geringſte Sorte. 


Holl. u. Kaiſ. ollw. Duk. 95 % Gid. Poſener Pfandbriefe 3¼% % 921 ½ bez. Weizen, weißer. 5 Rtl. 12 Sg. 6 Pf. 5 Ktl. 4 Sg. — Pf. 5 Rtl. — Sg. — p. 
Frledrichsd or, preuß. 1132, Sid. Schleſ. dito 3 ½ % 98 ½ Br. dito gelber. 5 „ 9 > — „ 5 „ 2 — 6 „ 4% „ =. 
Louisd'or, vollw. 111½ Gld. dito dito 4% Litt. B. 102%, Br. Bruch Weizen. 4 „ 28 „ — „ 4 „ 25 „ — „ 4, 20 „ — „ 
Poln. Papiergeld 991, Br. dito dito 3½ % dito 95% Gld. Roggen F TAT Ta RE 
Defter. Banknoten 103 ¼ Br. Poln, Pfdbr., alte 4% 95 ½ Gld. Gerſte Je e e DR ee, ee eee 
Staatsſchuldſcheine 3 ½ % 02 ½½ Br. dito dito neue 4% 95 Gld. Hafer „„ . 


Seeh.⸗Pr.⸗ Sch. a 50 Thl. 95 ½ eld. %, Br. 
Bresl. Stadt⸗Obligat. 3 ¼ % — 

dito Herechtigkeits 4% % 96%, Br. 
Poſener Pfandbriefe 4% 102%, bez. u. Br. 


dito dito 


\ Giſenbahn⸗Aerien. — Spermomeier 
— nn EN 0 Barometer — 
Bberſchlef. Lat. A, 4% Voleſngeg. 104 /, Wühb. (Köſel⸗Oderb.) 4% — 20. und 21. Juni. 3. e. danerel, Ionen, T Page | mins. | Set, 
etw. bez. u. Br. Sheiniſche 4% — A: ei. niedriger. 
dito Prior. 4% 96 Br. dito Pr. ⸗ St. Zuſ.⸗Sch. 4% — 5 7 g : 4 
dito Lätt. B. 4% 98%, Gib, Köln⸗Minden Zuſ.⸗Sch. 4% 93% Br. Abends 10 uhr. 27 4 52 12, 10 9 9, 0 2 67% NW überw. Regen 
Bresl.⸗Schw.⸗Frelb. 4% 101 ¼ Br. Schſ. Schl. (Drs. Erl.) Zuſ.⸗Sch. 4% 99% Sid. Morgens 6 uhr. 5 52/7 13 00 10% 8 0 6 j51° W überwöllt 
dito dito Prior. 4% 00 Br. Nſſe.⸗Brieg, Zuſ.⸗Sch. 4% 64% bez. u. Br. Nachmitt. 2 uhr. 6 041 ＋ 14 40% 14 11 4 2 24% NRW 15 
Niederſchleſ⸗ Märk. 4% 87 bez. Krak.⸗Oberſchl. 4% 76% Br. Minimum 4 24/7 12 10 + 9 8] 0 2 20 
dito dito Prior. 5% 10% Br. poſen⸗Starg. Zuf.⸗Gch. 4% 84 Br. Maximum 6 040 ＋ 14 65/7 14 3] 4, 2 76 
dito Zwgb. (Gl.⸗Sag.) — Fr. Wilb. Nordb. Zuſ.⸗Sch. 4% 72 ½ Gld. 
Berliner Eiſendahn⸗Actien⸗Cours⸗Bericht vom 21. Jum 1947. Temperatur der Oder ＋ 13, 3 
Breslau⸗Freiburger 4% — Köln⸗Minden 4% 93% u. ½ bez. 
Niederſchleſiſche 4% 88 Br. 87% Gd. Nordb. (Frdr. Wilh.) 4% 72% bis 5 bez. 3 5 
dito Prior. 4% 92%, Gld. Poſen⸗Stargarder 4% 834, Br. 21, und 22. Juni.] 3. k. | imnexes. | änßeres. ſeuchtes u Seel, 
Rieder Bibeige 3 Sachſ.⸗Schleſiſche 4% 100 Gld. ; eres. äußeres. nledeiger. 
gb. „ — 5 — — 
dito dite Prior. 4% — Fonds ⸗Courſe. Abends 10 uhr. 27 5, 80 14, 10% , 12, 2 1, A | 2° W] halbheiter 
ee Litt. A. 4% 105 Br. Staatsſchuldſcheine 3 ¼ % 93 bez. Morgens 5 uhr. 5, S4 7 13, 5507 12, 2) 1, 6 , W meiſt überm 
dite Lit. B. 4% 68 ¾ bez. Poſener Pfandbriefe 4% 102 bez. Nachmitt. 2 uhr. 5, 00 + 14, 60 / 15, 3] 2, 6 520° NW] üderwolkt 
Wilheimsbahn 4% — dito dito neue 3½ 92 / etw. b. u. G. Minimum F 5, 80 13, 557 12 0) 1, 4 1 2% 
Krakau⸗Oberſchl. 4% 76%, Br. Polniſche dite alte 4% 95% Bid. Marimum 6, 10 / 15, 257 16, 0 2, 6 21 
Quittungsbogen. dito dito neue 4% 95% bez. 


Rheiniſche Prior.⸗St. 4% 89%, Br. 


Landtags⸗Angelegenheiten. 


Sitzung der Herren-Kurie am 15. Mai. 
. (Schluß.) 

Staats⸗Miniſter Eichhorn: Es iſt allerdings nicht 
die Abſicht der Regierung, die Trennung in einer Ju⸗ 
dengemeinde zu verhindern, wozu in Folge der ſich jetzt 
kundgebenden Bewegungen ein Theil der Gemeinde ſich 
entſchließen möchte. Darüber, ob eine Trennung 
ſtattfinden darf, ſoll keine Frage entſtehen können. Es 
ſcheint, daß blos die Tren nung an und für ſich im 
Gutachten der Kommiſſion ins Auge gefaßt wird. In 
der Beſchränkung der Frage hierauf erſcheint allerdings 
das Wort „ob“ ganz überflüſſig. Der § 18 ſpricht 
aber an der betreffenden Stelle nicht blos von einer 
Trennung, ſondern auch von der Errichtung eines neuen 
Gottesdienſtes und der Bildung einer neuen Gemein⸗ 
de. Wenn in Abſicht der Trennung an ſich nicht 
in Frage kommen kann, ob ſie zuzulaſſen ſei, ſo unter⸗ 
liegt dagegen die andere Frage, ob die Getrennten als 
eine neue Geſellſchaft zuſammentreten können, eben ſo 
einer Prüfung von Seiten des Staats als ſie ange⸗ 
ſtellt wird, wenn Mitglieder einer öffentlich anerkannten, 
oder auch einer geduldeten chriſtlichen Religions⸗Ge⸗ 
ſellſchaft ſich abſondern und eine neue Religions⸗Geſell⸗ 
ſchaft bilden wollen. Wie nach allgemeinen Vorſchrif⸗ 
ten keine neue Religions⸗Geſellſchaft ohne Genehmi⸗ 
gung des Staats ins Leben treten kann, ſo kann auch 
keine neue jüdiſche Religions⸗Gemeinſchaft aus der bes 
ſtehenden hervorgehen anders, als mit Genehmigung 
des Staats. 2 

Referent Graf von Itzenplitz: Der. fo eben ge⸗ 
hörten Anſicht dürfte es entſprechen, wenn das Wort 
ob etwas ſpäter in den Paragraphen eingeſchaltet wür⸗ 
de, wonach es dann heißen würde: So haben die Mi⸗ 
niſter unter Benutzung des von der Kommiſſion abge⸗ 
gebenen Gutachtens darüber Anordnung zu treffen, mit 
welcher Maßgabe die Einrichtung eines abgeſonderten 
Gottesdienſtes oder ob die Bildung einer Synagoge zu 
geſtatten fei? 

Miniſter Eichhorn: Vielmehr ſo: „Mit welcher 
Maßgabe die Trennung von der bisherigen Gemein⸗ 
ſchaft und ob die Bildung einer neuen Synagoge 
zu geſtatten iſt.“ 

Referent Graf von Itzenplitz: Nachdem dieſe 
Erläuterung und Zuſicherung des Herrn Staatsmini⸗ 
ſters ausgeſprochen iſt, könnten wir, glaube ich, über 
die Sache hinweggehen. N 

Mar ſchall: So daß es alſo auf der Aten Zeile 
von unten hieße: Mit welcher Maßgabe die Trennung 
der bisherigen Gemeinſchaft und ob die Bildung einer 
neuen Synagoge zu geſtatten ſei.“ 

Referent Graf von Itzenplitz erklärt ſich damit 
einverſtanden. b 

Marſchall: Der Herr Referent hat ſich angeſchloſ⸗ 
ſen, und ich habe zu erwarten, ob eine entgegenſtehen⸗ 
de Bemerkung gemacht wird. 

(Nachdem ſich noch über die Ausdrücke „Kultus⸗Ein⸗ 
richtungen“ und „Vermögen des Synagogen⸗Vereins“ 
ſowie über die dahin ſchlagenden Rechtsverhältniſſe eine 
Diskuſſion entſponnen, ſchritt man zur Abftimmung.) 

Marſchall: Wenn weiter keine Bemerkung ge⸗ 
macht wird, ſo kommen wir zur Abſtimmung. Die 
Frage iſt gerichtet auf den Antrag der Abtheilung, daß 
der Paragraph, wie er vorliegt, beizubehalten ſei; 
und diejenigen, welche dieſem Antrage beiſtimmen, wür⸗ 
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a 500. Fl. 80%, 
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Temperatur der über 14 2 


den dies durch Aufftehn zu erkennen geben, — (Die 
Majorität erhebt ſich dafür.) — Der Paragraph ift 
angenommen. 0 I 

Referent: Der $ 18, den die hohe Kurie eben 
angehört hat, ſteht im genauen Zuſammenhange mit 
den folgenden $$ 19, 90, 21, 22, und die Abtheilung 
hat daher dieſelben bei ihrer Beurtheilung zuſammen⸗ 
gefaßt. Wir werden ſie daher jetzt hinter einander hö⸗ 
ren, und dann wird die Beurtheilung der Abtheilung 
folgen. ® 

Graf von Königsmark (left vor): 

„d 19. Dieſe Kommiffion ſoll, fo oft das Bedürfniß es 
erfordert, unter der Aufſicht eines Regierungs⸗Abgeordneten 
in Berlin zuſammentreten und aus neun Kultusbeamten 
oder anderen Männern jüdiſchen Glaubens beſtehen, die das 
Vertrauen der Judenſchaft, welcher ſie angehören, beſitzen. 

$ 20. Die Mitglieder der Kommiſſion mit einer ange⸗ 
meſſenen Zahl von Stellvertretern werden von den Miniſtern 
der geiſtlichen 2c. Angelegenheiten und des Innern auf den 
Vorſchlag der Dber-Präfidenten, welche dabei die Anträge 
der Judenſchaften ihres Verwaltungs-Bezirkes beſonders zu 
berückſichtigen haben, auf die Dauer von ſechs Jahren er⸗ 
nannt. Er} 

$ 21, Die durch den Zuſammentritt der Kommiſſion 
erwachſenden Koften werden von den ſämmtlichen Judenſchaf⸗ 
ten des Staats nach Verhältniß des Koſtenbetrages ihrer 
geſammten Bedürfniſſe ($ 23) aufgebracht. 

$ 22. Die Kommiſſion beſchließt! über die ihr zur Bes 
gutachtung vorgelegten Gegenſtände nach abſoluter Stim⸗ 
menmehrheit und hat die zu erſtattenden Gutachten unter 
Beifügung von Gründen vollſtändig auszuarbeiten.“ 

Referent (lieſt aus dem Abtheilungs⸗Gutachten 
ad $$ 19 bis 22 vor): 

„Abgeſehen von dieſen mehr die Form betreffenden 
Bemerkungen, kann ſich die Abtheilung mit dem Inhalt 
der $$ 18 — 22 (einſchließlich) im Allgemeinen nur ein⸗ 
verſtanden erklären. Die religiöſen Angelegenheiten der 
Juden will der Staat dieſen ſelbſt anheimgeben, und er 
thut als weltliche Obrigkeit Alles, was die geduldete Re⸗ 
ligions⸗Geſellſchaft begehren kann, wenn er zuerſt die reli⸗ 
giöſe Corporation von außen her zu Recht beſtändig kon⸗ 
ſtituirt, und dann auch wieder den geſetzlichen Weg eröff- 
net, auf welchem eine Trennung der religiöſen Corporation 
eintreten kann, wenn dieſe von den jüdiſchen Vereinsge⸗ 
noffen gewünſcht wird oder ſonſt erforderlich erſcheint. Dies 
fer Weg iſt durch die 99 18 — 22 angebahnt, und es iſt 
der Inhalt deſſelben auch — ſo viel bekannt — von den 
Juden nicht ungünſtig aufgenommen worden. Nur das 
ſchien der Abtheilung wünſchenswerth, daß die Mitglieder 
der gutachtenden Kommiſſion zum Theil aus der Wahl 
der Synagogen⸗Vereine hervorgehen möchten. Da der $ 
20 ſchon anordnet, daß, die Ober⸗Präſidenten bei ihren 
Vorſchlägen die Anträge der Juden beachten ſollen, ſo 
ſcheint es noch beſſer, daß ein Theil der Mitglieder aus der 
Wahl der Juden und ein anderer Theil frei aus den Vor⸗ 
ſchlägen des Ober⸗Präſidenten hervorgehe. Die Abthei⸗ 
lung beantragte daher einſtimmig: 

daß die Ober⸗Präſidenten verpflichtet werden 
möchten, zwei Drittel der Mitglieder der Kommiſ⸗ 
ſion aus den von den Synagogen⸗Vereinen be: 
zeichneten Perſonen in Vorſchlag zu bringen 
und die betreffenden Minifterien gehalten fein moͤch⸗ 
ten, zwei Drittel der Mitglieder der Kommiſſion 
aus den Perſonen zu wählen, welche die Vereine 
enannt haben. Dieſe Abſicht wird durch einen 
urzen Zuſatz zum § 20 zu erreichen fein.“ 

85 19 — 22 werden angenommen. 

Graf von Königs mark (lieſt vor): 

9 23. „Die Koften des Kultus und der übrigen, die 
Judenſchaft betreffenden Bedürfniſſe, zu welchen auch die 
Einrichtung und Unterhaltung: der Begräbnißplätze gehört, 
werden nach den durch das Statut einer jeden Judenſchaft 
näher zu beſtimmenden Grundſätzen auf die einzelnen Bei⸗ 
tragspflichtigen umgelegt und, nachdem die Heberollen von 
der Regierung für vollſtreckbar erklärt worden find, im Ver: 
waltungswege eingezogen. Der Rechtsweg iſt wegen ſolcher 
Abgaben und Leiſtungen nur inſoweit zuläſſig, als Jemand 
aus beſonderen Rechtstiteln die gänzliche Befreiung von Bei⸗ 
trägen geltend machen will oder in der Beſtimmung feines 


Antheils über die Gebühr belaftet zu fein behauptet. — Ob 
und inwieweit einzelne, zerſtreut und von dem Mittelpunkte 
der Judenſchaft entfernt wohnende Juden zu den von d 
Judenſchaft aufzubringenden Koften, insbeſondere zu den Ku 
tus⸗Bedürfniſſen, beizutragen haben, iſt von den Regierun⸗ 
gen nach Maßgabe der Vortheile feſtzuſetzen, welche jenen 
Juden durch die Verbindung mit der Judenſchaft zu Thel 
werden. — Von neu anziehenden Juden darf ein ſogenann⸗ 
tes Eintrittsgeld von der Judenſchaft auch an denjenigen 
Orten, wo ſolches bisher üblich geweſen, künftig nicht mehr 
gefordert werden.“ 0 

Referent (ieſt § 23 des Abtheilungs⸗ Gutach 
tens vor): f 

„Der § 23 wird von der Abtheilung zur Annahme em“ 
pfohlen, Daß die Juden die Koften ihres Kultus tragen 
entſpricht dem Recht und der bisherigen Verfaſſung, und da 
die betreffenden umlagen von der Verwaltungs⸗Behörde für 
vollſtreckbar erklärt werden, kann für die Ordnung im Haus 
halt des Vereins, und alſo für die Juden ſelbſt, nur ſehr 
angemeſſen und wünſchenswerth erſcheinen.“ 

$ 23 wird angenommen. 

Referent (left vor): ; 

§ 24, „ueber die der befonderen Armen: und Kram 


kenpflege jüdiſcher Glaubensgenoſſen gewidmeten Fonds und 


Anſtalten ſteht dem Vorſtande der Judenſchaft, ſofern ihm 
nicht die Verwaltung bereits ſtiftungsmäßig übertragen iſt, 
die Aufſicht zu, vorbehaltlich jedoch des Ober⸗Aufſichtsrechts 
der Regierungen.“ 25 
Das Gutachten lautet: 
J 24. Der 9 24 will dem Verein die Verwaltung aller 
für Juden beſtimmten Armen⸗Fonds übertragen, auch wenn 
dies nicht durch die Stiftung oder Verordnung des Wohl 
thäters beſonders angeordnet iſt. Würde dies beibehalten, 
ſo erhält der Verein wieder theilweis die Funktionen einer 
weltlichen jüdiſchen Obrigkeit, wodurch die Abſonderung be⸗ 
fördert wird, welche gewiß nachtheilig iſt. Wenn ein Teſta⸗ 
tor ein Legat zu Gunſten z. B. der in Münſter wohnenden 
Armen katholiſcher Konfeſſion ausſetzt, fo wird dies zweifels⸗ 
ohne vom Magiſtrat und der Armen-Kommiſſion verwalte 
werden; wenn aber ein anderer Teſtator für die in Münſter 
wohnenden armen Juden ſorgt, fo würde nach § 24 dies 2 
gat nicht vom Magiſtrat, ſondern von dem jüdiſchen V 
verwaltet werden. Es iſt nicht abzuſehen, wozu für die Ju⸗ 
den ein ſolcher Unterſchied ſtipulirt werden ſoll, und die Ab⸗ 
theilung kann ihren einſtimmig beliebten Vorſchlag am beſten 
deutlich machen, wenn ſie es ſich geſtattet, ihn in Worte zu 
faſſen, welche möglicherweiſe ſtatt des § 24 in das Geſet 
eingerückt werden könnten, Dieſe würden fo lauten: 0 
Ueber die der beſonderen Armen- und Krankenpfleg 
der Juden gewidmeten Fonds und Anſtalten ſteht dem 
Vorſtande des Vereins die Verwaltung und Aufſt 
nur dann zu, wenn der Stifter dies ausdrücklich be’ 
fiimmt hat. — Dieſelbe verbleibt ihm jedoch auch 
Rückſicht von dergleichen Fonds, welche ſchon — 
von den jetzigen und früheren Synagogen und Juden⸗ 
Vorſtänden verwaltet und beauffichtigt worden ſind. 


Referent: Der Antrag würde alſo ſo lauten 


Tritt die Verſammlung dem Vorſchlage bei, ſtatt des 


§ 24 zu fagen: f 5 
„ueber die der beſonderen Armen⸗ e DAR 
Juden gewidmeten Fonds und Anſta 7 eht dem an 
ſtande des Vereins die Verwaltung und Auffiht nur dan 
u, wenn der Stifter dies ausdrücklich beſtimmt hat. Die 
felbe verbleibt ihm jedoch auch in Rückſicht von dergleichen 
Fonds, welche ſchon bisher van den jetzigen und früheren 
Synagogen⸗ und 5 verwaltet und beauf⸗ 
ichtigt worden find ; y 
arrsalt, Wir kommen zur Abſtimmung. Die⸗ 
jenigen, die dem Antrage der Abtheilung beiſtimmen, 
würden das durch Aufſtehen zu erkennen geben. 
f Gal a P 8 

Referent (verlieft): 

$ 5% In Bezug auf den öffentlichen unterricht 9 E 
ren die ſchulpflichtigen Kinder der jüdischen Glaubensgene 
den ordentlichen Elementarſchulen ihres Wohnorts an. at 

$ 26. Die jüdiſchen Glaubensgenoſſen find Kite 
ihre Kinder zur regelmäßigen Theilnahme an — X: 
in der Ortsſchule während des geſetzlich vorgeſchrieb 

Fortſetzung in der zweiten Beilage.) 
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ters anzuhalten, ſofern fie nicht vor der Schulbehörde ſich 
gusweiſen, daß ihre Kinder anderweitig durch häusliche Un: 
terweiſung oder durch ordentlichen Beſuch einer anderen 
Anal en eingerichteten öffentlichen oder Privat⸗Lehr⸗ 


Ntalt einen regelmäßigen und genügenden Unterricht in den 
ementarkenntniſſen erhalten.“ oh 5 
Gegen die 56 25 und 26 findet die Abtheilung 
nichts zu erinnern und beantragt die Annahme derſelben. 
Dieſe Paragraphen werden ohne Diskuſſion ange⸗ 
umen, und der Referent lieſt den § 27 des Geſetz⸗ ti 


mung und zwar, da entgegengeſetzte Bemerkungen ſtatt⸗ 

gefunden haben, durch Aufſtehen. Wer alſo dem Ans 

tionen der Juden hervorgerufen; fie finden darin eine trage der Abtheilung beiſtimmen will, wird es durch 

Aufſtehen zu erkennen geben. — (Es wird dem An⸗ 

trage der Abtheilung beigeſtimmt.) N 
Referent (veriieft)r- 


gen alſo, die der Anficht der Abtheilung beitreten, wer⸗ 


Abtheilung mit dem Inhalt dieſes Paragraphen dahin ein⸗ 
verſtanden, 100 den I nicht gerade die Anſtellung eines 
elig 


einverſtanden, daß — ( 33 ag d) — die Am Schw 
beſonderen Religionge Lehrers als ein bangt wer⸗ | | g 


eſucht werden 
Prinz Biron von Curland richtet einen de 


iſchen Lehrer von der Klaſ⸗ 
ſenſteuer und den Kommungl⸗Laſten gleich den anderen 
Lehrern. N 


den ſoll, wenn nur (wie der asc e angiebt) dafür ge⸗ 
ſorgt wird, daß es den Kindern nicht am nöthigen unterricht 
fehle. — Eben ſo iſt es gewiß angemeſſen, daß die Reli⸗ 
gions⸗Lehrer vom Stgate geprüft werden und die zum Lehr: 
VVV Ich m ä 
Ein Mehreres, namentlich der Nachweis der Kenntniſſe in jü- iniſter Eichhorn: muß be ß da 
diſchen Glaubensſachen, 1255 der Staat zwar nicht begehren, 9 I PR en 1 90 in A 0 das 
aber gewiß oft von den Juden gewünſcht werden. — um Peinzip Den 10 ie 115 28 
nun in dieſer Beziehung, wenn Tolde-Wünfche: vorliegen, zur kommt. Denn auch die geduldeten chriſtlichen 
ae e e e A Religions⸗Geſelſchaften haben das Recht, Privat⸗ und 
es u in den 1 75 ällen fehlt, Karte N 1 öffentliche Schulen anzulegen, ohne daß bis jetzt ihre 
einftintimig vor, zu beftimiten, daß bie dorkehend al 18° 22 Lehrer dieſelben Vorrechte genöſſen, wie die Lehrer de 
konſtiturte Keinmiſſton dergleichen Prüfungen jädiſcher Reli: dieſelben & 85 te genöſſen, wie die Lehrer der 
giens-Lehrer auf den Wunſch der Spnagogen-Vereine vorzu- anderen öffentlichen Schulen der anerkannten chriſtlichen 
19 850 e Bea e ee nene zu Religions⸗Parteien. 
ertheilen befugt ſein ſoll. So eſcheinigungen werden rk: 5 ; N 
ban Teroftredend keine offizielle ibentung babe un keine daß Bet 90 7 5 N a Gent 25 ee 
Staats⸗Approbation bekunden, dagegen aber doch vielleicht Falls bei d ii ne aegenjsand. vorliegt. 
durch die Autorität der Mitglieder der Kommiſſion für den Dee REN N 6 0 
Verein von großem Werth und Bedeutung fein. — Mit Beder teten, würde ich, falls es der Bera Bun 
com Ane ba lichen 721 wird der $ 28 von der Ab- anheim gegeben würde, dafür ſtimmen, daß auch d 
theilung zur Annahme empfohlen. e. nur geduldeten chriſtlichen Sekten dieſelben Rechte hät⸗ 
ni. wird al der Paragraph pure zur Annahme em⸗ ten, wie die anerkannten Konfeffionen. 3 ch. kann mi 
jedoch hier nur an das halten, was der Kurie jetzt vor⸗ 


Marſchall: Findet der Vorſchlag die Unterſtützung le and Dies Det 0 5 7 A Nolte Bohren. 


halten.“ 
Ptinz Biron von Kurland: Ich wollte mir 
erlauben, an den königl. Herrn Kommiſſar die Frage 
zu richten, da aus der Abtheilung die Ausſicht eröffnet 
worden daß wir im Laufe der nächſten Jahre eine neue 
7 10 erhalten würden, ob bei der Abfaſſung 
derfflben a f e jüdiſchen Gemeinden Rückſicht genom⸗ 
men iſt oder die neue Schul⸗Ordnung in allgemeinen 
Prinzipien alle Schulen in ſich begreift? 
Minister Eichhorn: Bekanntlich iſt für die Pros 
vinz Preußen bereits eine Schul⸗Ordnung unter Bei⸗ 
rath der Provinzial⸗Stände zu Stande gekommen und 
Publiziet worden. In gleicher Art find Entwürfe von 
Schul⸗Ordnungen für alle Übrigen Provinzen ausgear⸗ 
beitet und twürden den Prodinzial = Ständen ſchon in 
dieſem Jahre vorgelegt worden fein, wenn ‚fie zuſam⸗ 
mengekommen wären. — Dieſe Schul⸗Ordnungen ſind 
To abgefaßt, daß alle Konfeſſionen dabei berückſichtigt 

d, doch ſteht es den Provinzial⸗Ständen I Abän⸗ 
kungen für ihre Provinz zur Sprache zu bringen, 


e ſie für wünſchenswerth oder nothwendig halten. von ſechs Mitgliedern? 


habe ſchon in der 


nden ſie es insbeſondere angemeſſen, für die Juden 
Vorſchriften aus Rückſicht auf eigenthümliche Verhält⸗ 
niſſe der Provinz vorzuschlagen, fo wird die königliche 
Regierung ſolche erwarten. In der jetzigen Verordnung 
ſind die allgemeinen Grundſätze aufgeſtellt, die für 
den ganzen Staat und nicht blos für eine einzelne 
Provinz Anwendung finden ſollen. — Es mag aller⸗ 
dings dieſer Patagraph für ſich ohne die Erläuterun⸗ 
gen, die von dem Kommiſſar des Miniſteriums auch 
einer verehrlichen Abtheilung gegeben worden ſind, ſo 
mißverſtanden werden können, wie die Juden ihn miß⸗ 
derftänden haben ſollen, nämlich: daß die Kinder der 

uden in Gemeinden, wo mehrere chriſtliche Schulen 
beſtehen, willkürlich einer oder der anderen dieſer Schu⸗ 
len zugewieſen werden. Es ſollte jedoch in Beziehung 
auf die Juden durchaus nichts Anderes vorgeſchrieben 
werden, als was weſentlich jetzt noch in Beziehung auf 
die chriſtliche Bevölkerung in Fällen, wo mehrere chriſt⸗ 


che Schulen neben einander an einem Orte beſtehen, 


ur Anwendung kommt. So wie es in der Kirche 
arochien giebt, To find auch hinſichtlich der Schulen 
Schulbezirke feſtgeſtellt. Dies iſt beſonders in größeren 
Orten nöthig. Vermöge dieſer Feſtſtellung ſind die 
eltern verpflichtet, ihre Kinder vorzugsweiſe in dieſe 


eder jene Elementarſchule zu ſchicken. Jede Elementar⸗ 


| 


| 


W 


1 


ſchule iſt in Beziehung auf Lokal, auf Lehret⸗Perſonal 
dee für eine gewiſſe Zahl von Schülern eingerichtet. 
Ute man es in Fällen dieſer Art lediglich der Will⸗ 
r der Aeltern überlaſſen, in welche der einzelnen be⸗ 
r ſie Gan Kinder ſchicken wol⸗ 
könnte leicht zu einer Schule eine Zuſtrömung 

l. Hi AB neue Schhtekiime beſchaft 
e 

} 


ben, ei ba neut Schufkkuing 
Til. 15 (her Angeftie erden wüßten. Das 
Huſtröme n ee © e könnte oft den dor⸗ 


Jugend anzuſtellen. Hier in Berlin iſt der Anfang 


Es geſchieht.) 

Referent: Die Abtheilung iſt in Betreff des Zu⸗ 
ſatzes der Meinung, den Grundſatz feſtzuhalten, daß 
2 Juden eine geduldete Religions- Geſellſchaft find. 

er Staat verlangt alſo nur, daß der Religionslehrer 
überhaupt die N Qualifikation c Fiore 
habe, ob er im Talmud und dergleichen Dingen be⸗ 
wandert iſt oder nicht, iſt dem Stagte gleichgültig. 
Die Abtheilung hat nur geglaubt und Nachrichten dar⸗ 


über erhalten, wie die Juden ſehr wünſchen, daß ihnen 


Gelegenheit geboten werde, ihre Religionslehrer prüfen 
laſſen zu können auch in Beziehung auf die Kenntniſſe 


in ihrer Religion, und da nun durch die Weisheit des 


Geſetzgebers eine Kommiſſion angeordnet iſt von 
jüdischen Gelehrten, ſo fragt es ſich, ob dieſe nicht 
auf den Wunſch der Vereine, auch in jenen Kennt⸗ 
niſſen examiniren und Über den Erfolg ein Atteſt aus⸗ 
ſtellen können. 


Miniſter Eichhorn: Gegen dieſen Vorſchlag fin⸗ 


det kein Bedenken ſtatt; es iſt allerdings der Wunſch 
aller größeren jüdiſchen Gemeinden, daß ihnen Gelegen⸗ 
heit gegeben werde, beſondere Religionslehrer für ihre 


Hamit ſchon gemacht, es iſt ein Privat⸗Seminar ges 
dründet, woran ein ſehr wackerer Mann thätig Üf. 
In diefem jüdiſchen Seminar wird nur darauf geſehen, 
jüdiſche Religionslehrer zu bilden. Was der Staat 
feinerſeits in Beziehung auf die Metigiondlehrer ver⸗ 
langt, iſt weiter nichts, als die allgeihelne didaktische 
Qualifikation; auch die jüdiſchen Religionslehrer 
werden ihm dieſe nur nachzuweiſen haben. Wenn da⸗ 
gegen der Wunſch der Juden dahin A daß eine bes 
fondere Behörde eingerichtet werde, Un ihte Lehrer in 
Beziehung auf Refigiond-Kenntniff und die Fähigkeit, 


e fd g theilung meinen verehrten fürftl 
chen Freund aus Schleſien unterftügt, und ich muß 
auch jetzt dafür ſtimmen, daß den Ken e 
dieſelben Vorrechte zu Theil werden, wie den Sri 
chen, da es, wenn auch von nicht erheblicher materiel⸗ 
ler Wichtigkeit, doch der Rechtsgleichheit halber „bedeu- 
tend iſt. * „ 
ag e c gd, l de den Köin Dad 
cher Diſſidenten die Rede, ſondern von den Sein bi 
rern chriſtlicher Konfeſſione n. 
Graf York: Ich bitte um Entſchuldigung; es 
war die Rede von den Lehrern der gedulbeten Sag 
Staats⸗Miniſter Eichhorn! Allerdings meinte ich 
die chriſtichen geduldeten 0 en ge chaften. So 
wie die Geiſtlichen der geduldeten chriftli e A 
Geſellſchaften nicht die Vorrechte haben, wie die 1 
anerkannten Religions = Partei, ſo haben auch die 
Schullehrer dieſer blos geduldeten Sekten dieſe Vor⸗ 
rechte nicht. ene 154. l spriE® Sun 
von Kroſigk: Aber die Privatlehrer der herrſchen⸗ 


den Kieche haben ſie auch nicht. 
dan Maſſen bach Ich male mit Year 
et 


kung erlauben, daß die Mennoniten, und ig 


195 zu den geduldeten, benen anerkannten 
gehören. a 6 Aiden n 
Referent: Ich beziehe mich auf das Religions⸗ 
Kaitt pon RB 0 be ee e e 
Marſchall: Wir kommen zur Abſtimmung, und 
zwar zuerſt über den Antrag der Abtheilung, welcher 
dahin geht, den Paragraphen des Geſetz⸗Entwucfes an⸗ 
zunehmen. Es iſt keine entgegenſtehende Bemerkung 
gemacht, und der Paragraph wird alſo als angenom⸗ 
men zu betrachten Tem: Es wird nun die Abftimmung 
erfolgen über den Vorſchlag, der von dem Prinzen 


1 


Biron gemacht ift, und diejenigen, die dieſem Vor⸗ 
ſchlage beitreten wollen, würden dies durch Aufſtehen 
zu erkennen geben. bes 7 

(Es erhebt ſich keine Majorität dafür.) 

Referent (lieſt vor): 

Gegen die nach dem Geſetz⸗Entwurf beabſichtigte Faſſung 
des § 31 haben ſich wiederum vielfache Bedenken erhoben. 
Man findet darin wieder eine Heranziehung des Vorſtandes 
der Vereine zu bürgerlichen, faſt polizeilichen Geſchäften und 
eine Verietzung der Rechte der Eltern, über die Zukunft ih⸗ 
rer Kinder zu beſtimmen. Man glaubt, daß die Vorſtände 
dieſe Verpflichtung doch ohne Liebe erfüllen werden, und daß 
dann ein erheblicher Erfolg nicht zu hoffen ſei. — Dieſe 
Gründe haben auch die Minoritat der Abtheilung veranlaßt, 
auf Weglaſſung dieſes ganzen Paragraphen anzutragen. — 
Die Majorität von 5 gegen 2 Stimmen hat ſich jedoch dies 
ſem Antrage nicht angeſchloſſen; ſie hat erwogen, daß das 
Geſetz von 1833 für das Großherzogthum Poſen, $ 13, eine 
ähnliche Beſtimmung enthält, und Gelegenheit gefunden, ſich 
daruber, zu info miren, daß dieſe Beſtimmung dort günſtige 
Erfolge gehabt hat; ſie hat ferner erwogen, daß dieſer Pa⸗ 
ragraph von dem Vorſtande des Vereins doch eigentlich nichts 
als Raih und moraliſche Einwirkung verlange, welcher von 
einer Stelle, welche religioſe und Schul⸗Intereſſen verwalte, 
wohl begehrt werden konne; fie hat ſich aber freilich auch 
nicht verhehlt, daß die beabſichtigte Faſſung dieſes Paragra⸗ 
pden keine ganz glückliche fei, und theüweiſe zu den Erinne⸗ 
rungen Veranlaſſung gegeben habe, welche dieſe Geſetzes⸗Stelle 
hervorgerufen hat. Die Majorität der Abtheilung ſchlägt 
daher vor, dieſen Paragraphen zwar beizubehalten, deſſen 
erſten Set aber moglicherweiſe dahin zu faſſen: 

„Nach vollendeter Schulbüduug der judiſchen Knaben 

haben die Vorſteher des Vereins durch Rath und Zu⸗ 

ſpruch dahin zu wirken, daß jeder Knabe ein nützliches 

Gewerbe eclerne oder ſich auf wiſſenſchaftlichen Lehran⸗ 

ſtal en einem höheren Beruf widme, und daß keiner 

derſelden zum Gewerbe⸗Betrieb im Umherziehen ges 

braucht werde. — Sie haben ſich (u. ſ. w.)“ 

Fürſt Wilhelm Radziwill, Graf von Pork, 
Graf von Dyhrn und Fürſt zu Lynar ſprechen ſich 
für die Anſicht der Minorität aus, weil fie in Reli⸗ 
gionsfragen dem Prinzipe der Parität allerwärts Gel⸗ 
tung zu verſchaffen wünſchen. Jede Bevormundung 
ſelbſtſtändiger Menſchen ſei Verletzung. 

Referent: Da die Mitglieder der Majorität in 
der Abtheilung nicht das Wort ergreifen, fo ſehe ich 
mich genöthigt, die Anſicht der Majorität zu vertheidi⸗ 
geu. Es handelt ſich um einen wichtigen Gegenſtand 
und nicht blos darum, daß die Judenkinder ſorgſam 
erzogen werden, denn in dieſer Beziehung würde den 
Juden kein Vorwurf zu machen ſein, ſondern darum: 
Dahin zu wirken, daß die Juden mehr vom Handel 
ablaſſen und Gewerbe betreiben, Grundſtücke erwerben 
oder eine Kunſt erlernen, und in dieſer Beziehung iſt 
eine Einwirkung auch außerhalb des Großherzogthums 
Poſen nicht überflüſſig, namentlich in den Landesthei⸗ 
len, wo ſich bisher auch außer dem Großherzogthume 
Poſen die Juden bis auf den heutigen Tag in gedrück⸗ 
ten Verhältniſſen befanden, und da glaube ich, daß es 
nothwendig und praktiſch iſt, auch dort darauf hinzu⸗ 
wirken, daß ſie Gewerbe treiben und Grundſtücke er⸗ 
werben. Nun begehrt der Vorſchlag, daß dieß von 
dem Vorſtande der Synagogen⸗Vereine geſchehen ſoll, 
weiter nichts als eine rathende und gütliche Einwirkung, 
und wenn dieſer Rath keine Einwirkung hat, ſo ſoll 


der Polizeibehörde Anzeige gemacht werden, damit ſie 


weiter dafür ſorgen kann. Wie dies geſchieht, ergiebt 
der Paragraph. (Lieſt die betreffende Stelle vor.) Ich 
glaube, daß eine ſolche Einwirkung, die ſich in Poſen 
ptaktiſch nützlich erwieſen hat (denn der Gewerbebetrieb 
hat dort unter den Juden ſehr zugenommen, wenn 
auch noch nicht in gleichem Maße der Ackerbau), wohl 
allgemein zu empfehlen iſt. 
Geh. Regierungs⸗Rath Schröner: Es wird zu 
beachten ſein, daß in einzelnen Landestheilen noch ähn⸗ 
liche Verhältniſſe obwalten, wie im Großherzogthum 
Poſen, z. B. in Weſtpreußen, in Weſtfalen, wo die 
Juden ſich theilweiſe noch in einem Zuſtande beſinden, 
der es dringend wünſchenswerth macht, ſie vom Han⸗ 
del im Umherziehen abzuziehen, wie der Geſetz Entwurf 
beabſichtigt. Die dem Geſetz⸗Entwurfe beigefügte An⸗ 
lage B. ergiebt aber auch im Allgemeinen, daß ſich un⸗ 
ter den Juden bereits der 58ſte dem Handel im Um⸗ 
herziehen hingiebt, während unter den übrigen Einwoh⸗ 
nern nur etwa der 1000fte ſich dieſer Beſchaftigung 
widmet. Daß der Handel im Umherziehen der ſozialen 
Verbeſſerung der Juden entgegenſteht, nehmen die Lan⸗ 
des⸗Juſtiz⸗Kollegien in ihren Aeußerungen, welche in 
der Beilage B. der Denkſchrift mitgetheilt ſind, über⸗ 
einftimmend an. Auch die Regierungen haben dies in 
ihren Berichten bemerkt. Selbſt in dem bereits frü⸗ 
her vom Herrn Grafen Vork in Bezug genommenen, 
in der hieſigen Voſſiſchen Zeitung Nr. 106 d. J. 
abgedruckten Auffage zur Vertheidigung der Juden ge: 
gen etwa nachtheilige Folgerungen aus den Prozeß⸗Ta⸗ 
bellen iſt hervorgehoben, 
daß die verſchiedenartigen Berufsarten auch einen 
ungleichartigen Reiz zum Verbrechen bedingten, daß 
die christliche Bevölkerung zu drei Viertheilen aus 
Landbauern beſtehe, die Juden dagegen faſt ſämmt⸗ 
lich den gewerbtreibenden Klaſſen angehörten, 
woran die Frage geknüpft wird: 
welchem Stande die Verſuchung näher liege, als dem 
Kaufmann, dem Krämer, dem Handwerker, deren 
Exiſtenz von ihrem Witz, von ihrer Erfindungsgabe 
abhänge, die das Veränderliche, Flüchtige zu beſor⸗ 


— —— 
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gen hätten, während der Landmann auf das Blei⸗ 
bende, Unveränderliche geſtellt ſei. 5 

Dem Geſetz⸗Entwurfe liegt eine ſo weit gehende 
Vorausſetzung nicht zum Grunde; derſelbe beabſichtigt 
hauptſächlich nur, die Juden vom Handel im Umher⸗ 
ziehen abzulenken. Jene Gründe möchten es aber je⸗ 
denfalls räthlich machen, daß den Juden ſelbſt die Mit⸗ 
tel dargeboten werden, auf die jüngere Generation ein⸗ 
zuwirken und ſolche von dem überwiegenden Hange 
zum Hauſirhandel abzuleiten, wie dies in der Provinz 
Poſen erzielt iſt, woſelbſt die Juden unter dem Ein⸗ 
fluſſe der Verordnung vom 1. Juni 1833 ſich bereits 
zahlreich anderen Gewerben zugewendet haben. 

Graf von Pork: Ich wünſche ſehr lebhaft, daß 
die Juden ſich einem anderen Gewerbe als dem Handel 
im Umherziehen widmen, ich habe auch nichts dagegen, 
daß fie davon möglichſt abgelenkt werden, nſondern ich 
habe mich nur gegen das Mittel, welches dazu ange⸗ 
wendet werden ſoll, nämlich das Einmiſchen der Poli⸗ 


zei in die innerſten Familien⸗Verhältniſſe, ausgeſpro⸗ 


chen. Wenn aber den Juden größere Freiheit zugeſtan⸗ 
den wird, alsdann wird es ſich auch von ſelbſt verſte⸗ 
hen, daß ſie ſich mehr und mehr dem Gewerbe und 
dem Ackerbau zuwenden werden, was jetzt freilich nur 
in geringem Maße der Fall iſt, indeſſen wer da weiß, 
in welcher ſchwierigen Lage ein Jude ſich befindet, der 
jetzt ein Ackerſtück ankauft und bewirthſchaftet, der wird 
es begreifen, warum ſie ſich zur Zeit von dieſer Be⸗ 
ſchäftigung noch zurückziehen. In zu gewährender grö⸗ 
ßerer Freiheit und Anerkennung iſt die beſte Abhülfe 
zu finden. re. 

Graf von Bieten: Wenn durch den § 34 bie 
Kinder armer und ungebildeter Juden, denn von dieſen 
kann natürlich nur die Rede ſein, von dem Lieblings⸗ 
gewerbe ihrer Väter, vom Handel oder vom ſogenann⸗ 
ten Schacher, abgeleitet werden ſollen, um ſie den chriſt⸗ 
lichen Geſchäften zuzuführen, ſo würde dieſer Paragraph 
gerade die entgegengeſetzte Wirkung haben, indem man 
im Allgemeinen immer mit Widerwillen das thut, wo⸗ 
zu man durch Zwang angehalten, vorzüglich wenn die⸗ 
ſer von der Polizei⸗Behörde ausgeübt wird, und ich 
würde demnach den Wegfall dieſes ganzen Paragraphen 
beantragen. 

Referent: Die Anſicht des letzten Redners hat 
die Erfahrung im Poſenſchen gegen ſich. Ich kann 
auch nicht zugeben, daß, wie der Redner ſagte, die An⸗ 
ordnung des Geſetz⸗Vorſchlages kein Gewinn ſein 
würde. Dieſelbe würde der Behörde oder dem Amt⸗ 
mann doch immer Veranlaſſung geben können, den 
Vorſtand des Vereins kommen zu laſſen und ihn zu 
fragen: „Wie kommt es, daß eure Kinder faſt alle 
noch Schacher treiben, ihr werdet mir Bericht dar⸗ 


über erſtatten;“ iſt eine ſolche Beſtimmung, wie das 


Geſetz vorſchlägt, nicht vorhanden: ſo kann der Vor⸗ 
ſtand antworten: daß dies nicht zu den Geſchäften 
des Vereins gehöre; iſt aber eine ſolche Beſtimmung 
vorhanden, ſo kann eine dergleichen Antwort nicht er⸗ 
folgen, und der Vorſtand iſt gehalten, darüber Auskunft 
zu geben und Bericht zu erſtatten, 0 

Marſchall: Wir kommen zur Abſtimmung. Die⸗ 
jenigen, welche dem Antrage der Abtheilung beitreten, 
wücden dies durch Aufſtehen zu erkennen geben. 

(Eine Majorität entſcheidet ſich für die Annahme.) 

Referent: Der nächſte Paragraph führt uns auf 

ein weites Feld, welches wir heute kaum zu Ende brin⸗ 
gen werden. Er betrifft die Zulaſſung der Juden zu 
öffentlichen Aemtern. f 


9 36. 


Zu unmittelbaren Staats⸗Aemtern ſollen die Juden 


inſoweit zugelaſſen werden, als ſie ſich durch den Dienſt 
im ſtehenden Heere verfaſſungsmäßig Civil⸗Verſorgungs⸗ 
Anſprüche ecworben haben und mit den ihnen zu über⸗ 
tragenden Civil- und Militärdienſten nicht die Ausü⸗ 
bung einer obrigkeitlichen Autorität verbunden iſt. 


§ 35 des Gutachtens. 
„Der 8 35 des Geſetzes iſt wohl der wichtigſte, aber 
auch zugleich beſtrittenſte und vielleicht ſchwierigſte des vorlie⸗ 
enden Geſetzes. Derſelbe ſpricht aber von mehreren Gegen⸗ 
anden, welche beſonders abgehandelt werden müſſen. 
1) Von der Zulaſſung der Juden zum Staatsdienſt (ab- 
geſehen von Lehr: und Schul⸗Aemtern);z 
2) von deren Zulaſſung zu mittelbaren Staats⸗ und Kom⸗ 
munal⸗Aemtern; 
3) von deren Beſtellung zu Schiedsmännern und Juſtiz⸗ 
Kommiſſarien; 
4) von deren Zulaſſung zu akademiſchen Lehr⸗Aemtern 
und endli 
5) von deren Ernennung oder Wahl zu Lehrern bei Gym 
naſien und Schul⸗Anſtalten. 
Es wird nothwendig ſein, bei der Erörterung dieſer Ge⸗ 
genſtände die Beſtimmungen des Edikts vom 11. März 1812 
zu vergegenwärtigen. . 
Die 55 8 und 9 dieſes Geſetzes lauten: ; 
8 8, Sie (die Juden) können daher akademiſche Lehr⸗ und 
Schul- auch Gemeinde⸗Aemter, zu welchen fie ſich ger 
ſchickt gemacht. haben, verwalten, 


$ 9. Inwiefern die Juden zu anderen öffentlichen Bedienun⸗ 
gen und Staats Aemtern zugelaſſen werden können, 
behalten wir uns vor, in der Folge der Zeit geſetzlich 
zu beſtimmen. . Bes Aa 


Hieraus ergiebt ſich zunächſt: . 2 
ad 1. Ruckſchtlic 2 unmittelbaren Staats⸗Aemter, daß 


in Beziehung auf dieſe das Weitere vorbehalten 
und den Juden beſtimmte Zuſagen nicht gemacht 


auf dieſen erſten Sag zu beſchränken haben. 


worden find. Der Geſetzgeber hat hier freie Hand- 
Der Geſetz⸗Vorſchlag ſichert den Juden die Anftel 
lungen zu, für welche der Anſpruch durch Militär⸗ 
Dienſt und Civil⸗Verſorgungs⸗Anſprüche verfaſſungs⸗ 
maßig erworben wird, inſofern mit dieſen Aemtern 
nicht „obrigkeitliche Autorität“ verbunden iſt. Ein 
Reſkript der königlichen Miniſterien des Innern und 
der Finanzen vom 21. März 1846 hat hierüber 
auch ſchon die Behörden mit Anweiſung verſehen 
und naher und wohl beſtimmter und beſſer geſagt, 
daß die Juden in Folge von Militär⸗Verſorgungs⸗ 
Anſprüchen zu ſolchen Aemtern zugelaſſen werden 
konnten, mit welchen keine richterliche, polizeiliche 
oder exekutide Gewalt verbunden iſt. Dieſe Ber 
ſtimmung iſt wohl ein Korrelat der Anordnung, 
daß die Juden jetzt allgemein zum Militärdienst 
verpflichtet worden find, Da man ihnen die Het 
respflicht auferlegte, wollte man auch den invalide 
gewordenen oder ſonſt durch langen und treuen 
’_ litaxdienft verdienten Juden nicht die Aemter vor⸗ 
enthalten, welche in der Regel verdienten Soldaten 
als Eivil⸗Verſorgung gegeben werden. Welche Aem⸗ 
ter dies find. iſt im Allgemeinen bekannt, es fin! 
dies Sekretär⸗, Schreiber⸗, Schirrmeiſter⸗, Boten“ 
und ahnliche Stellen, ſie alle aufzuzählen, würde 
in die Kaſuiſtik verfallen; dem preußiſchen Staats 
beamten und auch dem Publikum find ſolche genug? 
ſam bekannt, und dieſe den Juden nicht vorzu 
halten, erſcheint ſchon als Korrelat der Heerespflicht 
billig, auch find davon Mißſtände nicht zu befürch⸗ 
ten, und die Abtheilung theilt inſoweit ganz die 
Anſicht und den Inhalt des Geſetz⸗Entwurfs. 
Wenn dabei Aemter mit richterlicher, poligeilis 
cher und exekutiver Gewalt ausgeſchloſſen w 
find, fo führt dies auf die Erörterung über, in wie 
weit überhaupt Juden zum höheren Staatsdienſt zu 
gelaſſen und ihnen Aemter gegeben werden können, 
durch welche fie zur Obrigkeit über Chriſten beſtellt 
werden. 
Die Anſichten ſind hierüber in der Abtheilung getheilt 
geweſen; die Minoritat iſt der Anſicht, daß die Juden zu 
len Militär⸗ und Civil⸗Aemtern zugelaſſen werden konnten 
und follten, inſofern ſolche nicht die christliche Kirche tange 
ren; fie begründet dies dadurch, daß im letzten Freiheitskrige 
bekanntlich einige Juden zu Offizieren befordert worden ſind 
und theilweiſe noch jetzt als ſolche in der Armee dienen. Die 
Minorität folgert hieraus, daß, wer zum Offizier im Kriege 
tauglich ſei, auch zu allen Aemtern befähigt erſcheinen müſſe; 
ſie behauptet ferner, daß es vom ſittlichen Standpunkte aus 
nicht gerechtfertigt erſcheine, einen Staatsbürger von der Aus 
übung feiner Rechte, ſeines Glaubens wegen, auszuſchließen. 
— Im Gegenjag dieſer Anſicht halt es die Majorität der 
Abtheilung nicht für thunlich, den Juden, abgeſehen von den 
Militär⸗Verſorgungs⸗Poſten, Staats⸗Aemter, und namentl 
ſolche mit richterlicher, polizeilicher oder exekutiver Gewalt, zu 
übertragen. — Der ganze preußiſche Staat und deſſen Wer’ 
waltung beruht auf Grundſätzen, welche unverkennbar aus 
dem Chriſtenthum hergeleitet ſind; an dieſer Regierung Man 
ner Theil nehmen zu laſſen, welche einer Religions⸗Partei an 
gehören, deren Grundfäge der Mehrzahl der Einwohner dei 
preußiſchen Staates fremd ſind, erſcheint nicht thunlich; die 
chriſtliche Bevölkerung möchte ſich auch ungern eine jüdiſche 
Obrigkeit gefallen laſſen. Alle Handhabung der Obrigkeit 
wohl in unſerem Lande, welches neben 206,000 Juden von 
circa 15,000,000 Chriſten bewohnt wird, auf der Grundlage 
der chriſtlichen Lehre und Moral beruhen, auf der Lehre, 
man auch dem Feinde vergeben und ihm wohlthun ſoll. — 
Ob die Juden ſich auch zu dieſer Lehre bekennen, iſt Manchen 
zweifelhaft, noch Mehreren unbekannt. — Außerdem 12 
jetzt bei uns die Staats⸗Verwaltung noch in vielfacher 
mittelbarer Beziehung zur evangeliſchen oder katholiſchen Kirche, 
und die Verhaltniſſe der konfeſſionellen Elementarſchulen fl 
hen mit der Kuche in enger Verbindung, An den Funkt 
nen dieſer Art kann doch wohl ein Jude nicht Theil nehmen; 
ein jüdiſcher Landrath würde bei allen Aufträgen in Kirchen 
und Schulſachen eines Vertreters bedürfen, ein üdiſcher Regie 
rungsrath faſt in jeder Sitzung wegen des Vorkommens don 
Verträgen dieſer Art das Zimmer verlaſſen oder ſich dis 


Stimmens enthalten müſſen. Noch höhere jüdiſche Be 


könnten möglicherweiſe ihr Anſehen dazu brauchen die 
Intereſſen des jüdiſchen Glaubens zu cem, jr damit 
möchten die 15 Millionen chriſtlicher Unterthanen ſchwerlich 
zufrieden ſein. — Ferner bleibt zu beachten, daß in der je 
gen preußiſchen Monarchie keine Bureau: Herrſchaft mit a 
ſetzbaren Beamten beſteht, die unbedingt den Befehlen 
Vorgefegten gehorchen müſſen. In unſeren richterlichen und 
adminiſtrativen Kollegien entſcheidet das Votum, was ſi 
kaum immer von perſönlichen Anſichten frei erhalten läßt. 7 
In Nord Amerika iſt die Verwaltung des Staats gänzlich 
von den kirchlichen und Schul-⸗Verhältniſſen geſondert, im 
preufiihen Staate verhalt ſich dies anders, und kann ſo leicht 


nicht geandert werden. — Unter den obwaltenden Verhält⸗ 


niſſen muß es daher unthaͤnlich erſcheinen, hier bei uns die 
Cyriſten durch Juden regieren zu laſſen. Li: ſeht man 
die Verhältniſſe des Heeres in Erwägung, fo find alle Ber 
förderungen in dieſem lediglich Sache des Landesherrn. Hat 
dieſer in einzelnen Fallen tapfere oder verdiente Juden 24 
Offizieren befördert, ſo ſteht es ibm ſelbſtredend frei, 1 
auch künftig wieder zu thun, ein Zufag zu vorliegendem Ge 
ſetz kann hierüber nichts beſtimmen, weder Ansprüche er 
noch nehmen. — Aus dieſem Grunde 4 Io 
Anſicht dee Majorität der Abtheilaug am beiten, wenn BE 
Geſetz über die Beförderung von Juden zu Mirtär:Changet 
weder poſitiv noch nean cee delt Es erſcheint d 
L er Au ne ©) 
ng obrigkeitlichen Autorität, 
zu unbeftimmt und zu weitgreifend, und es ſchlägt dleſelbe 
daher vor, den Sas wegen Zulaſſung von Juden zum Staate“ 
en: al 
0 Ii alulläkelbaren Staats⸗Aemtern ſollen die Juden 
nur inſoweit zugelaſſen werden, als fie ſich wee 
Dienſt im ſtehenden Heere verfaſſungsmäßig den 
Verſorgungs⸗Anſprüche erworben haben, und mit) 
ihnen hiernach zu übertragenden Aemtern, ni 24 
Ausübung einer richterlichen, polizeilichen oder eßerg 
tiven Gewalt verbunden iſt.““ 


Marſchall: Die Berathung wird ſich f zunichtt 


Fürſt Lynar: Indem ich mich auf den dag auf 
Grundſatz des Geſetz⸗ Entwurfs berufe, n i 


den: „gleiche Pflichten, gleiche Rechte!“ — 


des 


/ 


mich nur zu der Anſicht bekennen, daß — da mein 
Antrag auf vollkommene Emanzipation zurückgewieſen 
worden iſt — wir den Juden, vorläufig wenigſtens, 
einen Theil der politiſchen Rechte zu gewähren haben 

wir uns damit einverſtanden erklären müſſen, daß ſie 
auch zu Aemtern, mit welchen eine obrigkeitliche Gewalt 
verbunden iſt, befähigt fein ſollen. Ich weiß, daß die Zuſam⸗ 
Menftellung der Worte: „Juden und politiſche Rechte,“ 
Dielen Widerſpruch finden werde, daß man bei Nen⸗ 


als Magiſtrats⸗Mitglieder, Richter, Landräthe, ja ſogar 
als Landtags⸗Deputirte, oder als die höchſten Staats⸗ 
eamten, welche ihren Sitz auf der hochvderehrten Mi⸗ 
niſterbank, mir gegenüber, einnehmen; allein ich gebe 
zu bedenken und wiederhole, was der verehrte Herr Re⸗ 
ferent bereits geſagt hat: wie dadurch, daß wir den 
Juden politiſche Rechte einräumen, ſolche noch nicht zu 
ichtern, zu Landräthen, zu Deputirten oder ſogar zu 
Miniſtern gemacht werden, daß hierzu eine Wahl, aus 
dem Vertrauen ihrer Mitbürger hervorgehend, eine ganz 
beſondere Befähigung oder der Allerhöchſte Wille des 
Monarchen erforderlich ſei. — Unter ſolchen Voraus⸗ 
fegungen aber kann ich nicht einſehen, wie ſelbſt die 
höchſte Stellung, welche ein Jude einnehmen könnte, 
dem Lande nachtheilig werden dürfte; ja ein Jude, der 
ſich zu dieſer Höhe emporſchwänge, wäre gewiß ein ſo 
ausgezeichneter Menſch, daß ſelbſt das Vorurtheil ihm 
nerkennung nicht verſagen würde. — Denken wir 
uns den Fall, daß ein Nathan der Weiſe in dieſer 
Zeit erſtände, das Vertrauen unſeres Königs ihm einen 
Platz auf der hohen Miniſterbank anwieſe, und er uns 
in einer Toleranz = Frage von dieſer Stelle aus die 
ſchöne Fabel von den drei Ringen erzählte, würden wir 
ihm nicht mit begeiſtertem Wohlgefallen zuhören, würde 
es dem Lande Gefahr bringen, wenn dieſer Weiſe den 
Rathgebern der Krone zugeſellt würde? 
y Geh. Regierungs⸗Rath Schröner: Ich wollte mir 
die Bemerkung erlauben, daß nach dem Vorſchlage des 
en Herrn, welcher ſo eben geſprochen hat, es den 
nfchein gewinnt, als wenn davon auszugehen ſei, 
daß bei der Anſtellung im Staatsdienſt immer noch ein 
befonderes Vertrauen hinzukommen müſſe. Ein Ber: 
trauen wird allerdings vorausgeſetzt. Nach der Ver⸗ 
faſſung aber, welcher gemäß die Beamten bei uns zu 
Aemtern gelangen, geht ein Jeder, der unbeſcholten iſt, 
deſſen Führung keine Veranlaſſung zu Tadel gegeben 
hat, nach genügender Vorbereitung und feſtgeſtellter 
Befähigung ohne Weiteres in eine amtliche Stellung 
ü ene daß annoch ein beſonderes Vertrauen hin⸗ 
zukommen müßte. Sonach würde beifpielsweife ein Jude, 
welcher fein Referendariats⸗ und fein Aſſeſſoriats⸗Exa⸗ 
men beſtanden hat, bei untadelhafter Führung in ein 
Richter⸗Kollegium eintreten, ohne daß es eines obwal⸗ 
tenden beſonderen Vertrauens bedürfte. Rei 
Fauürſt zu Lynar: Sollte ein Jude zum weiteren 
Fortſchritt im Staatsdienſte zugelaſſen werden, fo müßte 
er ſich (was als allgemeine Bedingung gelten muß) in 
ſeiner bisherigen Stellung als durchaus tüchtig bewie⸗ 
ſen haben, und nur ein hierauf gegründetes Ver⸗ 
trauen würde ihn zu einer höheren Stellung berufen 
oder doch ſeine Zulaſſung zu derſelben bedingen. 

Graf Dyhrn: Ich glaube, wenn ich den verehr⸗ 
ten vorletzten Redner verſtanden habe, daß er hier ſchon 
vorgegriffen hat. Es iſt hier blos von Staats⸗Aemtern 
die Rede. Von den Aemtern, welche ſie durch das 
Vertrauen ihrer Mitbürger bekommen haben, wird erſt 
weiter unten die Rede ſein. "ge frage, ob dieſe Tren⸗ 
nung nicht gemacht worden iſt. 

Were So iſt es. Der erſte Satz des Pa⸗ 
ragraphen iſt zur Berathung geſtellt. 

Graf Dyhrn: Ich habe Alles vernommen, was 
gegen die Zulaſſung der Juden zu Staats⸗Aemtern ge⸗ 

fagt werden kann, ſchließe mich aber doch der Minori⸗ 
tät vollkommen an, und ganz kurz blos darum, weil 
ich nicht zugeben kann, daß, wie ſelbſt im Gutachten der 
Abtheilung, wenn auch noch ſo leiſe, doch angedeutet 
wird, ſich 16,000,000 vor 206,000 je zu fürchten 
haben ſollten. Ich glaube, daß der Jude, welcher in 
den Staatsdienſt eintritt und ordentlicher Staats diener 


deſſelben fein will und fein muß, — worauf ſchon gehalten 


werden wird,! — ich ſage, daß ein ſolcher wenigſtens 
inſoweit nicht mehr Jude bleiben kann, als eben die 
jüdiſche Religion ihn daran hindern wird. Es iſt aber 
ſeine Sache, und ich habe nichts darüber zu entſchei⸗ 
den, ob er äußerlich noch Jude bleiben will. Der Staat 
ſteht ſo hoch, daß ſich die Privatanſicht jedes einzelnen 
„Beamten unterordnen muß. Eine Einwirkung auf die⸗ 
ſes Staatsprinzip räume ich kaum den Allerhöchſten 
Stellen ein, und die Beſetzung dieſer Stellen geſchieht 
durch das Vertrauen Sr. Majeſtät. Hat nun Se. 
ajeftät das Vertrauen zu einem Juden, ihm eine 
ſolche Stelle zu übergeben, ſo bin ich feſt überzeugt, 
daß dann für den christlichen Staat gar nichts zu fürch⸗ 
ten iſt. Was die untergeordneten Stellen anlangt, ſo 


find ſle in unſerem Staate ſo feſt in die büreaukratiſche 


Hierarchie eingereiht und ihre Wirkſamkeit ſo genau be⸗ 
. 0h als Chriſt nicht in Sorge bin, dem 
Juden ein Amt zu übergeben, ſondern daß es, nach 
meiner Anſicht, vielmehr die Frage iſt, ob der Jude 
nicht vielleicht mit feinem Gewiſſen in Kolliſion komme, 


nung derſelben die Juden im Geiſte ſchon vor ſich ſieht 
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das Amt zu übernehmen. Dies iſt aber ſeine Sache, 
über die ich nicht zu entſcheiden habe. Dann iſt im 
Gutachten geſagt: Es ſollen den Juden alle Aemter, 
welche keine exekutiviſche Gewalt hätten, übergeben wer⸗ 
den. Sehr viele der Aemter, welche alten Militärs 
übergeben werden, haben aber exekutive Gewalt, und 
wird dieſer Grundſatz feſtgehalten, ſo fragt es ſich ſo⸗ 
gar, ob der Jude Unteroffizier werden kann? Denn ein 
ſolcher hat oft auch exekutive Gewalt, z. B. wenn er eine 
Wache kommandirt, wobei er keine kleine exekutive Ge⸗ 
walt gegen allerhand Chriſten hat. Alſe auch ieſe 
Stellen müßten ihm genommen werden. Es wäre aber 
eine ſehr große Unbilligkeit, wenn fie zum Militärdier ſte 
zugezogen würden und ihnen dabei alle Ausſicht auf 
Avancement genommen werden ſollte, namentlich ſie 
jetzt ſchon im Beſitz weit höherer Militär⸗Stellen find. 
Ich ſelbſt kenne einen Stabs⸗Offizier in Berlin, der 
heute noch Jude iſt. Dieſe Frage ſcheint mir alſo ab⸗ 
gemacht zu ſein. Können nun die Juden im Militär 
ſo hohe Chargen erreichen, ſo muß ich geſtehen, weiß 
ich mir nicht zu erklären, warum ſie im Civil nicht die 
gleiche Stellung bekommen ſollen. Die Stellungen, 
welche mit unſerer kirchlichen Verfaſſung zuſammenhän⸗ 
gen, werden die Juden ſelbſt nicht übernehmen; ob⸗ 
gleich ich gar nicht einſehe, warum diejenigen, welche 
es nur mit den ganz äußeren Verhältniſſen ſelbſt in 
dieſer Verwaltung zu thun haben, nicht eben ſo gut 
von Juden als von Chriſten verwaltet werden können. 
Denn wenn wir auf dieſe Sonderung kommen, wenn 
wir bei Ertheilung eines Amtes auf die Motive, 
aus denen es übernommen worden, auf die Einwir⸗ 
kung, die es gewähren kann, keine Rückſicht nehmen, 
wenn wir überhaupt gelten laſſen wollen, daß der Jude 
ſeine Gewalt als Staats⸗Obrigkeit zu Gunſten der Ju⸗ 
den und zum Schaden der Chriſten anwenden wird, 
nun, meine Herren, dann öffnen wir jeder konfeſſionel⸗ 
len Feindſchaft Thor und Thür, dann würde auch bei 
uns ein Parteikampf beginnen, vor dem wir uns zwar 
nicht zu fürchten hätten, dann aber nicht mehr geſagt 
werden könnte, daß es die Aufgabe unſeres Staates iſt, 
daß alle Konfeffionen und Parteien gleichen Zutritt zum 
Staatsdienſt haben. Ich kann mich alſo nur der Anſicht 
der Minorität der Abtheilung anſchließen, und ich ſehe 
weder eine Gefahr, noch irgend einen andern Grund, 
wenn wir die Juden zu allen Staatsdienſten zulaſſen. Zu⸗ 
letzt ſtimme ich für eine vollſtändige Gleichſtellung der 
Juden mit uns auch aus Toleranz! Dieſes oft ver⸗ 
höhnte Wort wurde vorhin in jener Bedeutung aus⸗ 
geſprochen, in der es jetzt oft für Indifferentismus, 
Gleichgültigkeit gebraucht wird. Aber dieſe Toleranz 
iſt nicht die meinige. Nach meiner Erklärung des 
Wortes beſteht ſie überhaupt nicht darin, daß man alle 
möglichen Meinungen in ſich aufnehme, weil man ei⸗ 
gentl ich gar keine hat, alle Meinungen friedlich um ſich 
herum gelten läßt und ſie anerkennt, weil man eben 
keine eigene Meinung zu vertreten, mit Wort und 
Schwert zu vertheidigen hat. Ueber die Zeit dieſer 
Toleranz ſind wir, Gott ſei Dank, weg. Die Tole⸗ 
ranz, der ich opfere, iſt ihr gerades Gegentheil, fie iſt 
das Zeichen der Siegesgewißheit, der Wahr⸗ 
heit. Wenn ich innerlich überzeugt bin, daß die Wahr⸗ 
heit ſiegen wird, ſtets ſiegen muß, dann kann ich, ohne 
meine eigene, innerlichſte feſte Ueberzeugung aufzugeben, 
eben tolerant ſein; dann kann ich die anderen Mei⸗ 
nungen nicht nur gewähren laſſen, ſondern in ihrer 
Berechtigung anerkennen, denn ich weiß, daß die Wahr⸗ 
heit zuletzt doch ſiegen muß, und dies um ſo eher, ſe 
mehr, je freier und ungeſtörter ſich die entgegenſtehen⸗ 
den Meinungen, ſei es in der Religion, ſei es in der 
Politik, entwickeln dürfen. Denn nur im Kampfe 
kommt die Wahrheit zur Erſcheinung. Laſſe ich aber 
die eine Meinung gar nicht zur Erſcheinung, zu ihrer 
Entwickelung kommen, dann zeige ich, daß ich die Sie⸗ 
gesgewißheit noch nicht habe, daß ich jene Meinung 
fürchte und einen Kampf mit ihr vermeide. Es giebt 
eben zweierlei Fanatiker: die nicht tolerant ſein können, 
weil ſie dieſer Siegesgewißheit entbehren. Die einen, 
die etwas begehren, was noch nicht an der Zeit iſt, 
und weil ſie fühlen, daß ſie noch keine Unterſtützung 
der Gegenwart finden, ſich andere Bundesgenoſſen ho⸗ 
len müſſen; die anderen, die etwas vertheidigen, was 
die Zeit bereits erübrigt hat, und dieſe müſſen ſich an⸗ 
dere Bundesgenoſſen holen, müſſen die Idee durch die 
Materie unterſtützen und ſtützen wollen, weil ſie füh⸗ 
len, daß derſelben das innerſte Leben entfloſſen iſt. 
Wenn ich aber die Ueberzeugung habe, daß es der al⸗ 
leinige Gang der Weltgeſchichte iſt, die Wahrheit zur 
Erſcheinung zu bringen, dann kann ich, ohne meine 
Meinung im geringſten aufzugeben, wahrhaft tolerant 
ſein, dann kann ich aber allen Meinungen um mich 
herum Raum geben, damit in ihrem Kampfe die Wahr⸗ 
heit erſtehe und zur Erſcheinung komme. Darum 
glaube ich, meine Herren, können wir ganz ohne Furcht 
gegen die Juden in dieſem höheren Sinne des Wortes 
tolerant ſein; wir können ihnen Raum geben, daß ſie 
mit uns auf gleichem Felde, mit gleichen Waffen den 
Kampf beſtehen, und ich wenigſtens, meine Herren, bin 
gar nicht zweifelhaft, wem der Sieg gehören, wird! 
Mehrere Stimmen: Schön! Schön) 

Graf von Burghaus: Ich kann mich nur gegen 


die Zulaſſung der Juden zu Staats⸗Aemtern erklären, 
und zwar nicht, weil ich glaube, daß die 15,000,000 
chriſtlicher Einwohner die 206,000 Juden zu fürchten 
hätten, ſondern weil ich glaube, daß wir, die wir be⸗ 
rufen ſind, ein gewiſſenhaftes Gutachten abzugeben, 
wohl die Meinungen und Anſichten dieſer 15,000,000 
Einwohner zu berückſichtigen und zu ehren haben wer⸗ 
den. Ich glaube aber, daß es in dieſem Augenblicke 
noch einen ſehr ungünſtigen Eindruck machen würde, 
wenn, nachdem ſo viel für Emancipation der Juden 
geſchieht, wir fie auch noch zu Staats⸗Aemtern zulafs 
ſen wollten. — Ich glaube, daß, wie ich vorhin ſchon 
äußerte, es in dieſem Augenblicke einen ungünſtigen 
Eindruck machen würde, wenn die Juden, nachdem 
viel für ihre Emancipation geſchieht, auch noch zu den 
bezeichneten Staats-⸗Aemtern zugelaſſen würden. 
werde mich freuen, wenn, nach Verlauf einiger Jahre 
die Wahrnehmung ſich uns aufdrängt, daß die Juden 
ſo viel Vertrauen und ſo viel Achtung begründet ha⸗ 
ben, daß wir ſie dann zu dieſen Aemtern befördern kön⸗ 
nen, aber ich bin der Anſicht, daß bei ſolchen Maßre⸗ 
geln immer Schritt vor Schritt vorangegangen werden 
muß. Hat uns dann die Erfahrung belehrt, daß die 
Juden auf den Standpunkt gekommen ſind, ihnen das 
letzte noch zu geben, dann werden wir es mit Freuden 
thun können. 


Fürſt Lynar: Ich bewundere die treffliche Rede 
meines verehrten Freundes und Kollegen aus Schleſien, 
ich bewundere den Standpunkt der Toleranz, auf wel⸗ 
chem er ſteht, und bedaure nur, mich nicht an ſeiner 
Seite auf denſelben ſtellen zu können. Ich bin nicht 
ſo tolerant wie er, ich möchte das Judenthum beſeiti⸗ 
gen, aber ich wünſchte, es mit den Waffen der Liebe 
zu vernichten. Aus dem Borne der Liebe möchte ich 
ſchöpfen, um den Juden die Taufe zu geben; denn 
wenn es möglich wäre, dieſen ſo ausgezeichneten Volks⸗ 
ſtamm uns zuzuführen, ſo könnte es nur dadurch ge⸗ 
ſchehen, daß wir, von dem Grund- und Lebensprinzip 
des Chriſtenthums ausgehend, den Juden Liebe und 
Verſöhnung darbrächten. — Ich wiederhole, was 
ich bereits geſtern geſagt habe: Tauſendjährige Verfol⸗ 
gung hat es nicht vermocht, das Judenthum auszulö⸗ 
ſchen. Verſuchen wir nun, die moſaiſchen Glaubens⸗ 
genoffen durch Liebe und Vertrauen nach und nach zu 
uns herüberzuziehen. b 


Graf von Kielmannsegge: Ich wollte nur fü 
gen, daß ich die Beredtſamkeit des geehrten Mitgliedes 
aus Schleſien zwar bewundere und ſein Gefühl hoch⸗ 
ſchätze, mich aber dem, was er ausgeſprochen, doch nicht 
ganz anſchließen kann; im Gegentheil habe ich ſehr 
häufig die Wahrnehmung gemacht, daß allzugroße Milde, 
eine gewiſſe Lauheit in kirchlichen Grundſätzen für den 
chriſtlichen Staat nicht erfreulich iſt. Ich meine, man 
ſoll an den Lehren des Chriſtenthums in ernſten wie 
in guten Tagen halten, denn ohne dem iſt jede Sicher⸗ 
heit im Leben benommen, und ich meinerſeits ſtrebe 
wenigſtens danach, daran zu halten und nicht davon 
abzugehen. Uebrigens ſind die Begriffe, die Anſichten 
und das Gefühl darüber ſehr verſchieden, aber ich muß 
mich denn doch entſchieden für das chriſtliche Element 
im chriſtlichen Staat ausſprechen. Deshalb möchte ich 
aber niemals intolerant gegen die Juden ſein, im Ge⸗ 
gentheil wird es mich fehr freuen, wenn die Juden ſo 
viel als möglich zum Chriſtenthume herangezogen und 
durch Toleranz von Vorurtheilen, wie ſie mir erſchei⸗ 
nen, zurückgebracht würden. Ich will ſie in jeder Weiſe 
in Schutz genommen, ich will ſie auf keine Weiſe an⸗ 
gefochten willen; aber wenn ein chriſtlicher Staat von 
den Lehren abgehen will, die ihm als Stütze und Halt 
dienen ſollen, ſo ſehe ich nicht ein, warum wir über⸗ 
haupt irgend einen Glauben haben, dann kann füglich 
ein Jeder nach ſeinem inneren Gefühle gehen und, was 
ihm dieſes ſagt, als genügend anerkennen; einen feſten 
Halt aber kann uns nur die chriſtliche Lehre geben und 
daher müffen wir, meiner Ueberzeugung nach, in vol⸗ 
lem Umfange an dem Poſitiven durch die chriſtliche 
Lehre gegebenen feſthalten, welches bei dieſer Diskuſſion 
freimüthig auszuſprechen ich mich gedrungen fühlte. 

Graf Dyhrn: Ich habe auf die gehörte Rede 
nichts Anderes zu erwiedern, als daß es mein Prinzip 
iſt, die verſchiedenſten Gefühle über dieſe Sache zu ach⸗ 
ten. Nur gegen einen einzigen Ausdruck des geehrten 
Redners wollte ich mich wahren. Ich muß durchaus 
die. Abſicht nicht erreicht haben, welche ich durch meinen 
Vortrag erreichen wollte, ich muß mich ſehr undeutlich 
ausgedrückt haben, wenn in meiner Rede auch nur ein 
Tropfen von Lauheit gelegen hat, ich habe vielmehr in 


eben dieſer Rede gegen dieſe laue Toleranz proteſtirt, 


habe gegen dieſe die wahre Toleranz hinſtellen wollen. 
Es ſcheint mir nicht gelungen zu ſein. Ich weiß von 
dieſer Lauheit nichts, ich hänge mit Begeiſterung und 
aller Feſtigkeit an meinem Prinzip, ich bin bereit, uberall 
und jeder Zeit für ſie zu kämpfen, aber indem ich eben 
über den Prinzipien noch die Siegesgewißheit der Wahr⸗ 
heit habe; ſo kann ich die anderen Prinzipien anerken⸗ 
nen, und die meinen, mit dieſen allen, als vollkommen 
berechtigten, in den Kampf führen. Darum möchte 
auch ich allen Religions⸗ und politiſchen Parteien mit 
dem großen Dichter zurufen konnen: - 


* 


„Hier iſt der Bogen 
und hiet iſt auch zum Kampf der Raum.“ 
Gtaf Vork: Ich glaube, daß mein Standpunkt 
dem verehrten Redner, der früher als mein Freund a 
Schleſien ſprach, beſſer zuſagen wird, denn ich bin nicht 
tolerant in laudensſachen, in teligiöſen Anſi chten. 
Meiner Anfı cht nach iſt aber das Religiöſe vom Staate 


ſehr zu ſcheiden. Der Staat ruht, meiner Ueberzeugüng 


nach, auf dem ſittlichen Prinzip, aber nicht auf dem 
religtöſen. Er iſt baſirt auf dem Prinzip der Gerech⸗ 


tigkeit, und darum will ich meinen füdiſchen Mitbülr⸗ Fra 


gern jedes Recht gewähren, deſſen die chriſtlichen Unter⸗ 
thatten theilhaftig ſind. Ich wünſche, daß die heutige 
Geſetzgebung ſich an das Geſetz von 1812 anſchließe, 
von dem aus ich wieder weiter gehen will, was auch, 
nach der Verſicherung des königl. Herrn Kommiſſars, 
die Abſicht der Regierung iſt. Jenes Geſetz hat da⸗ 
mals ſchon vollkommene bürgerliche Freiheit ausgeſpro⸗ 
chen und die Juden haben ſie auch in ziemlicher Aus: 
dehnung bis jetzt genoſſen. Es handelt ſich jetzt da⸗ 
rum, daß die SH 8 und 9 die Parapraphen der Hoff⸗ 
nung waren, durch das neue Geſetz erfüllt werden fol: 
len, und hier muß ich bekennen daß mit dieſe Erfül⸗ 
tung eine zu geringe iſt. Ich knüpfe hieran eine Be⸗ 
merkung über kinen Ausſpruch des Hrn. Referenten, wel⸗ 
cher dahin ging, daß, wer ein preuß. Offizier werden 
könnte, befähigt ſei, jedes andere Amt zu bekleiden. Das 
heißt natürlich, er kann nicht, wenn er auch ein tüchtiger 
Offizier wäre, zu jedem anderen Amte geſchickt ſein; 
aber die Befähigung, der Anſpruch an jedes Amt muß 
n Preußen Jedem de willigt werden, der Offizier werden 
kann. Ich weiß wohl, daß jede Ernennung zum Of⸗ 
ſizier nur ein Ausfluß der königlichen Machtvollkom⸗ 
menheit und Gnade ift, und es kann ſich alſo nicht 
darum handeln, irgend in die Ausübung dieſer Macht⸗ 
vollkommenheit und Gnade beſchränkend eingreifen zu 
wollen, ſondern ich will nur anführen, daß ich auch 
für die Juden das Recht in Anſpruch nehme, der Gnade 
85 „Maj. des Königs empfohlen zu werden. — Wenn 
es ſich nun aber darum handelt, daß der Jude gar 
nicht DAR. Offizier vorgeſchlagen werden darf, ſo iſt 
das ein Makel, der auf ihnen haftet. Wenn nun 
aber in den großen Kriegsjahren nicht einige, ſondern 
verhältnißmäßig viele Juden ſich zu Offizieren geeignet 
zeigten und es wirklich geworden ſind, ſo muß ich dar⸗ 
aus ſchließen, daß, wer im Kriege Offizier werden 
konnte, auch die Möglichkeit haben muß, es im Frie⸗ 
ven zu werden, und daß alſo das Recht ihm bleiben 
muß, was er früher mit den chriſtlichen 8. 70 
Nen di und deſſen er ſich ſehr würdig e wiesen hat. 
on dieſem Standpunkte aus habe ich auch die Be⸗ 
te tigung zu Civil Aemtern angeſehen, ich habe mich 
dei einer früheten Gelegenheit dahin au een daß 
ich eine Gleichſtelung det Ehrenhaftigkel zwiſchen Mi⸗ 
litär und Civil in Anſpruch nehme, habe aber zugleich 
ausdrücklich erklärt, daß ich es anerkenne und nothwen⸗ 
dig finde daß der pteußiſche Offizierſtand als ein be⸗ 
ſonders dußetlich 5 11 daſtehe. Daher werde ich 
5 0 dafür ausſprechen, daß die Juden, wie ich 
die militäriſche Auszeichnung ik wünſche, auch 
die unbedingte Anſtellungsfähigkeſt f Civil⸗Aemter zu⸗ 
erkenne. Es handelt ſich nur noch darum, ob Jemand 
zu einer Obrigkeit über Chriſten gemacht werben konne, 
der ſelbſt nicht Chtiſt iſt? und ich ſage ja, denn es 
ans ſich hierbei nicht um den Glauben, ſondetn um 
tliche Stäatsverhältniſſe, und inſofern kann der Jude 
90 . obtigkeitliche Perſon ſein, denn er hat die ſelben 
ſitttchen und Rechtsanſichten vom Staate, welche die 
Ehriſten haben. Nur da, wo es ſich um das eigent⸗ 
liche 5 odet Kirchliche handelt, und ſo weit die⸗ 
ſes nüch außen hervortritt, wird ein e Glau⸗ 
bensbekenntniß erforderlich fein, und Niemand wird auch h 
nur entfernt datan denken, daß dazu Juden berufen 
werden könnten. — Es handelt ſich bei dem in Rede 
ſtehenden Punkte alſo nicht darum, etwas ganz Neues 
für ſie von der Gnade St. Majeſtät zu ent fon: 
dern vielmehr nut darum, die beſtehenden echte noch 
weiter auszüdehnen; wie weit dieſe Ausdehnung möglich 
erſchlinen wied, das kann ich don meinem Standpunkte 
aus nicht beurtheilen. Aber K nur von meinem 
Ständpunkte aus das Recht, wie ich es erkenne, für 
die Juden in An 9 01 nehmen und dies ber höheren v 
Wash empfehle 
Staats Miniſter Eichhorn: Ich habe geft 
allerdin geſagt, Ab es die Abſicht des Gerne 
85 den Züſtand der Juden immer mehr zu berbeſſern. 
ieſe Tendenz har das Gouvernement ſchon vor dem 
- Jahre 1812 gehe wenngleich es 6145 ſeine ‚Ab: 
Er ar erreichen konnte. Bei * 
ett vorliegenden Geſes⸗ Entwurfts iſt 
ane 9 Her wo möglich über die ZugeRändrie 
hinauszügehen, die das Geſez von 18 72 wirklich hat 
ins Leben en (a en. Ich habe geſtern vergeſſen, her⸗ 
votzüheben, worin die Erweiterungen beſtehen welche 
se en enthält; ſie betreffen einmal eite 
ebung der 1 17 füt die Juden nor 
chtlich gewiſſer Getverbe beſtehen; ferner die Kt 
ke 1 a e ach die 
aſſung zu gewiſſen Kate des Staatsdier 
Bis Lit e n 1812 hatte in Beziehung auf ber Ar, 


die Ka wo gleich 


1026 
ellungs fa igteit e e gar nichts Beſti 
5 Fehlen . Ne es d Eye 1 
foitten der heiten an blketu eite 091 
it fein, hat e 92 6 
ausdrücklich 9 hinzug 32 Time efern die J 
den zu a Ai ; ffentlichen edienum en und Staats 
Aemtern zugelaſſen werden können, behalten Wir Uns 
vor, in der Folge der Zeit geſeblich z 5 beſtimmen.“ 
Es iſt alſo keine ee e e zu den 
Staatsämtern zugelaſſen w ſollen, a dieſe 
rage iſt im Geſetz Ui, ſch webend jehalten. — Der 
1 5 Redner hat von ran dae aufmerkſam ge⸗ 
macht, daß der Staat, indem er mit auf einem ſittli⸗ 
chen Prinzip beruhe, + (darf zu trennen fei don der 
Kirche, die ein ganz andetes Prinzip zum Fundament 
hat. Während er in Beztehung auf den Glauben faſt 
intolerant 105 wolle er in 3 55 den Staat, 


5 


neuem Ma 9 made zu pe 15 5 A 
Stagt bei der gegenwärtigen Berathung nut ſo in Be⸗ 
tracht zu ziehen ſei, wie et ſich im Leben finde, und 
wie dies fein Leben Ya ich bildet hat, alſo in feinem 
geſchichtl ichen Zuſamm enha ge. Betrachten wir nun 
den Staat, worin wir leben, wie er iſt und wie er ge⸗ 
worden, fo 155 es fi fit 0 uns klar dar, daß der germaniſche, 
von feiner etſten En e an, haup tſächlich unter 
ſtetiger Einwirkung des ee thums fie 0 gebildet hat 
und in allen ſeinen Theilen n Chriſtenthüme durch⸗ 
drungen iſt. — Als neue eee ſich 
vorfänden, trat das C DR. unter ſie und half fo 
den Staat bllden. 75 unächſt ſich bildenden Mo⸗ 
mente und K üfte traten mit dem Chriſtenth um in un⸗ 
zertrennliche Verbindung, empfing von dieſem Geiſt un 
Richtung, und dieſe in einer weit Bam gehenden! ge⸗ 
Sheen Enie ung wurzelnde einſchaft zwi⸗ 
ſchen Staat und e at nicht aufgehört, hr 
daß der Staat, worin wir 8 a ht anders aufzu⸗ d 
faſſen iſt, ats ein riſticher Sta as Gouver⸗ 
nement hat nicht die Abſicht, ab a e San n für die 
Verbeſſerung des Zuſtandes der Juden zu ſetzen. Es 
ift aber für daſſelbe noch nicht der Zeitpunkt gekommen, 
wo es ſich ſagen könnte: „Wenn ich dem Juden die 
politiſchen Rechte gebe, ſo handle ich in Ueberein⸗ 
ſtimmmung mit dem Geiſte des ganzen Volkes.“ — Die 
königliche Regierung würde vielleicht etwas thun, was 
der Auffaſſung einzelner, vorttefflicher Manet ehtfprüht, 
die ſich auf di eſem Gebiete ihre beſondere Anficht ger 
bildet haben. Sie llaubt aber etwas im Widerſp 

mit dem zu finden, was das Volk will und 55 A 
Sie würde glauben, ihm etwas aufzubringen, was e 
nie t wünſcht. 

Graf vo e Ich EL mir nur 
die Freiheit nehmen, auf das, was don den verehrten 
Mitgliedern aus Schleſten bemerkt worden iſt zu es 
dern, daß wit uns, meines Erachtens, lieber nicht in 
Erörterungen über Lauheit in kirchlichen Dingen, über 
Toleranz oder Intoleranz ei als he dies würde 
uns in theologiſch che und d tigkeiten ver⸗ 
2 15 vielleicht ſelbſt au 0 el den Tal růͤckfühten. 

wotauf einzugehen 10 mich wenigstens 5 n finde, 
In mir iſt die Urbetzeugung zu tief gewurzelt, daß nut 
die chriſtliche Lehre dem chtiſtlichen MSet eine be⸗ 
ſtimmte Stütze geben kann, und es würde für mich, 
ich beugne es nicht, ein unan enehmes a hl fein, ei: 
nem nicht dem Ehriſtenehum ang gehörigen Richter o 12 
Beamten genüberzuſtehen; ſonſt Wh ſewiß ge 
5 gen die Jeden tolerant, und will ſie 05 in ii 
en Verhältnif en mit den undere Stagtsbil 

ele wiſſen, aber ſi in, zu N er 
tt u d obrigkeittſche 5 ionen al a 8 
iſt 1 mit dem ich a alt 
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200000 den ie 
900 1 daß weder in 

in den früheren 
A rt habe“ Ich Auer 


kommen * die d e de Snreys im Staate 

Kr faüfaffen, wie fie Ei liegen. Es iſt eine That⸗ 
e, Bi ſich nicht leugnen läßt, daß der breußiſche 
ag in enger Verbindung mit der Kirche — sowohl 

Etholiſchen als der evangeliſchen — ſteht. 

weiß 1 55 däß die Anſichten datüber weit auséinandet 

Be 06 dieſe Verbindung 
öfen iſt! Es ſind Viele, die en, daß es 

güt ſei, dieſe Verbindung zu 8 2 "Stadt 

möglichſt wenig mit der Kirche in 

en. Auch dich kann 
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Ich rechter Weiſe nicht den Vorwurf machen kann, aßen 


er zu ziehen, odet zu 
** 1 die zu 9 — wohl ziehen, daß ſie . z 


kamm mich ie Dita em Oelde (or ſehr 


Er - 


vertraut machen. — aber um 
eker Geſez handel . . Zuſtalld v 
anderer Art geworden 10 bevo die Juden in 


Ah "Stanesbienft aüfgenommen werden kön = 


k jest iſt iſt aber unſer Staat nicht ſo geftaftet! 
in Amerika, wo Staat und Kirche getrennt ‚find, 
wenn man es hier bendahin bringen wollte, ſo wü 
doch dazu noch eine bedeutende Zeit erforderlich 
So lange dies aber nicht geſchehen iſt, find die ur 
nungen der 15 Millionen Chtiften bei den Gefegen, I 
wir berathen, wohl zu beachten, und ich glaubt, 
fie’ ſich in ihrer Majotirkt nicht damſt zuftieden 
klären werden, unter einer jüdiſchen Obrigkeit zu 
hen. Der pre iſche Staatsdienſt, namentlich 
Civil = erhältni en, hat bei der Anſtellung übe 90 
bisher eine liberale Obſetvanz beobachtet. 
diefer if eine elgentliche Genehmigung, 17 7 
mand angeſtellt 11 8 5 ſoll oder nicht, nie 
tig; wenn Jemand ſeine Studien vollbracht ur 5 
Examen gemacht und beſtanden hat, 10 kann . 
Anſtellung erhalten, und wird auch in 70 de en 
HR angeſtellt. Will man nun die Je weng 
lich zu allen Aemtern zula en, ſo kann man 5 
gen (wie ein geehtter 2 ua er angedeutet hat), d 
es in jedem einzelnen Falle erwägen und entſch 
möge, ob man ſie anſtellen will oder nicht, oder 
müßte die bisherige lübekale Obſervanz verändern, 
durch, daß man auch bei Leuten, die ſich ut ge 
und ihre Studien mit Erfolg gemacht haben, noch e 
überlegen ſoll, ob man fie in Dienſt nehmen will 0 
nicht. Dies iſt der bishe eigen Obſervänz, bei wel 
ſich der Staat ede hat, fremd. Wenn 
ner das verehrte Mitglled aus Schleſten von rekt 
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und Aemtern gesprochen und es getadelt hat, daß die 


den dergleichen nicht erhalten ſollen, fo will ich auf 
50 exekutivſte aller exekutiven Aemter zurückg gehen, nam 


5 ee 15 ekutors, 6 da möchte ich einem 
nich een daß er als Erekutor angel 
rde 105 ein erwünſchter Gall, 


Mee 25 i Gin 
0 8 iſt nie in Abrede * ſtellen, daß A pa ö 
gegen die Ju en Voruktheſle be e. — wel 
meinerfeits tadle und . welche aber dos Aa 
Wenn demnach ein he 
die Gira a die er nach dem Geſetze verl 
gen kann. Ich kann alſo aus dieſen Gründen nt 
Bu Vorſchlage der Abthellung 8 — Wen 
ſich endlich um die höheren Staa ts⸗Aemter 17 0 10 9 
fo iſt es woht zu berückſichtigen, zu welchet N eligie 
die große Mehrzahl der 1 0 ſich bekennt. Wollte 
man dies ganz Außer Acht Laffen, (o könnte man au ve 
fragen, wa nicht der Kultus⸗Mini ter ein ze 
1155 und es giebt Meinem gen, die dies ernsthaft 
ſprechen. Will man elämat den Juden alle 
Aemter eröffnen, ſo muß auch zugegeben cel, a 
n dies, da der Kultus: intfter nicht Geistlicher iſt, — 
weder evangellſcher noch kathouſcher - — an ſich nicht 
als u uni bezeichnet werden kann. 05 den 

daß unter den 15 Millionen 

ehrzahl eine ſolche Amt 


aber 
700 nern die 
ſehr übel aufnehmen und daß es allgemein einen 0 
ungünfti igen Eindruck machen würde, wenn wit bit 
bald einmal einen jüdiſchen Kultus: „Minſſter Ha ten. 


(Heiterkeit in der Verſammlung.) 


Se von Bieten: Um mich kurz zu faſſen, will 
en ich kirchlichen und ſittlichen en verlaſſen 
mich nut auf den praktiſchen Standpunkt ſtellen, und 
da ſehe ich nicht ab, warum die Juden zu unmittelba⸗ 
ten Staats⸗Aemtern zugelaſſen werden ſollen, ſo lange 
ich unter den 15 Millionen Chriſten noch hintängüch 
taugliche J & ut Beſetzung dieſer Aemter vorfinden. 
Gtaf ork: Es iſt mir der Vorwurf gemacht wor⸗ 


ebe 0 


rah den, als hätte ich einen dialektiſchen Scherz mit der 


Verordnung treiben wollen; dies iſt aber nicht der 
— Ich gehe ganz auf das Prattiſche und wenn lch 
e, daß nicht allein unſer Staat, ſondern alle euro- 
en, mit Ausnahme der Türkel, durch da 
1 ewachſen nd, ſo muß ich doch Jagen 
ſich aus der Vermiſchung, die Bochwelg war, 
er urige 1 — 5 ergeden haben. 
dahin gekomtien 1 ſagen: in 
ieh des Staates werden kann. 10 
ei 8 neuen Bildung, | 
ice zu ſein ini 
N 9 


daß 
ſeht 


in am ſoll erſt durch 
eiſen, ob er Mit: 
19465 Mit das dukt 
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Regierungs⸗Kommiſſar Schröner: Daß in Oeſter⸗ 
ch Juden in Offizier⸗Stellen vorkommen, ift mir als 
hatſache bekannt, aber nicht, daß ſie geſetzlich zu öf⸗ 
tlichen Aemtern zugelaſſen ſind. Hinſichtlich der prak⸗ 

lichen Ausführung bei Zulaſſung der Juden zum Richter⸗ 
Amte möchte noch darauf aufmerkſam zu machen ſein, 
laß es eine nicht wohl zu befeitigende Schwierigkeit 
aben dürfte, wenn ein Richter jüdiſchen Glaubens 
enem chriftlichen Zeugen den Eid mit der chriſtlichen 
' Bekräftigungs⸗Formel abnehmen ſollte. 
Graf von York: Es iſt von dem Referenten bes 
merkt worden, daß, wenn wir den Juden große Rechte 
pl heilen würden, dies nicht allgemein gebilligt werden 
bürde, es iſt mir aber erinnerlich, daß von mehreren 
Provinzial = Landtagen des Jahres 1845 bereits auf 
bölige Emancipation angetragen wurde, und ich glaube, 
daß, wenn ein Provinzial = Landtag auf dergleichen 
entſcheidende geſetzliche Maßregeln anträgt, er ſich auch 
dorher genau unterrichtet haben und der allgemeinen 
einung verſichert halten muß, um nichts zu thun, 
was gegen die allgemeine Anſicht und den allgemeinen 
Wunſch ſpricht. 
Prinz Biron von Kurland: Da die Zeit ſchon 
fo vorgerückt iſt, und die Verſammlung eine Vertagung 
zu wünſchen ſcheint, ſo will ich die hohe Kurie nicht 
mit einer weitläuftigen Entwickelung meiner Anſichten 
aufhalten, ſondern begnüge mich, zu erklären, daß ich 
mich in dem Ausſchuſſe in der Minorität befunden 
und mit den Gründen meines verehrten Freundes über⸗ 
eingeſtimmt habe. Was jedoch die Erklärung des Herrn 
iniſters des Kultus im Laufe der heutigen Debatte 
über ſeine Anſichten von einem chriſtlichen Staat be⸗ 
trifft, ſo bedaure ich recht ſehr, daß ich denſelben nicht 
beiſtimmen kann, und behalte mir bei einer anderen 
Gelegenheit meine Erwiederung vor. 

Marſchall: Der Antrag der Abtheilung geht da⸗ 
bin, daß der $ 35 angenommen werde mit der Abän⸗ 
derung, daß ſtatt der Worte „obrigkeitlichen Autorität“ 
geſagt werde; „richterlichen, polizeilichen oder erecutiven 

ewalt.“ 

(Der Referent verlieſt die Faſſung noch einmal.) 

Es würden alſo diejenigen, die dem Antrage der 
Abtheilung beiſtimmen, dies durch Aufſtehen zu erken⸗ 
nen geben. i 
(Der Antrag wird durch Majorität angenommen.) 
Die Fortſetzung der Berathung wird zur nächſten 
Sitzung zu verſchieben ſein, welche morgen um 10 Uhr 
ſtattfinden wird. Die heutige Sitzung iſt geſchloſſen. 

(Schluß der Sitzung 4% Uhr.) 
Sitzung der Kurie der drei Stände am 
2. 17. Juni. 


Die Sitzung beginnt unter Vorſitz des Landtags⸗ 
Marſchalls von Rochow 10 Minuten nach 10 Uhr. 
Als Sekretäre fungiren die Abgeordneten Freiherr 
don Waldbott und Siegfried. — Das Protokoll der 
vorigen Sitzung wird angenommen. — Es erfolgt eine 
Interpellation in Betreff der Geſchäftsordnung. 
Abgeordn. Dittrich: Der Heer Landtags⸗Mar⸗ 
ſchall hat angeordnet, daß die Mitglieder der hohen 
Verſammlung diejenigen Petitions⸗Anträge zur Sprache 
bringen möchten, deren beſchleunigte Berathung ge: 
wünſcht wird. Ich habe mir erlaubt, darüber ein Ver: 
zeichniß zu fertigen, und werde das vorleſen. Es ſind 
das die Anträge auf: 

I) Preßfreiheit, 

2 Oeffentlichkeit der ſtändiſchen Verhandlungen, 

J) auf Erweiterung der Wählbarkeit zu Landtage⸗ 
5 Abgeordneten, 

A) das Recht der Feſtſtellung des Haupt- Finanz 

N Etats, 

8) auf Deklaration der Geſetze vom 29. März 1844, 
betreffend das gerichtliche und das Disziplinar⸗ 

Strafverfahren gegen richterliche Beamte, 

6) Reform des Vormundſchaftsweſens, 

7) auf Amneſtie derer, welche ſich an den letzten Un⸗ 
ruhen in den ehemals polniſchen Provinzen be⸗ 
theiligt haben, 

8) Vorlegung und Emanation der neuen Konkurs⸗ 
Ordnung, 

9) wegen Beſchränkung des Hauſirgewerbes, 

10) Revifion des Zol⸗Tariſs, 8 
11) Erlaß des Handels⸗Geſetzbuches und der Wechſel⸗ 
' Ordnung, 

12) Vorkehrungen gegen die Wiederkehr des allgemei⸗ 

nnen Nothſtandes, 5 

18) auf Verhinderung der zahlreichen Auswanderungen, 

14) Erlaß einer Verordnung zum Schutze der Gläu⸗ 

biger der aus dem preußiſchen Unterthanen⸗Ver⸗ 

bande Auswandernden, 3 
15) wegen des unentgeltlichen Schnee⸗Auswerfens auf 

den Chauſſeen, N 

16) Aufhebung der geheimen Konduitenliſten, 

17) Einführung einer Landgemeinde⸗Ordnung, 


— 
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18) Errichtung eines Kredit-Inſtituts für alle Acker⸗ 
beſitzungen im Stande der Landgemeinden, 
19) Gründung eines Pfandbrief- oder Kredit⸗Sy⸗ 

ſtems für die Städte. 

Ich bitte den Herrn Landtags⸗Marſchall, ohne De⸗ 
batte darüber abſtimmen zu laſſen, welcher dieſer An⸗ 
träge zuerft in Berathung gezogen werden foll. 

Dieſer Vorſchlag findet nicht hinlängliche Unter⸗ 
ſtützung. 

Abgeordn. Hanſemann: Iſt es mir erlaubt, 
nicht eine lange Reihe, ſondern nur ganz wenige Pe⸗ 
titionen zu bezeichnen, ſo mache ich auf folgende auf⸗ 
merkſam. Ich würde zuvörderſt vorſchlagen, daß die 
Petitionen auf Preßfreiheit und den Erlaß eines Preß⸗ 
Strafgeſetzes berathen werden; ſodann würde ich als 
von beſonderer Wichtigkeit die Petitionen wegen Feſt⸗ 
ſtellung des Haupt⸗Finanz⸗Etats und der Kontrole des 
Staatshaushaltes zur Berathung vorſchlagen, die des⸗ 
halb von der höchſten Wichtigkeit find, weil es ſohr 
darauf ankommt, daß das Gouvernement die Stim⸗ 
mung dieſer Kurie darüber kennen lernt. Endlich würde 
ich drittens den Antrag wegen Vorlegung der Geſetze 
über das Prozeß- und Gerichts-Verfahren an die Stände 
vorſchlagen; dies iſt ebenfalls ein Gegenſtand von Wich⸗ 
tigkeit, weil es ſich dabei um weſentliche ſtändiſche 
Rechte handelt. Ich ſchließe meine Vorfchläge mit die⸗ 
ſen dreien und glaube, daß, wenn dieſe berathen wor⸗ 
den ſind, es alsdann an der Zeit ſein werde, weiter zu 
überlegen, was dann noch vorzunehmen ſei. a 

Abgeordn. Diergardt (vom Platze aus): Ich 
wollte die hohe Verſammlung bitten, die Auswande⸗ 
rungs⸗Angelegenheit vorzunehmen. 

Auch dieſe beiden Vorſchläge werden nicht ange⸗ 
nommen. 

Abgeordn. von Auerswald: Ich möchte mir 
den Vorſchlag erlauben, daß diejenigen Mitglieder der 
Verſammlung, welche ſpezielle Anträge zu ſtellen haben, 
dieſe dem Herrn Marſchall einreichen, daß der Herr 
Marſchall die Güte hat, nach ſeiner Anſicht die Reihe⸗ 
folge zu beſtimmen, dieſe Reihefolge mitzutheilen und 
zu geſtatten, daß man für einzelne Fälle, für welche 
man noch Wünſche hat, ſich darüber äußere. Dem 
Herrn Marſchall wird auf dieſe Weiſe der Wunſch der 
Verſammlung bekannt, er wird außer Zweifel die An⸗ 
träge, welche auf dieſem Wege eingehen, und die Stim⸗ 
mung der Verſammlung darüber erkennen; wir aber, 
glaube ich, können ſeiner Unparteilichkeit vollkommen 
vertrauen. — (Ja! Ja!) — Ich halte dies für den 
einzig möglichen Weg, ohne ganz enormen Zeitverluſt 
zum Ziele zu kommen. 8 

Marſchall: Durch dieſen Vorſchlag wird ſehr 
viel in meine Hände gelegt. Vorläufig, wenn die hohe 
Verſammlung damit einverſtanden ſein ſollte, nehme ich 
ihn zwar an, aber nur unter der Bedingung, daß ich 
mir den Rath der hohen Verſammlung ganz ausdrück⸗ 
lich nachher erbitten kann. Hat die hohe Verſamm⸗ 
lung gegen dieſen Vorſchlag nichts einzuwenden, ſo bitte 
ich diejenigen Herren, welche wünſchen, daß der eine 
oder andere Antrag außer der Reihe der Zeitfolge vor⸗ 
genommen werde, ihre Wünſche darüber bei mir einzu⸗ 
reichen; ich werde ſie ſammeln und der hohen Ver⸗ 
ſammlung dann Vortrag darüber halten. — Wir kom⸗ 
men nun zur Tagesordnung und fahren in unſerer 
Berathung fort. 


Referent Sperling (teft den Abſchnitt II. des 
$ 35 vor): 

„Inwiefern die Juden mittelbare Staats⸗ und 
Kommunal⸗Aemter bekleiden können, iſt nach den 
darüber ergangenen beſonderen geſetzlichen Vorthei⸗ 
len zu beurtheilen. Es findet jedoch deren Ein⸗ 
tritt auch in ſolche Aemter nur dann ſtatt, wenn 
mit demſelben die Ausübung einer obrigkeitlichen 
Autorität nicht verbunden iſt.“ 

Das Gutachten zu dieſem Abſchnitt lautet: 


„ Abſchnitt 2. Daß in einem Geſetze, welches die Ver⸗ 
hältniſſe der Juden neu zu reguliren beſtimmt iſt, eine Ver⸗ 
weiſung auf Beſtimmungen ſtattfinde, welche außer demſelben 
beſtehen, kann nicht als zweckmäßig erachtet werden, und 
würde deshalb eine ergänzende Umarbeitung des vorliegenden 
Abſchnitts zu wünſchen ſein. Aber auch außerdem dürfte 
wohl ſolche nothwendig werden. — Das Edikt vom Ilten 
März 1812 ſprach es im § 8 allgemein aus: „Sie können 
.... . Gemeinde « Aemter, zu welchen ſie ſich geſchickt ge: 
macht haben, verwalten.“ Dieſe Beſtimmung hat im Laufe 
der Zeit manche Einſchränkung erfahren. Zuvörderſt ſtellte 
die Verwaltung den Grundfag auf, daß die Juden, ſo lange 
nicht dem § 9 des Edikts gemäß geſetzlich beſtimmt worden, 
zu welchen Staatsämtern ſie zuzulaſſen ſeien, von ſolchen 
Gemeinde ⸗Aemtern ausgeſchloſſen werden müßten, mit welchen 
ein Staatsamt, die perſönliche und direkte Ausübung der 
Polizei verbunden iſt, alſo beiſpielsweiſe dem Amte eines mit 
der Polizei⸗Verwaltung beauftragten Bürgermeiſters in der 
Stadt und dem Schulzenamte auf dem platten Lande. — 
Einen zweiten Schritt auf dem Wege der Einſchränkung that 
ſodann die Geſetzgebung unmittelbar ſelbſt. Da in manchen 
Städten die Polizei⸗Verwaltung von der Kommunal⸗Verwal⸗ 
tung getrennt iſt, aus der erſteren alſo keine Veranlaſſung 
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Mittwoch den 23. Juni 1847. 


— nn 
zur Ausſchließung der Juden vom Bürgermeiſter⸗ oder Ober⸗ 
Bürgermeiſter⸗Amte entnommen werden konnte, fo. beſtimmte 
die revidirte Stadteordnung vom 17. März 1831, daß zu 
den eben genannten Stellen das Bekenntniß der chriſtlichen 
Religion erforderlich ſei; und dieſer Grundſatz wird nun auch 
für diejenigen Städte geltend gemacht, in welchen die Stadte⸗ 
Ordnung von 1808 gilt, die eine Unterſcheidung der Bürger 
nach ihrer Religion nicht kennt. Es ſind alſo die Juden zur 
Zeit nach den Vorſchriften, auf welche der Geſetz Entwurf 
hinweiſt, von dem Amte eines Bürgermeiſters und Ober⸗ 
Bürgermeiſters, außerdem von allen Kommunal⸗Aemtern aus⸗ 
geſchloſſen, mit welchen die Verwaltung der Polizei verbun⸗ 
den iſt. — Der Entwurf geht nun noch weiter, indem er 
dieſelben ferner von allen Aemtern ausgeſchloſſen wiſſen will, 
mit welchen eine obrigkeitliche Autorität verknüpft iſt. Denn 
welche Aemter darunter zu verſtehen ſind, iſt bei dem erſten 
Abſchnitte ſchon auseinandergeſetzt, und daß dieſe Beſtimmung 
des Entwurfs ſie noch zu verſchiedenen anderen gemeindeamt⸗ 
lichen Funktionen unfähig machen würde, die ihnen bisher 
übertragen werden konnten, darf nicht näher dargelegt werden. 
Wenn ſchon dort ausgeführt iſt, daß dies Kriterium des Ent⸗ 
wurfs bei der Zulaſſung der Juden zu Staatsämtern aller 
Begründung ermangelt und ohne Noth beengend iſt, ſo muß 
hier, wo es ſich um Kommunal⸗Aemter handelt, noch gerad = 
hin ausgeſprochen werden, daß daſſelbe zu einer Verkürzung 
der Juden in den Rechten führt, die ſie nach der bisherigen 
Geſetzgebung, dem Edikte vom 11. März 1812, ſchon gehabt 
haben. — An den Orten, wo die Kommunal⸗Aemter auf 
der Wahl der Gemeinde⸗Mitglieder beruhen, läßt es ſich mit 
Sicherheit annehmen, daß nur ein Jude, welcher des Ver⸗ 
trauens würdig iſt, zu dem Amte berufen werden wird, und 
wenn ſolches geſchieht, die Letztern feiner Autorität ſich gern 
und willig fügen werden. Da aber, wo den Staatsbehörden 
die Beſetzung der Kommunal⸗Aemter zuſteht, würde es immer 
in deren Händen liegen, dieſelben einem Juden, wenn ſie es 
bedenklich finden; nicht anzuvertrauen. Deshalb dürfte auch 
nicht der leiſeſte Grund vorhanden ſein, die Beſchränkungen, 
welche die neuere Zeit den Juden in Beziehung auf Kommu⸗ 
nal⸗Aemter auferlegt hat, beſtehen oder gar die Beſtimmung 
des Entwurfs ins Leben treten zu laſſen; vielmehr ſtimmt 


die Abtheilung unter Anerkennung des von den Juden be⸗ 


reits erworbenen Rechts einmüthig dahin, daß die Dispofte 
tion des § 8 des Edikts vom 11. März 1812 in ihrem 
vollen Umfange wiederhergeſtellt und in das vorliegende Ge⸗ 
ſetz aufgenommen werde.“ 

Ich muß hier die Bemerkung machen, daß es nur 
auf einem Diuckfehler beruht, wenn nicht im Gutach⸗ 
ten zugleich auch der mittelbaren Staatsämter nament⸗ 
lich gedacht iſt, da ſie denſelben Grundſätzen unterliegen, 
die in Beziehung auf Kommunal⸗Aemter geltend ge⸗ 
macht werden können. 


Abgeordn. Krauſe: Wenn meine Anſichten mit 
$$ 35 und 36 nicht ganz übereinſtimmen, fo beſtimmt 
mich dazu keinesweges das große Lob, welches ein ge⸗ 
ehrter Deputirter der Stadt Berlin den Juden gezollt 
hat, inſofern, als ſie ſehr viele Armen⸗Anſtalten errich⸗ 
ten, und namentlich, daß ſie zum Dombau in Köln 
viel Geld hergeben. Es beſtimmt mich aber eben Fo 
wenig, dafür zu ſtimmen, daß mehrere geehrte Mit⸗ 
glieder aus Sachſen ſo viel gegen die Juden geſagt 
haben, namentlich, daß ſie Alles an ſich riſſen, und 
namentlich den armen Bauern, für welche man ſich, 
wie es ſcheint, beſonders intereſſirt, ohne ihnen doch 
zu helfen, Alles ſuchten vor der Zeit abzunehmen, das 
Getreide abzukaufen u. ſ. w. Mir ſcheint, daß es dar⸗ 
auf nicht ankommen kann, und wenn Juden vielleicht 
das Alles thun, ſo hoffe ich nicht, daß ſie in dem preußi⸗ 
ſchen Staate in dieſer Beziehung Betrüger ſein kön⸗ 
nen, ſondern ſie müſſen es auf legalem und rechtlichem 
Wege thun, da alle ihre Handlungen der Aufſicht der 
Behörden unterliegen. Wenn ein geehrtes Mitglied 
aus Sachſen uns mit ſehr mittelalterlichen Ten⸗ 
denzen unterhalten hat, ſo glaube ich, daß die Juden 
eben ſo dieſes Mittelalterliche mit der Muttermilch ein⸗ 
geſogen haben und eben ſo heute noch zur Durchfüh⸗ 
rung bringen, und wenn wir die Juden immer nur 
auf einen Fleck hindrängen und ſagen, du kannſt das 
und jenes nicht werden, ſo werden ſie ſich ſtets dem 
Handel widmen, dadurch natürlich zur Bevortheilung 
mancher Chriſten. Inſofern glaube ich, daß es nur 
gerechtfertigt iſt, daß ſie anerkannt werden. Es giebt 
immer Menſchen, die bei jedem Fortſchritt ſagen; es 
iſt noch nicht an der Zeit. Das Geſetz von 1807, 
als es erſchien, wurde angefochten, denn es ſagt: Allen 
Staatsbürgern ſteht es frei, Rittergüter zu kaufen, 
allen Staatsbürgern ſteht es frei, in der Civil⸗ und 
Militär⸗Verwaltung die höchften Stufen zu erſteigen; 
da ſagte man: wo ſoll das hinaus? Es wurde die 
Aufhebung der Erbunterthänigkeit und die Ablöfung 
der Frohnden deklarirt; da ſagte man, das iſt unmög⸗ 
lich, die Leute gehen zu Grunde, ſie ſind dazu nicht 
reif. Man baute ſpäter eine große Chauſſee von Ber⸗ 
lin nach Breslau, fie wurde getadelt; ein ſehr geſcheid⸗ 
tes Mitglied aus Schleſien ſchrieb damals viel da⸗ 
gegen und ſagte, es iſt noch nicht an der Zeit, 
ſo viel Geld daran zu wenden, der Handel muß 
erſt da ſein, dann kann man bauen. Mun hat ſich 
aber erwieſen, daß alle dieſe unzeitigen Tadler ſämmt⸗ 
lich ſich geirrt haben. Es ſind in den erſteren Fällen 
40 Jahre ins Feld gegangen, in den letzteren einige, 


und wir haben ſegensreiche Folgen geſehen. Werden 


wir alfo jetzt das Judenthum emanzipiren, ſo wollen 
wir in 40 Jahren ſehen, wie es mit den Juden ſtehen 
wird! — (Heiterkeit.) — Es mag vielleicht ſein, daß 
wir es nicht Alle ſehen werden, — Geiterkeit) — dar⸗ 
über bin ich auch im Reinen mit mir; aber hoffent⸗ 
lich werden es künftige Zeiten ſehen, und die Zeitge⸗ 
ſchichte wird über die Herren richten, die vor mir ſitzen. 
f (Bravo.) 

Marſchall: Der Herr Abgeordnete von Bismark 
wünſcht eine perſönliche Bemerkung zu machen. 

Abgeordn. von Bismark⸗Schönhauſen: Ich 
habe aus dem Umſtande, daß der geehrte Redner, der 
eben die Tribüne verließ, einige von mir gebrauchte 
Worte anführte und namentlich wieder auf das Mittel⸗ 
alterliche anſpielte, geſchloſſen, daß er etwas Perſönli⸗ 
ches gegen mich vorgebracht hatte. — (Halblautes O!) 
— Ich würde ſehr gern darauf erwiedern, ich hatte 
auch die Abſicht dazu, bedauere aber außer Stande zu 
ſein, es zu thun, weil mir das, was der geehrte Red⸗ 
ner gegen mich geſagt haben mag, nicht vollkommen 
klar geworden iſt aus den Worten, die er gebraucht hat. 

Abgeordn. von Manteuffel II.: Ich habe eine 
Bemerkung vorzutragen zu dem Gutachten der Abthei⸗ 
lung, die nach dem Beſchluſſe von geſtern zwar wenig 
mehr helfen wird. Ich würde ganz ſchweigen, wenn 
mir dies nicht zum Vorwurf gereichen könnte. Ich 
möchte verhüten, daß man ſagt, ich hätte eines fakti⸗ 


ſchen Verhältniſſes nicht gedacht, das mir bekannt ſein 


mußte. Zu den bereits im Gutachten angeführten Ver⸗ 
hältniſſen rückſichtlich der Uebertragung der Kommunal⸗ 
ämter und Staatsämter muß ich noch eine dritte Gat⸗ 
tung, ein drittes Verhältniß hinzufügen. Auf dem plat⸗ 
ten Lande derjenigen Provinz, welcher ich angehöre, be⸗ 
ſteht noch ein drittes Verhältniß. Das ſind die Dorf⸗ 
ſchulzengüter. Wir haben in den niederlauſitzer Dör⸗ 
fern Güter, auf denen das Schulzenamt als Realrecht 
ruht. Es kann daher in einem von Chriſten bewohn⸗ 
ten Dorfe die Stelle eines Dorfrichters in die Hände 
eines Juden kommen, ſobald er ein ſolches Gut kauft. 
Es verſteht ſich von ſelbſt, als Dorftichter ſteht er als⸗ 
dann der ganzen chriſtlichen Gemeinde vor. Ich wollte 
bemerken, daß ich dieſes Verhältniſſes habe gedenken 
müſſen. Uebrigens verkenne ich nicht, daß das Amen⸗ 
dement auch dahin führt, dieſe ſchöne Ausſicht für ein 
großes Glück zu erachten. 

Referent Sperling: Die Dorfſchulzen⸗Güter find 
ſo vereinzelt, daß keine Gefahr daraus hervorgehen kann. 
(Widerſpruch von mehreren Seiten.) 

Ich glaube, mich an die letzten Worte des Redners 
anſchließen zu können, daß, nachdem der frühere Be⸗ 
ſchluß gefaßt iſt, konſequenterweiſe nicht mehr zurückge⸗ 
gangen werden könne. 

Abgeordn. Hanſemann: Die Angelegenheit iſt er⸗ 
ledigt, wie ich glaube, wenn man den Zuſatz annimmt: 

„mit Ausnahme derjenigen Erbſtellen, die durch Be⸗ 
ſitz von Grundſtücken erworben werden.“ 

(Von einer großen Zahl wird: Nein! Nein! geru⸗ 

fen, und der Marſchall giebt dem Abgeordneten 
von Maſſow das Wort.) 

Abgeordn. von Maſſow: Meine Herren! Der 
geſtern gefaßte Beſchluß ſteht unbedingt und unabänder⸗ 
lich feſt; ich wollte mir aber erlauben, auszuſprechen, 
daß er darum nicht maßgebend ſein müſſe für die 
heute zu faſſenden wohl ähnliche, aber nicht gleiche Ge⸗ 
genſtände betreffenden Beſchlüſſe. Eine ſolche Konfor⸗ 
mität iſt unter Umſtänden ſehr wünſchenswerth, aber 
geboten iſt ſie nicht, und zwar um ſo weniger, wo eine 
ſo geringe Majorität ſtattgefunden hat, wie geſtern. Es 
haben in dieſer Verſammlung immer verſchiedene Mei⸗ 
nungen vorgewaltet, nichts hat mich aber mehr gefreut, 
als der Sinn, das ſichtbare Streben der Gerechtigkeit, 
die ſich kundgegeben haben, daß Jeder die Meinung des 
Anderen achte. Darauf fuße ich meine Bemerkung, daß 
der geſtrige Beſchluß uns nicht binden könne bei der 
heutigen Berathung. Auf den Gegenſtand derſelben, 
der ſchon ſo viel erörtert worden iſt, komme ich nicht 
zurück und ſchließe mit den ſchönen Worten, die, wenn 
ich nicht irre, der geehrte Abgeordnete der pommerſchen 
Ritterſchaft geſtern gebraucht hat: Die Baſis des Staa⸗ 
tes iſt Geſetz und Recht. Die Wahrheit dieſes Satzes 
erkenne ich an; ich füge aber hinzu, die Baſis von 
Geſetz und Recht iſt die Religion. 

Abgeordn. Krauſe: Ich wollte vorhin blos erklä⸗ 
ten, daß am Ende zu einem guten Schulzen die Chriſt⸗ 
lichkeit nicht allein genügen kann. Religion muß am 
Ende Jeder haben, wenn es auch nicht die chriſtliche 
wäre, und die Wünſche, die geſtellt worden ſind, find 
fo allgemein, daß fie ſich in der Kommunal⸗Ordnung, 
die in Ausſicht auch für die Landgemeinden ſteht, erle⸗ 
digen werden. 

Referent Sperling: Es ſind Bedenken über die 
Zulaſſung der Juden zum Schulzenamt erhoben wor⸗ 
den. Nach meiner Anſicht kann aber durchaus dieſem Be⸗ 
denken nicht Folge gegeben werden. Denn warum ſoll ein 
Jude nicht Schulze werden, ſelbſt in einem Dorfe, wo 
nur chriſtliche Einwohner ſind, da die polizeilichen Funk⸗ 
tionen der Schulzen nicht ſo weſentlich und umfang⸗ 


reich ſind. 
= (Lauter Widerſpruch.) 
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Eine Stimme: Ich muß dem geehrten Herrn 
Referenten erwiedern, daß das Schulzenamt jetzt eben ſo 
wichtig iſt, wie das Amt der Bürgermeiſter. 

Guſtimmung von vielen Seiten.) . 

Referent Sperling (verfucht, das Wort zu ergrei⸗ 
fen, wird aber durch Pochen und Stampfen daran ver⸗ 
hindert. Nachdem die Ruhe wiederhergeſtellt war, be⸗ 
merkt derſelbe): ö 

Ich glaube das Recht zu haben, mich auszusprechen. 

Ich habe durchaus nicht die Abſicht gehabt, der 

Würde des Schulzenamtes in irgend einer Weiſe zu 

nahe zutreten. Ich habe die fefte Ueberzeugung, daß die 

Juden auch Bürgermeiſter werden können, und ich 

würde mich gern einem jüdiſchen Ober⸗Bürgermeiſter 

unterordnen, weil ich annehmen kann, daß, wenn ein 

Jude zu dieſem Amte gelangen ſollte, er auch ein 

tüchtiger, ausgezeichneter Mann ſein würde. n 

Abgeordn. Aldenhoven: Ich wollte auch meine 
Anſicht dahin ausſprechen, daß ich das Amt der Schul⸗ 
zen mit dem der Bürgermeiſter gleichſtelle, und wollte 
mir erlauben, der verehrten Verſammlung die Thatſache 
anzuführen, daß da, wo man in dieſer Hinſicht auf 
einem richtigen Prinzip ſteht, man den Juden ſehr gern 
die Stelle als Bürgermeiſter einräumt. In Lanken, 
meine Herren, wo der König von Belgien wohnt, iſt 
der gewählte Bürgermeiſter ein Jude; dieſer jüdiſche 
Bürgermeiſter hat den Civilſtands⸗Akt vollzogen, wodurch 
der Kronprinz von Belgien in das Taufregiſter einge⸗ 
tragen wurde. Meine Herten! Wenn man das in einem 
katholiſchen Lande thun kann, dann bin ich überzeugt, 
daß man auch einen Juden zum Dorffhulzen machen 
kann. 


(Heiterkeit. ) 

Landtags⸗Kommiſſar: Das Gutachten der Ab⸗ 
theilung nimmt an, daß es nicht zweckmäßig erſcheine, 
in einem Geſetze über die bürgerlichen Verhaltniſſe der 
Juden auf Spezial⸗Geſetze zu verweiſen, in denen in 
dieſer Beziehung etwas vorgeſchrieben ſei. Es iſt dies 
eine Anſicht, welche die Regierung bei Abfaſſung des 
vorliegenden Geſetz⸗Entwurfs nicht getheilt hat. Dieſe 
hat es vielmehr für bedenklich gehalten, dahin gehörige 
Beſtimmungen der Spezial- und Provinzial⸗Geſetze, 
welche erſt kürzlich mit dem Beirath der Stände erlaſ⸗ 
ſen worden ſind, durch das neuere allgemeine Geſetz 
ohne Weiteres aufzuheben. So ſind namentlich in der 
rheiniſchen und weſtfäliſchen Kommunal⸗Ordnung be: 
ſtimmte Vorſchriften darüber enthalten, von welchen 
Aemtern die Juden ausgeſchloſſen ſein ſollen, und 
wenngleich bei den Deputirten der Rheinprovinz 
der Wunſch vorzuherrſchen ſcheint, dieſe Beſtimmun⸗ 
gen geändert zu ſehen, ſo bin ich ſehr zweifelhaft dar⸗ 
über, ob in den Bänken der Provinz Weſtfalen ein ähn⸗ 
licher Wunſch laut werden möchte. Das Gouvernement 
hat es, wie geſagt, im Widerſpruch mit der Anſicht der 
Abtheilung für rathlich gehalten, die Beſtimmungen der 
kürzlich berathenen Provinzial-Geſetze nicht ohne Wei⸗ 
teres zu ändern, — und dürfte in dieſer Beziehung wohl 
auf die Zuſtimmung eines Theiles der hohen Verſamm⸗ 
lung zählen. — Außerdem glaube ich darauf auſmerk⸗ 
ſam machen zu müſſen, daß, wenn der geſtern in Be⸗ 
ziehung auf Staats⸗Aemter gefaßte Beſchluß der Kom: 
munal⸗Aemter analoge Anwendung finden ſoll, dann 
der § 8 des Edikts vom Jahre 1812 nicht pure auf⸗ 
genommen werden kann, weil die Vorſtände der Ge⸗ 
meinden, die Bürgermeiſter oder wie ſie ſonſt titulirt 
ſind, zur Mitaufſicht der chriſtlichen Schulen beruſen 
ſind und alſo nach jenem Beſchluß dieſe Stellen nicht 
durch Juden beſetzt werden können. Der Paragraph 
wird daher nothwendig einer Modifikation unterliegen 
müſſen. Endlich erlaube ich mir zu bemerken, daß, 
wenn im § 11 des Edikts vom Jahre 1812 vorbehal⸗ 
ten iſt, daß in Beziehung auf Staats-Aemter nähere 
Beſtimmungen getroffen ſein ſollten, in Beziehung auf 
Kommunal-⸗Aemter aber keine ſpezielle Ausnahme ges 
macht wird, daraus keinesweges gefolgert werden durfte, 
daß auch diejenigen Kommunal⸗Aemter, welche zugleich 
Staats-Aemter find, unbedingt von Juden beſetzt wer⸗ 
den könnten. Es enthalten demnach die betreffenden 
Vorſchriften der revidirten Städteordnung keine eigent⸗ 
liche Aenderung, ſondern nur eine nähere Deklaration 
des Geſetzes von 1812. N " 


Abgeordn. Hanſemann: Der Sinn der geſtern 
gemachten Abſtimmung iſt nicht, daß eine Jude kein 
Amt bekleiden konne, wodurch er irgend eine Aufficht 
über Schulen erlange, ſondern der Sinn iſt, daß er 
nicht die Leitung und Beaufſichtigung des chriſtlichen 
Religionsuntetrichtes haben ſollte. 

Marſchall: Der Antrag der Abtheilung geht da⸗ 
hin, an die Stelle des Abſchnittes II. die Diſpenſation 
des § 8 des Edikts vom 11. März 1812 in ſeinem 
ganzen Umfange aufzunehmen. Es wird nöthig ſein, 
den Paragraphen zu derleſen, damit die hohe Verſamm⸗ 
lung weiß, über was. fie ſtimmt. ne: 

Seoretair (left): 

„Sie (die Juden) können daher akademiſche Lehr⸗ 
und Schul⸗, auch Gemeinde⸗Aemter, zu welchen ſie 
ſich geſchickt gemacht haben, verwalten.“ 


Marſchall: Der Antrag geht alſo dahin, dieſe 
Beſtimmung aufzunehmen. 


Referent Sperling: Es lautet ſchon das Geſeb 
ovn 1812 dahin. 

Marſchall: Die Frage lautet alſo: 

Soll die Poſition des $ 8 des Ediktes vom Jahre 
1812 in das vorliegende Geſetz aufgenommen werden? 


Das Ergebniß der Abſtimmung iſt folgendes: Die 


Frage iſt mit 254 gegen 212 Stimmen bejaht. Die 


Gründe der Minoritat ſind alſo mit aufzunehmen. 
Referent Sperling (tieft den Abſchnitt 3 des $ 35 vor)? 
„Behufs Schlichtung ſtreitiger Angelegenheiten unter 
ihren Glaubensgenoſſen können Juden zu Sch 
männern gewählt werden.“ 8 
Das Gutachten zu dieſem Abſchnitt lautet: 0 
„Was eben von der Kraft und Wirkſamkeit des Ver 
trauens ſeiner Mitbürger, welches den Juden zu ei, 
nem Kommunal⸗Amte beruft, geſagt iſt, gilt auch von 
feiner Berufung zu einem Schiedsmanns⸗ Amte. 
wie bei den Kommunal» Aemtern, welche aus der 
freien Wahl der Gemeinde⸗Mitglieder hervorgehen, 
würde es auch dem Amte eines Schiedsmanns, Me 
ches auf freier Wahl beruht, indirekt zu eier Ber 
ſchränkung der chriſtlichen Staatsbürger führen, wenn 
es ihnen nicht geſtattet ſein ſollte, auch einen Juden, 
wenn fie zu ihm Vertrauen haben, zu ihrem Schieds⸗ 
manne zu wählen. Daher entſcheidet ſich auch hier 
die Abtheilung einſtimmig gegen den Entwurf und 
für den Wegfall der in Rede ſtehenden Beſtimmung“ 
Marſchall: Verlangt Niemand das Wort? 
Abgeordneter Möwes: Als im Jahre 1834 in 
der Provinz Brandenburg mit der Wahl der 
Schiedsmänner vorgeſchritten wurde, ergab es fi), 


in Berlin fünf ehrenwerthe Mitglieder der Zudenfchaft 


mitgewählt waren. Die Beſtätigung wurde ihnen durch 


eine Allerhöchſte Kabinets⸗Ordre vom Jahre 1 
verſagt und in derſelben das Prinzip angegeben, daß 
da das Amt eines Schiedsmannes gewiſſermaßen 

ein richterliches betrachtet werden müſſe, die Juden aber 
vom Richteramte ausgeſchloſſen ſeien, ſie auch nicht 
Schiedsmänner ſein könnten. In dem vorlik⸗ 
genden Geſetz⸗»Entwurfe hat man zwar den Juden 
das — nicht geben wollen, 
nen das Amt eines Schiedsmannes zugethei 

die Privat Streitigkeiten, deren ene 
übertragen wird, unter Juden ſtattfinden. Es fi 
mir alſo das Gouvernement felbft von dieſem in der 
Allerhöchſten Kabinets Ordre vom Jahre 1838 feſtge⸗ 
ſteuten Prinzip abgegangen zu fein, und in der That 
iſt das Amt eines Schiedsmannes auch nicht als ein 
richterliches zu betrachten und nicht abzuſehen, warum den 


Juden das Recht nicht zuſtehen ſoll, auch bei Streitig? 


keiten unter Ehriſten das Amt eines Schiedsmannes 
zu verſehen, wenn ihnen ſolches für Streitigkeiten um 
ter Juden zugeſtanden wird. Die Streitigkeiten find 
ihree Natur nach dieſelben, fie mögen unter Juden 


oder Chriſten, oder zwiſchen Chriſten und Juden fat 


finden. Da das Gouvernement ſelbſt alfo jenes Prim 
zig aufgegeben hat, ſo muß ich mich um ſo mehr da⸗ 
für beſtimmen, daß den Juden überall das Amt eines 
Schiedsmannes zugetheilt werden könne. 
(Lebhafter Ruf nach Abſtimmung.) 
Abgeordn. Dittrich: Nur wenige Worte! Wet 
ſich an einen Schiedsmann wendet, thut dies freiwil⸗ 
lig. Niemand iſt gezwungen, ſich vor dem Schieds“ 
manne zu vergleichen. Ufo glaube ich, daß die Frage 
keinem Bedenten unterliegen könne. 5 
(Wiederholter Ruf nach Abſtimmung.) 


Abgeordn. von Saucken⸗Julienfelde: Es ri 


mir erlaubt, der hohen Verſammlung mitzutheilen, daß 0 


im Jahre 1859 im Regierungsbezirk Köslin ein Jude, 
Namens Joſeph, zum Schiedsmann gewählt wurde, 
Derſelbe führte fein Amt fo gewiſſenhaft und ſchlichtett 
viele Streitſachen mit ſolcher Geſchicklichkeit (in einem 
Jahre allein 260), daß der damalige Juſtizminiſter 
bewogen fand, ihm darüber eine öffentliche Belobun 
zukommen zu laſſen. 
(Vielfacher Ruf zur Abſtimmung.) x 
Marſchall: Da Niemand mehr das Wort ver⸗ 
langt, fo erkläre ich die Debatte für geſchloſſen. Die 
Abtheilung hat einſtimmig darauf angetragen, da 
Beſtimmung des Abſchnittes 3 wegfalle. Nach dieſer 
Beſtimmung ſoll ein Jude nur dei Glaubensgenoſſen 
das Amt eines Schiedsmannes verwalten konnen, 
Die Frage lautet alſo- Soll die Bafimmung pe 
Abſchnittes 3 wegfallen? Diejenigen, welche für den 
Wegfall ſind, bitte ich, aufzuſtehen. Die Majorität it 
vorhanden; aber ob es zwei Duttel find, iſt nicht en 
ſchieden. Jetzt bitte ich deshalb diejenigen, welche DF 
Frage verneinen, aufzuſtehen. 
Drittel vorhanden. Hub 
Referent Sperling (ieſt den Abschnitt IV. * 
§ 35 vor): 8 ie 
„An denjenigen Univerſitäten, auf denen nicht 5 
Ausübung des Lehramtes ſtatutenmäßig an das E., 
kenntniß einer beſtimmten chriſtiichen Konſeſſion 9% 
knüpft 125 Be als Privat-Docenten w 
außerord rofeſſoren d a 
Sakurmiffenfoaftlicien Pie ds 88 
zugelaſſen werden.“ 
Das Gutachten zu dieſem Abſchnitt lautet: 
AUMAbſchnitt 4. 

Faßt man den Inhalt dieſes Abſchnittes ne er in 
Auge, ſo muß zuvörderſt der Vorbehalt auffallen, welche pie 
Beziehung auf die Univerfitäten gemacht ift, sit melden 
a De A 

immten chri onfeſſton fe i 
dieſer Vorbehalt 1 im te wi pe niverſiab 


näher 1 


dennoch aber ih 


Es ſind über we | 


„ 


* 


d nothwendig, weil deren Statuten, als Spezial⸗Geſetze, 
18 allgemeine Geſetze, wie das vorliegende, nicht derogirt 
n rden, der Jude alſo, auch wenn ihm die Fähigkeit, akade⸗ 
0 Lehrämter zu bekleiden, zugeſprochen würde, darauf 
doeiren, an welchen dergleichen ſtatuariſche Beſtimmungen 
ihm im Wege ſtehen. Der Vorbehalt erſchien einigen Mit⸗ 
gliedern geradehin unzweckmäßig, weil es nach ihrer Anſicht 

der Zeit ſein dürfte, dergleichen den Uniperſitäten zuſte⸗ 

de Privilegien aus Rückſichten für das Staatswohl auf 
zuheben. — Nächſtdem wird die Aufmerkſamkeit von der Bes 
Rimmung in Anſpruch genommen, daß die Juden nur als 
N Privatdocenten und außerordentliche Profeſſoren geduldet 
derden ſollen. In der Denkſchrift iſt dies damit motivirt, 
daß aus der Zahl der ordentlichen Profeſſoren der Dekan 
und die Senats Mitglieder hervorgehen, und keine dieſer 
rden einem Juden anvertraut werden könne; doch wenn 
man auch das letztere als richtig annehmen wollte, könnte 
mon der in der Denkſchrift daraus gemachten Schlußfolge 
nicht beitreten, da den darin ausgeſprochenen Bedenken ſchon 
un ein Genüge geſchähe, wenn die Juden ſpeziell von den 
angegebenen Würden ausgeſchloſſen würden. Wie ſollte es 

r, wenn es bei der Beſtimmung des Entwurfs bliebe, 
don einem Juden wohl erwartet werden können, daß er die 

eit und Koſten auf die Ausbildung verwenden werde, welche 

e Qualifikation zum akademſichen Lehramte erfordert, wenn 

s höchſte Ziel der ſtaatlichen Anerkennung, die ihm zu 
Theil werden kann, ſich auf die zweifelhafte Stellung eines 
hrivatdozenten und höchſtens das kärglich beſoldete Amt 
eines außerordentlichen Profeſſors beſchränken ſollte. — 

och weniger läßt ſich endlich die Beſtimmung rechtfertigen, 
nach welcher die wiſſenſchaftliche Thätigkeit des Juden ledig⸗ 
lich auf mathematiſche, naturwiſſenſchaftliche und mediziniſche 
Lehrfächer beſchränkt ſein ſoll. Denn außer dieſen giebt es, 
wenn man auch der Rückſicht für die chriſtliche Religion den 
weiteſten Spielraum geſtattet, noch andere Lehrfächer, welche 

damit fo wenig im Zuſammenhange ſtehen, wiz die genann⸗ 
ten, z. B. die geographiſchen und linguiſtiſchen⸗ 

Das Edikt vom 11. März 1812 lautet allgemein: 
„Sie können akademiſche Aemter, zu welchen ſie ſich ge: 
ſchickt gemacht haben, verwalten.“ 8 

Es ift darin keine Ausnahme gemacht, weil die einzige 

Ausnahme, welche nothwendig iſt, namlich die Ausnahme der⸗ 
jenigen Aemter, welche ihrer Natur nach das chriſtliche Glau⸗ 
bensbekenntniß vorausſetzen, — der Stellen in der theolo⸗ 
giſchen Fakulttät, — ſich von ſelbſt verſteht, und gewiß läßt 
es ſich annehmen, daß der Geſetzgeber bei Emanirung des 
Edikts die Verhältniſſe reiflich erwogen hat. Welche Gründe 
den Schöpfer dieſes Edikts ſpäter vermocht haben, die her⸗ 

dorgehobene Beſtimmung deſſelben durch die Beſtimmung 
deſſelben durch die Allerhöchſte Kabinets⸗Ordre vom 18. Au⸗ 

guſt 1822 wieder aufzuheben, iſt nicht zu erſehen. Nach der 

Denkſchrift S. 39 iſt es geſchehen, weil die Beſtimmung ohne 
große Mißverhältniſſe nicht durchzuführen geweſen. Dieſer 
Umſtand veranlaßte ein Mitglied zu der Bemerkung, daß um 
jene Zeit, als die erwähnte königliche Kabinets⸗Ordre erging, 
an mehreren Orten Deutſchlands der blinde Fanatismus 
gegen die Juden Auftritte erzeugt habe, welche es vielleicht 
haben beſorgen laſſen, daß die Jugend abgeneigt ſein würde, 
jüdiſchen Lehrern ſich unterzuordnen, und chriſtliche Lehrer 

ſedenken tragen würden, jenen als Kollegen ſich beizuerdnen. 

Ob dieſe Bemerkung richtig ſei oder nicht, mußte dahinge⸗ 
ſtellt bleiben. Darüber aber waren die meiften Abtheilungs⸗ 
mitglieder einig, daß derartige Verhältniſſe heutzutage nicht 

mehr beſtehen; daß in den letzten 25 Jahren die chriſtliche 

Bevölkerung Deutſchlands mit der jüdiſchen gleich bedeutende 
Fortſchritte gemacht habe und die Erſtere jetzt ſich deſſen 
allgemein bewußt fei, daß das wahre Chriſtenthum haupt⸗ 
ſächlich dadurch ſich beweiſe, daß man einen Jeden ohne Uns 
terfchied der Religion mit Liebe umfaſſe, daß man ſich ſelbſt 

ehre, wenn man auch in dem Juden den Menſchen ehrt. — 

Nach dieſer Betrachtung erklärten ſich dann auch nur zwei 
der anweſenden Mitglieder für die Beibehaltung des Ent⸗ 
wurfs, aber auch fie nur unter der ausdrücklichen Bedingung, 
daß den jüdiſchen außerordentlichen Profeſſoren wenigſtens 
in Beziehung auf die Gehälter gleiche Rechte mit den ordent, 
lichen Profeſſoren eingeräumt würden. — Die übrigen 12 
Mitglieder entſchieden ſich für die Verwerfung des Entwurfs, 
weil ſie es für rechtlich unſtatthaft anſahen, daß das neue Geſetz 
hinter dem durch die Bundesakte garantirten Edikte vom II. 
März 1812 zurückbleibe und ſie außerdem die in der Denkſchrift 
entwickelten Anſichten über die Verbindung der einzelnen den 

Juden in dem Entwurfe entzogenen Lehrfächer mit dem chriſt⸗ 
lichen Glaubensbekenntniſſe nicht theilen konnten. Sie waren 

darin einig: N 

daß die Juden alle akademiſchen Lehrämter verwalten kön⸗ 

nen, welche nicht, ihrer Natur nach, das chriſtliche Glau⸗ 

bensbekenntniß vorausſetzen, 
N 27 differirten in ihren Anſichten nur in Betreff der Neben⸗ 
age: 

ob ihnen auch das Dekanat und Prorektorat oder Rektorat 

zu übertragen fei? 

Von ſechs Mitgliedern wurde ſolches mit Rückſicht darauf, 
daß mit dieſen Aemtern ſpeziell Disziplinargewalt verknüpft 
und bei Promotionen Eides⸗Abnahme verbunden iſt, verneint; 
von den anderen ſechs Mitgliedern, welche dieſe Bedenken um 
ſo weniger theilen zu können vermeinten, als gedachte Aemter 
auf der Wahl der übrigen Profeſſoren beruhen und in den ſelte⸗ 
nen Fällen der Eides⸗Abnahme Subſtitution eintreten könne, 
wurde die Frage bejaht. ' 

Abgeordn. von Donimierski: Ich kann hier nur 
dem vorliegenden Beſchluſſe der Abtheilung beitreten, 
daß die Juden alle akademiſchen Lehrämter verwalten 
können, welche nicht ihrer Natur nach das chriſtliche 
Glaubensbekenntniß vorausſetzen, und zwar, weil das 
Geſetz vom 11. März 1812 ganz deutlich dieſe Beſtim⸗ 

mung enthält, und weil es wünſchenswerth erſcheint, daß 
a1 den deutſchen Hochſchulen, die mit Recht zu den 
tſten Bildungs ⸗ Anſtalten der Welt gerechnet werden, 
keine Spur von religlöſer Intoleranz vorhanden wäre. 
Die ſchönſten Früchte der höheren wiſſenſchäftlichen Bil⸗ 
dung ſind eben religiöſe und politiſche Toleranz, und es 
iſt in offenbarem Widerſpruche mit dem ſchönen Zwecke 
der deutſchen Hochſchulen, wenn in ihrer Einrichtung 

Grundſätze religiöſer Intoleranz beſtehen. Ich kann 
nicht unbemerkt laſſen, daß die Statuten der Univerſitä⸗ 
| ten Berlin und Königsberg, ſo viel ich erfahren habe, 
die Beſtimmung enthalten, daß kein Katholik Professor 
ordinarius werden kann; dieſe Gelegenheit ſcheint mir 
geeignet, daß die hohe Verſammlung im Namen des 


würde Anſpruch machen können, an Univerſitäten zu 
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Landes den Wunſch ausſpreche, daß ſolche Grundſätze 
der Intoleranz in den Statuten jener Univerſitäten auf⸗ 
gehoben würden. 

(Vielſeitiger Bravoruf.) 

Regierungs⸗Kommiſſar Brüggemann: Ich erlaube 
mir, die ſo eben gemachte Bemerkung für jetzt nur da⸗ 
hin zu berichtigen, daß an der hieſigen Univerſität eine 
ſolche beſchränkende Beſtimmung hinſichtlich der Katho⸗ 
liken nicht ſtattfindet. 

Abgeordn. Hanſemann: Es würde ſehr wünſchens⸗ 
werth ſein, daß der Herr Regierungs⸗Kommiſſar die Ge⸗ 
fälligkeit hätte, bei dieſer Veranlaſſung zu ſagen, auf 
welchen Univerfitäten nach ſtatutariſchen Rechten noch 
derartige Grundſätze, die doch ſonſt von dem Staate 
nicht adoptirt worden ſind, gelten. 

Regierungs⸗Kommiſſar Brüggemann: Ich werde 
ſogleich, wenn ich mich im Allgemeinen über die vorlie⸗ 
gende Frage ausſprechen werde, auch auf die ſtatutari⸗ 
ſchen Beſtimmungen der einzelnen Univerſitäten kommen, 
ich wollte nur abwarten, ob vielleicht noch Einer oder der 
Andere aus der Verſammlung das Wort verlangt. 

; (Es meldet fih Niemand.) : 
Der vorliegende Antrag der Abtheilung geht insbes 


ſondere dahin, die in dem Edikte von 1812 enthaltene 


Beſtimmung, über die Zulaſſung der Juden zu akade⸗ 
miſchen Aemtern auch in das neue Geſetz aufzunehmen, 
weil dieſe Zulaſſung zu den durch die Bundesakte ga⸗ 
rantirten Rechten der Juden gehöre, und daher eine 
Rechts⸗Verletzung darin liege, wenn jenes Recht in dem 
neuen Geſetze eine Schmälerung erleiden ſollte. Das 
Edikt von 1812 ſpricht ſich allerdings über die Zulaſſung 
der Juden zu akademiſchen Lehrämtern allgemein aus, 
ohne ein ſolches Lehramt beſtimmt auszuſchließen. Daß 
es aber in dieſer feiner Allgemeinheit nicht hat ange⸗ 
wendet werden ſollen und können, das zeigt ſich ſofort, 
wenn jene Beſtimmung auf die theologiſche Fakultät be⸗ 
zogen wird und auf diejenigen Disziplinen in anderen 
Fakultäten, die nothwendig das chriſtliche Element in ſei⸗ 
ner eigentlichſten Bedeutung berühren. Der im Edikte 
von 1812 enthaltene Paragraph bedurfte daher für ſeine 
Anwendung eine nähere Beſtimmung und Begränzung, 
und eben bei dem erſten Falle, in welchem er bei der hieſi⸗ 
gen Univerſität zur Anwendung kommen ſollte, zeigte 
ſich die Nothwendigkeit einer ſolchen Beſchränkung, die 


dann freilich ſtatt einer näheren Beſtimmung und Be⸗ 


ſchränkung in eine Aufhebung des ganzen Paragraphen 
im Jahre 1822 übergegangen iſt. Es ſchien daher 
dem Gouvernement räthlich, wenn es auf die Zulaſſung 
der Juden zu akademiſchen Lehrämtern jetzt zurückzu⸗ 
kommen für angemeſſen erachtete, in der darüber 
zu erlaſſenden Beſtimmung zugleich dieſe Grenzen 
der Zulaſſung der Juden anzudeuten, damit ſo⸗ 
wohl die wirklich eingeräumte Zulaſſung um fo we 
niger Inäer einem Zweifel oder einer weiteren Deutung 
unterliegen könnte, als auch der An wendung der gege⸗ 
benen Beſtimmung nicht ein weiterer Umfang gegeben 
würde, als in der neuen geſetzlichen Beſtimmung ent⸗ 
halten ſei. Es kam alſo darauf an, in dem Geſetz⸗ 
Entwurfe ſelbſt dieſe Gränzen anzudeuten. Die Grän⸗ 
zen konnten ſich beziehen 1) auf einzelne Univerſitäten; 
2) auf einzelne Fakultäten; 3) auf einzelne Disziplinen 
in einzelnen Fakultäten; 4) auf die verſchiedenen Stu⸗ 
fen der akademiſchen Lehrämter. — Was die Zulaſſung 
zu den einzelnen Univerſitäten im Allgemeinen betrifft, 
ſo hat der Geſetz⸗Entwurf die in dieſer Beziehung ein⸗ 
tretende Beſchränkung dahin beſtimmen wollen, daß 
Juden nur an ſolchen Univerſitäten zugejaffen wer⸗ 
den ſollen, an welchen nicht ſtatutenmäßig das Bekennt⸗ 
niß einer beſtimmten chriſtlichen Konfeſſion gefordert wird, 
und da eben gewünſcht worden ift, zu erfahren, wie weit 
dieſe ſtatutariſchen Beſtimmungen bei den einzelnen 
Univerſitäten reichen, ſo nehme ich hier eben ſo wenig 


Anſtand, als ich es in der Abtheilung gethan habe, 


dieſen Umfang durch Angabe jener ſtatutariſchen Be⸗ 
ſtimmung deutlich zu machen. Eine von den Univer⸗ 
ſitäten, welche nicht ein beſtimmtes chriſtliches Glaubens⸗ 
bekenntniß von den Lehrenden fordert, iſt die Univerſi⸗ 
tät Greifswalde nach ihren Statuten vom Jahre 1549, 
worin als Hauptzweck der Univerſität angegeben wird, 
ut juventus ad pietatem adsuescat et doctrina 
ehristiana instruatur (daß die Jugend zur Frömmig⸗ 
keit ſich gewöhne und in der chriſtlichen Lehre unter⸗ 
richtet werde). Es wird hinzugeſetzt, es ſei die Abſicht 
des Stifters: ut domini nostri Jesu Christi gloria 
tam propagetur quam illustretur (daß die Glorie 
unſeres Herrn Jeſus Chriſtus ſowohl verbreitet als er⸗ 
höht werde). Es folgen ſodann Beſtimmungen, welche 
allen Lehrenden die Theilnahme an dem akademiſchen 
Gottesdienſte im Tempel des Herrn zur Pflicht ma⸗ 
chen. Bekanntlich, war vor Erlaß dieſer Statuten in 
ganz Pommern die katholiſche Lehre ſchon abgeſchafft 
und die Zulaſſung zu Staatsämtern an das lutheriſche 
Bekenntniß geknüpft, und Juden waren im Lande gar 
nicht geduldet. Der neunte Artikel des zu Wien am 
7, Juni 1815 geſchloſſenen Traktats beſtimmt: Sa 
Majesté le roi de Prusse S engage, à maintenir 
les etablissements et notamment Tacadémie de 
Greifswalde dans leurs état actuel. (Se. Maje⸗ 
ftät der König von Preußen verpflichtet ſich, die In⸗ 
ſtitute und insbeſondere die Akademie zu Greifswalde 


in ihrem gegenwärtigen Zuſtande zu erhalten.) Es 


lehrten aber keine Juden an dieſer Univerſität, ſo daß 
dieſelben hier auch füt die Zukunft von der Zulaſſung 
zu akademiſchen Lehrämtern ausgeſchloſſen ſind. Die 


Statuten der Univerſität Halle ſprechen ſich eben ſo be⸗ 


ſtimmt aus, indem ſie vorſchreiben: praecipue autem 
consensus sit inter omnes et singulos professores 
in religione christiana et evangelica, scriptis pro- 
phetorum et apostolorum et augustana confessione 
comprehensa.. — Die Lehrer ſollen hiernach überein 
ſtimmen in der chriſtlichen und evangeliſchen Lehre, wie 
fie in den Schriften der Propheten und der Apoſtel 
und in dem Augsburgiſchen Konfeſſionsbekenntniſſe ent⸗ 
halten iſt. Die Univerfität zu Königsberg hat ihre 
Konſtitution in dem Jahre 1546 erhalten. Dieſe 
ſpricht die Nothwendigkeit des chriſtlichen Bekenntniſſes 
aufs beſtimmteſte aus; es kann aber auch die Abſicht 
des Stifters in Betreff des beſtimmten evangeliſchen 
Bekenntniſſes nicht zweifelhaft ſein. In der Eidesfor⸗ 
mel wird verlangt, daß der Docent ſchwören ſoll: ego 
juro, me amplecturum veram ac puram evangelii 
doctrinam, quam uno. spiritu ac voce una ecele- 
sia dei catholica profitatur, nec corrupturum do- 
otrinam sacram ex philosophia. (Ich ſchwöre, daß 
ich die wahre und reine Religion des Evangeliums an⸗ 
nehmen und die heilige Lehre nicht mit der Philoſophie 
verfälſchen werde.) Dieſe Worte können nicht anders, 
als nach dem Glauben des Stifters verſtanden werden. 
Etwas Aehnliches wird wegen der Promotion vorge⸗ 
ſchrieben. Die neuen Statuten vom 4. Mai 1843 
ſprechen daher aus: der urſprünglichen Stiftung gemäß, 
ſind bei der Univerſität Königsberg nur Lehrer evange⸗ 
liſcher Konfeſſion anzustellen. — Die Statuten der 
Univerſität zu Bonn, welche den 18. Oktober 1818 
gegründet worden iſt, ſind unter dem 18. Oktober 
1834 ertheilt worden. Es heißt in denſelben: Die 
Univerſität iſt in Beziehung auf die Religions- und 
Konfeſſions⸗Verhältniſſe eine gemiſchte und paritä⸗ 
tiſche. In der juriſtiſchen Fakultät ſoll wenigſtens 
einer der ordentlichen Profeſſoren katholiſcher Konfeſſion 
fein, der das Lehrfach des katholiſchen Kirchenrechts 
übernehmen kann; ingleichen ſoll in der philoſophiſchen 
Fakultät immer ein ordentlicher Profeſſor der Philoſo⸗ 
phie von katholiſcher Konfeſſion neben einem ordentli⸗ 
chen Profeſſor evangeliſcher Konfeſſion angeſtellt, außer 
dem aber in keiner Fakultät, die beiden theologiſchen 
ausgenommen, auf die Konfeſſionen der anzuſtellenden Leh⸗ 
rer Rückſicht genommen werden. Dann iſt auch der Uni⸗ 
verſitätsgottesdienſt paritätiſch beſtimmt. Es folgt mit Bezie⸗ 
hung auf dieſen paritätiſchen Charakter ſodann die 
ausdrückliche Beſtimmung: „Es iſt Unſer ernſter Wille, 
daß ſämmtliche Mitglieder ſich immer daran erinnern 
mögen, daß am meiſten bei einer gemiſchten Anſtalt 
Alles vermieden werden muß, was die Rechte der ei= 
nen oder andern Konfeffion kränken und in dieſer 
Beziehung Unzufriedenheit und Klagen verurſachen 
könnte. Wir hegen daher zu ſämmtlichen Lehrern 
das Vertrauen, daß ſie bei dieſen Verhältniſſen mit 
chriſtlicher Liebe, mit Vorſicht und zarter Schonung 
verfahren u. ſ. w. Die Univerfität zu Bonn iſt alſo 
eine paritätiſche Univerſität, welche für einzelne 
Stellen Lehrer katholiſcher, für andere Lehrer evangeli⸗ 
ſcher Konfeſſion, für alle übrigen Stellen aber Männer 
verlangt, die ſich entweder zur Eatholifchen oder zur 
evangeliſchen Kirche bekennen, und die in Beziehung 
auf das paritätiſche Verhältniß alle mit chriſtlicher 
Liebe verfahren ſollen. Die Univerſität Breslau iſt in 
ihren jetzigen Geſtalt durch die unter. dem 3. Auguſt 
1811 erfolgte. Vereinigung der katholiſchen Leo⸗ 
polds-Univerſität zu Breslau und der reformirten Uni- 
verſität zu Frankfurt an der Oder entſtanden. Es 
heißt in dieſer Beziehung: Beide Univerfitäten werden 
in Anſehung der Verfaſſung, der Perſonen, der mit 
ihnen verknüpften Stiftungen, des Vermögens und der 
Einkünfte zu einem Ganzen verbunden. Dieſer Verei⸗ 
nigung entſprechen dann auch die folgenden ſtatutari⸗ 
ſchen Beſtimmungen, in welchen das parxitätiſche Ver⸗ 
hältniß, welches aus der Vereinigung einer evangeliſchen 
und einer katholiſchen Univerſität nothwendig hervorge⸗ 
hen mußte, näher feſtgeſtellt wird. Auch hier iſt, dem 
paritätiſchen Charakter gemäß, ein evangeliſcher und ein 
katholiſcher Univerſitäts⸗Gottesdienſt angeordnet worden, 
auch hier der eigentliche Lehrſtuhl der Philoſophie dop⸗ 
pelt, mit einem katholiſchen und evangeliſchen Lehrer, 
beſetzt, während es bei den übrigen Lehrſtellen, mit Aus⸗ 
nahme der theologiſchen, auf die Konfeſſion nicht 
ankommt. In den neuen Reglements der einzelnen 
Fakultäten der vereinigten Univerſität zu Breslau vom 
13. September 1840 iſt indeſſen, unzweifelhaft wegen 
des paritätiſchen Charakters der Univerſität, die Zulaſ⸗ 
ſung zur Privat⸗Doktion in allen Fakultäten von dem 
christlichen Glaubens⸗Bekenntniſſe abhängig gemacht 
worden; es dürfen auch, mit Ausnahme der medizini⸗ 
ſchen Fakultät, nur Chriſten promovirt werden, Das 
Statut der Univerſität zu Berlin, erfolgt unter dem 
16. Auguſt 1809, enthält nichts, woraus auf das Er⸗ 
forderniß des chriſtlichen Bekenntniſſes für einzelne Do: 
zenten geſchloſſen werden könnte. Die Aufgabe der 
Univerſität wird dahin n die allgemeine und 
beſondere ee ildung gehörig vorbereiteter 
Jünglinge ... . feſtzuſetzen und fie zum Eintritt in 
die verſchiedenen Zweige des höheren Staats⸗ und Kir⸗ 
chendienſtes tüchtig zu machen. Nur aus der letzteren 
Beſtimmung könnte man die Nothwendigkeit des chriſt⸗ 
lichen Bekenntniſſes ableiten, in der Annahme, daß 


Männer, die Andere für den Kirchendienſt auch durch 
Förderung ihrer allgemeinen wiſſenſchaftlichen Bildung 
vorbereiten ſollen, auch ſelbſt der chriſtlichen Kirche an⸗ 
gehören müſſen. Nach den in den hier in Betracht 
kommenden Beſtimmungen mitgetheilten Statuten iſt 
bei den Univerſitäten Greifswalde, Königsberg, Halle, 
Bonn und Breslau die Ausübung des Lehramts an ein 


beſtimmtes chriſtliches Bekenntniß geknüpft, und ſind daher 


dieſe Univerſitäten durch die ſtatutariſchen Beſtimmungen 
als ſolche bezeichnet, auf welchen Juden zu einem akade⸗ 
miſchen Lehramte nicht zugelaſſen werden können, ſo daß 
die Univerſität zu Berlin allein als eine ſolche übrig 
bleibt, an welcher die Juden nicht ſchon durch die Sta⸗ 
tuten der Univerſität ausgeſchloſſen ſind. — Das iſt 
es, was ich über die in Beziehung auf die Zulaſſung 
der Juden zu akademiſchen Lehrämtern an einzelnen 
Univerſitäten ſtatutenmäßig eintretende Beſchränkung 
mitzutheilen hatte. Ich will mich hier auf eine Be 
gründung des Erforderniſſes eines chriſtlichen Prinzips 
in den höheren und höchſten Bildungs- Anſtalten nicht 
einlaſſen, weil ich bei der Diskuſſion über den folgenden 
Abſchnitt, wo dieſes Moment weit ſchärfer hervortritt, 
Veranlaſſung haben werde, darüber mich auszuſprechen. 
Die Nothwendigkeit einer weiteren Beſchränkung der 
Zuläſſigkeit der Juden zu akademiſchen Lehrämtern 
könnte in den einzelnen Fakultäten gefunden werden. 
Ich darf über die theologiſchen Fakultäten wohl kein 
Wort verlieren, da es ſich von ſelbſt verſteht, daß Ju⸗ 
den bei dieſen nicht zugelaſſen werden dürfen. Was 
die juriſtiſche Fakultät betrifft, ſo iſt in den Motiven 
ſchon ausgeführt, daß man für diejenige Fakultät, de⸗ 
ren Mitglieder die Staats-, Rechts- und Familien⸗ 
Verhältniſſe in ihrer Entſtehung, in ihren Grundlagen 
vom Standpunkte des Rechtes aus darſtellen und be⸗ 
gründen, welche von demſelben Standpunkte aus der 
Geſetzgebung im Staate die Hand bieten, ihre Be⸗ 
ſchlüſſe durch den Anbau der Wiſſenſchaft vorbereiten 
und auf dem Wege einer heilſamen weiteren Entwicke⸗ 
lung leiten und unterſtützen, die künftigen Diener des 
Staats für ſeine richtende und verwaltende Thätigkeit 
bilden ſollen, daß man für dieſe Fakultät wegen des 
Zuſammenhanges und Einfluffes der Rechtswiſſenſchaft 
mit den vorher angedeuteten Staats- und Familien⸗ 
Verhältniſſen, bei welchen chriſtliche Lebens⸗Anſchauung 
ſtets ein entſcheidendes und niemals auszuſchließendes 
Moment bleiben wird, nur Lehrer chriſtlichen Bekennt⸗ 
niſſes anſtellen könne. Es iſt ja auch gar nicht zu 
beſtreiten, daß wenigſtens die Anſchauung, Sitten und 
die Familien-Verhältniſſe von 16 Millionen Chriſten, 
die der Staat zu ſeinen Unterthanen zählt, im chriſt⸗ 
lichen wie im germaniſchen Prinzipe wurzeln, und weil 
dieſe Lebens-Anſchauung nicht verändert und getrübt 
werden ſoll, ſo iſt hinreichender Grund vorhanden, eine 
ſolche Trübung derſelben durch das Eintreten von Män⸗ 
nern, die einer anderen religiöſen und nationalen An⸗ 
ſchauung folgen, hier entſchieden fern zu halten. Das 
iſt aber nicht der einzige Grund für die Ausſchließung 
der Juden von der juriſtiſchen Fakultät. Die preußi⸗ 


ſchen Univerſitäten oder die juriſtiſchen Fakultäten ins⸗ 


beſondere laſſen zur Habilitation bei denſelben als Pri⸗ 
vat⸗Docent Niemand zu, der nicht auf dem geſetzlich 
vorgeſchriebenen Wege das Doktorat utriusque juris 
erworben hat. Dieſes Doktorat utriusque juris ſchließt 
das civilrechtliche und kirchenrechtliche Doktorat in ſich. 
Das kirchenrechtliche iſt von jeher, und insbeſondere 
führt auch die erſte Stiftung der Univerſitäten auf 
dieſe Anſicht zurück, als eine kirchliche Würde angeſe⸗ 
hen worden. Es iſt auch von da an bis jetzt das Dok⸗ 
torat utriusque juris als untheilbar betrachtet worden, 
und die inländiſchen Univerſitäten haben ſich, ſo viel 
ich weiß, weder zu einer Theilung des Doktorats ent⸗ 
ſchließen können, noch auch das Doktorat utriusque 
juris an Juden ertheilt, welche ſich dadurch zu Privat⸗ 
Dozirten in der juriſtiſchen Fakultät fähig machen woll⸗ 
ten, ob es an ſolche ertheilt iſt, die ſich dadurch blos 
einen Titel erwerben wollten, vermag ich nicht zu ſa⸗ 
gen. In neueſter Zeit, aber nicht früher, als die 
Frage von der Emanzipation der Juden und ihrer Zu⸗ 
laſſung zu Staats: und akademiſchen Aemtern von all⸗ 
gemeiner Bedeutung geworden iſt, find einzelne, aber 
doch nur ſehr wenige Ausnahmen von dem eben an⸗ 
geführten Brauche vorgekommen. — Es hat die Uni⸗ 
verſität Heidelberg keinen Anſtand genommen, ich weiß 
nicht, ob in einem oder in mehreren Fällen, auch Juden 
zu Dr. utriusque juris zu ernennen; andere Univer⸗ 
ſitäten, welche das für bedenkich hielten, haben verſucht, 
das bisher untrennbare Doktorat zu theilen und einen 
Juden zum Dr. jur. fähig zu machen, wie dies auf 
der Univerſität zu Roſtock geſchehen iſt. Als die Uni⸗ 
verſität Roſtock über ihr Verfahren zu einer Erklärung 
aufgefordert wurde, hat die juriftifche Fakultät ſich da⸗ 
hin erklärt, ſie habe geglaubt, einen Juden nur zum 
Dr. juris civilis, aber nicht zum Dr. utriusque juris 
ernennen zu können. Da der Doktor des geiſtlichen 
Rechts als ſolcher zur wiſſenſchaftlichen Vertretung und 
Aufrechterhaltung der chriſtlich⸗kirchlichen Rechts verfaſ⸗ 
ſung verpflichtet fei, ſo könne der Iſraelit unmöglich 
einen Eid ſchwören, worin er ſich feierlich verpflichte, 
Alles, was das Amt eines Doktors des geiftlichen Rechts 
mit ſich bringe, aufs gewiſſenhafteſte zu erfüllen. Wür⸗ 
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de er auch vielleicht aus mangelnder Einſicht in die 
wahre Natur dieſes Amtes einen ſolchen Doktor⸗Eid 


ableiſten, ſo würde es ihm dennoch in der Folge nicht 


ſchwer werden, von jedem Rabbi dieſes Eides entbun⸗ 
den zu werden, wogegen ſelbſt die gewöhnlichen Solem⸗ 
nitäten des Juden⸗Eides keine Gewähr leiſten würden, 
abgeſehen von dem Widerſpruche, durch Hülfe der Sy⸗ 
nagoge und ihrer Rabbiner größere Treue gegen die von 
ihnen angefeindete chriſtliche Kirche erzwingen zu wollen. 
Darum habe ſie jenen Juden zum Dr. jur. gemacht. 
Es wurde ein berühmter Rechtslehrer, der früher eine 
Zierde der Univerſität zu Göttingen war und ſpäter 
unſerem Staate angehörte, aufgefordert, ſeine Meinung 
über das von der Fakultät befolgte Verfahren auszu⸗ 
ſprechen. Es war der berühmte Rechtslehrer Karl Fried⸗ 
rich Eichhorn, der ſich mit der Anſicht der juriſtiſchen 
Fakultät zu Roſtock nach dem von ihr genommenen 
Standpunkte einverſtanden erklärte. Es werden alſo 
Juden auch aus dem Grunde von den Lehr-Aemtern 
der juriſtiſchen Fakultät auszuſchließen ſein, weil ſie 
den zum Doziren erforderlichen akademiſchen Grad in 
ſeinem ganzen Umfange nicht erwerben können. Von 
der mediziniſchen Fakultät rede ich nicht, da der Ge⸗ 
ſetz Entwurf in Beziehung auf dieſelbe eine Beſchrän⸗ 
kung nicht eintreten läßt. Ich komme auf die philo⸗ 
ſophiſche Fakulät. Das Gouvernement hat ſich ‚be 
müht, gerade bei der Zulaſſung der Juden zum Amt 
eines akademiſchen Lehrers in dieſer Fakultät zu zeigen, 
daß es nicht mit allzu ängſtlicher Engherzigkeit verfahre, 
vielmehr da die Juden eintreten laſſen wolle, wo die 
Beziehung auf das chriſtliche Prinzip wenigſtens zu⸗ 
rücktritt. — Ueber die hier zu ziehenden Gränzen zwi⸗ 
ſchen den einzelnen Disziplien, bei weichen ein mehr 
oder weniger tieferes Eingreifen des chriſtlichen 
Prinzips ſtattfindet, darüber kann man allerdings ver⸗ 
fchiedener Meinung ſein. — Es iſt den Juden der 
Vortrag für die mathematiſchen und naturwiſſenſchaft⸗ 
lichen Disziplinen eingeräumt worden, und da ich nicht 
voraus ſetze, daß dieſe Jemand in der Verſammlung 
den Juden entziehen wolle, ſo ſehe ich mich nicht ver⸗ 
anlaßt, darüber mich weiter auszuſprechen. Die 
wichtigſte hier in Betracht kommende Disziplin iſt wohl 
die Philoſophie. Ich will nicht unterſuchen, ob die 
Philoſophie ihre Forſchungen vorausſetzungslos begin⸗ 
nen müſſe, ob ſie die Grundlehren des Chriſtenthums, 
als der höchſten Vernunft entſtammend, als gegeben 
anzuſehen habe; ich gebe zu, daß ſie ihre Forſchun⸗ 
gen ohne alle Vorausſetzung beginnen könne. Wich⸗ 
tiger als der Anfangspunkt der Philoſophie iſt aber das 
Reſultat, zu dem ſie gelangt, welches vielleicht den 
Inhalt der chriſtlichen Lehren nicht erreicht, ohne ihnen 
jedoch zu widerſprechen, aber auch mit denſelben in di⸗ 
rekten Widerſpruch treten kann, wobei der Antheil defr 
ſen, welchem das Chriſtenthum göttliche Offenbarung 
iſt, nicht zweifelhaft fein kann. Der freien wiſſen ſchaft⸗ 
lichen Forſchung ſoll eine Schranke nicht geſetzt wer⸗ 
den; aber darum handelt es ſich, ob demjenigen durch 
die Autorität des Staats das philoſophiſche Lehramt 
übertragen werden ſoll, der nach ſeiner religibſen An⸗ 
ſchauung dem Chriſtenthume feindlich gegenüberſteht, 
während demjenigen, der im Chriſtenthume geboren und 
unter den Segnungen deſſelben aufgewachſen und ſeine 
Lebens⸗Anſchauungen und Anſichten unter der Einwir⸗ 
kung chriſtlicher Verhältniſſe und Lehren gebildet hat, 
in dem Vertrauen, daß er dem Chriſtenthum nicht feind⸗ 
lich entgegentreten werde, weil die wahre Philoſophie 
ihm nicht widerſprechen könne, daß der in ihm woh⸗ 
nende chriſtliche Geiſt bei ſeinen Forſchungen ein ſtil⸗ 
ler, lautloſer Führer und Warner fein werde, vertrau⸗ 
ungsvoll ein philoſophiſches Lehramt übertragen werden 
kann. — Eine andere hierher gehörige Disziplin iſt die 
Geſchichte. Wenn in der Geſchichte nicht blos einzelne 
Thatſachen erzählt, ſondern auch nachgewieſen werden 
ſoll, wie Gott die Schickſale Einzelner und ganzer Völ⸗ 
ker ihrem Ziele entgegenführt, wie die Geſchichte mit 
göttlicher Offenbarung beginnt, die Erſcheinung des 
Chriſtenthums vorbereitet und, nachdem daſſelbe in die 
Welt gekommen, unter ſeinem Einfluſſe alle Verhält⸗ 
niſſe des Lebens ihrer Umgeſtaltung und weiteren Ent⸗ 
wickelung entgegengeführt worden, ſo würde es doch 
einem Juden wohl unmöglich werden, die Geſchichte in 
dieſem Sinne aufzufaſſen und zu behandeln. Wie ſoll 
ein Jude das Weſen des chriſtlichen Geiſtes begreifen, 
das Streben der Völker in chriſtlicher Staaten-Bildung, 
die Kämpfe des Staates und der Kirche richtig auffafe 
ſen und würdigen können? Wie kann man einen Mann 
für die Lehrkanzel der Geſchichte berufen, der vermöge 
feiner religiöfen Ueberzeugung lehren könnte, daß ein 
falſcher Prophet aufgeſtanden ſei in der Perſon desje⸗ 
nigen, den das Chriſtenthum göttlich verehrt, und wo 
durch deſſen Lehre die künftigen Diener des Staats 
und der Kirche gebildet werden ſollen? Es find alfo 
auch hier Rückſichten gegen die chriftliche Kirche zu neh⸗ 
men und Richtungen und Beſtrebungen, welche dem 


Chriſtenthume direkt entgegentreten, fern zu halten. Es J 


ſind in dem Gutachten der Abtheilung auch die lingui⸗ 


ſtiſchen Disziplinen berührt, von denen die Juden aus⸗ 


geſchloſſen ſeien. Ich würde kein Wort darüber ver⸗ 
lieren, ob den Juden auch dieſe Disziplinen zu über⸗ 
laſſen ſeien, wenn man blos die grammatiſche Kenntniß 


der Sprachen darunter begreift. Sollte aber unter den 
linguiſtiſchen Disziplinen auch das ganze philoſophiſche 
Gebiet, insbeſondere die Kenntniß des klaſſiſchen Alter⸗ 
thums der Griechen und Römer, begriffen ſein, ſo be⸗ 
rührt dieſe Disziplin die ganze geiſtige Bildung des 
Menſchen. Es kommt hierbei nicht blos auf Kenntniß 
der alten Sprachen, ſondern ganz beſonders auf die 
Einführung in den ganzen Geiſt des klaſſiſchen Alter 
thums an, der die herrlichſten Blüthen der Humanität 
hervorgebracht hat, der nicht blos richtig und tief, Jon? 
dern mit dem höchſten Maßſtabe, den ewigen Wahr- 
heiten des Chriſtenthums, als den höchſten Prinzipien, 
aufgefaßt und beurtheilt werden muß. — Da gerade 
diejenigen Studirenden in den Geiſt des klaſſiſchen Ar 
terthums eingeführt werden ſollen, welchen künftig die 
Bildung der chriſtlichen Jugend in den Gymnaſien un 

anderen Unterrichts = Anftalten anvertraut werden foll, 
die an der Betrachtung der Werke der Alten ihren ei⸗ 
genen Geiſt ſtärken und bilden, aber auch vergleichen 

die Wohlthaten und die Segnungen des Chriſtenthums 
fhägen lernen ſollen. Deshalb glaubte man auch die 
hierher gehörenden Disziplinen den Juden vorenthalten 
zu müſſen. Was die weitere Beſchränkung betrifft, ſo 
hängt dieſe mit dem allgemein angenommenen Grund⸗ 
füge zuſammen, daß obrigkeitliche Aemter Juden nicht 
anvertraut werden ſollen. Da aber ohne Beſchränkung 
der Juden auf die Stellung des Privat-Docenten un 

die außerordentliche Profeſſur derſelben auch das Amt 


des Rektors, des Dekans, fo wie die Theilnahme an 


den Senatsrechten, mithin an der Ausübung der Sil 
tenpolizei und Jurisdiktion zuſtehen würde, ſo ſchien 
jene Beſchränkung nothwendig. Auch andere Gründe 
haben dabei noch obgewaltet, weshalb ich mich auf die 
Denkſchrift beziehe. Wenn man aber darin eine ZW 
rückſetzung der Juden findet, daß dieſelben auf das 
Gehalt der außerordentlichen Profeſſoren beſchränkt bl? 
ben ſollen, fo glaube ich in Ausſicht ſtellen zu können 
daß dieſe Zurückſetzung nicht ſtattfinden, vielmehr der 
Genuß des Gehalts auch bei den jüdiſchen Docenten 
über jene Grenze hinausgehen werde.. Das find die 
Motive des Gefeg-Entwurfs, wobei ich vorläufig ſtehen 
bleiben will. (Bravo!) ; 

Abgeordn. von Thadden: Meine Herren! Ich ge 
höre zu derjenigen Fraktion der hohen Verſammlung, 
die geſtern — verzeihen Sie mir dies Gleichniß — in 
dem parlamentariſchen Rennen um fünf Längen geſchla⸗ 
gen worden iſt. Seit geſtern iſt mein Feldgeſchrei; 
Emanzipirung der Chriſten von den Juden — Eman⸗ 
zipirung vom Judenthum! Ich will verſuchen, 
das Prinzip ins Auge zu faſſen, ob jüdiſche Lehrer fähig 
find, an höheren Bildungs⸗Anſtalten Unterricht zu er⸗ 
theilen. Der königliche Herr Regierungs-Kommiſſar 


hat vorzugsweiſe die Univerſitäten durchgenommen und 


ihr Verhältniß erläutert. Ich bitte um die Erlaubniß, 


die Gymnaſien näher ins Auge faſſen zu dürfen. Denn 


was die Univerſitäten betrifft, ſo wird es den Studen⸗ 
ten nicht an Gelegenheit fehlen — da, Gott Lob, noch 
vollſtändige Hör⸗Freiheit ſtattfindet — ſich zu emanzi⸗ 
piren und durch die Beredtſamkeit ihrer Füße dem für 
diſchen Lehrer entgegenzutreten, wenn er es in feinen 
Vorleſungen wagen ſollte, das Chriſtenthum zu verlä⸗ 
ſtern. Der königliche Herr Regierungs⸗Kommiſſar hat 
die einzelnen Fächer durchgenommen. Er hat darauf 
hingewieſen, was gelehrt werden ſoll; ich will verſu⸗ 
chen, zu zeigen, wie gelehrt werden muß. Ich wi 
zunächſt mit der Mathematik anfangen, alſo mit dem? 
jenigen Theil der Disziplin, der ſich am weiteſten von 
irgend einer religiöſen Doktrin entfernt. Man fast 
es ſei ein Unſinn, behaupten zu wollen, daß die Ma⸗ 
thematik eine chriſtliche, eine jüdiſche oder eine heidni⸗ 
ſche ſei. Ich will ein Beiſpiel anführen. Denn es 
ift hier früher geſagt worden, daß das Einmaleins doch 
nicht chriſtlich oder jüdiſch fein könne. Ich glaube, ich 
würde in das Irrenhaus gehören, wenn ich dies be⸗ 
hauptete. Aber es können zum Einmaleins Amende⸗ 
ments geſtellt werden. Ein ſolches Amendement findet 
ſich in der Hexenſcene des „Fauſt.“ Erlauben Sie 
mir, daß ich es Ihnen vortragen darf, - 
„Du mußt verſtehn! 
Aus Eins mach' Zehn! 
Und Zwei laß geh'n, 
Und Drei mach gleich, 
So biſt Du reich. 
Verlier die Vier, ur 
Aus Fünf und Sechs, 
So fagt die Her, 
Mach Sieben und Acht, 
So iſt's vollbracht. 
Und Neun 1 N 
N 1 Hexen? Einmaleins.“ 
Ein geehrter Redner der vereinigten Hexen ⸗Geſellſchaft 
— es iſt der Kater — liefert aber ſchon vorher hierzu 
den Kommentar, wenn er ſagt: 2 4 
„und laß mich gewinnen, 8 
Denn wär' ich dei Geld, 
So wär' ich bei Sinnen.“ 
a, in den Amendements, da ſteckt es, da läßt ſich 10 
viel hineinlegen. Fern ſei es, eine Läſterung a 
unſere jüdiſchen Brüder auszuſprechen. So wo 
es nur durch ein Beiſpiel zeigen, daß es hier mehr Ich 
das Wie, als auf das Was ankommen kann. 
Fortſetzung in der vierten Beilage.) 


— 


Vierte Beilage 


5 8 5 


könnte noch ein Beiſpiel aus der Linguiſtik anführen. 
(In der Verſammlung entſteht Lärmen.) — Miß⸗ 


fal 

fallen gern hin. — Ich laſſe es mir gefallen, daß Sie 
| Me Ihr Mißfallen zu erkennen geben; ich mache es 
ſo, ich gebe auch Zeichen des Mißfallens, 
mn einer meiner Gegner auf der Tribüne 
t. Jetzt erlauben Sie mir aber, auszureden. — 


k. Meine Herren! Man könnte auch ſagen, die 
Nach könne weder jüdiſch noch chriſtlich ſein; aber 
Ammt es auf den Accent, auf die Ueberſetzung, auf 
ö le Auslegung an! Das Wort „Arroganz“ i. B. iſt 
gewiß ſehr verſtändlich, aber man hat ſich doch einmal 
beranlaßt gefunden, es in „Aron Ganz“ zu überſetzen. 
Ic leſe auf vielen Geſichtern der hohen Verſammlung, 
daß ich dieſe wortſpielende Auslegung — obſchon von 
dem verſtorbenen Profeſſor Ganz ſelbſt anerkannt — 
wißverſtändlich und übel gewählt habe. Meine Herren! 
doſchon es eine Anſpielung auf den Profeſſor Ganz 
fin ſoll, fo fällt mir nicht ein, dieſen Verſtorbenen zu 
llicke die Geiſtes⸗ und Feuertaufe von oben bekommen 
hat, ſo kann er ein viel beſſerer Chriſt geweſen fein, 
als ich und wir Alle. Ich will alſo inſofern das Miß⸗ 
fallen der hohen Verſammlung rektiftziren. — Es iſt 
auch von der Geſchichte die Rede! Laſſen Sie mich 
auch hie rnur ein einziges Beiſpiel auführen. Denken Sie 
fi einen Juden, der die Geſchichte der Kreuzzüge vor⸗ 
trägt, denken Sie ſich einen Juden, der den großen 
Gottfried von Bouillon beſchreibt, den erſten chriſtlichen 
König von Jeruſalem, der nach der Eroberung von 
ſalem die Worte ſprach: „Er könne da nicht die 


ornenkrone getragen hat.“ Ich ſage, wenn der Jude 
nicht entweder ein Heuchler oder gräßlicher Spötter ift, 
ſo muß ihm das Wort auf der Lippe erſtarren! Meine 

teen! Um mich deutlicher zu machen, will ich ein⸗ 
mal kurz meinen Glauben bekennen. Ein geehrtes 
Mitglied der Provinz Preußen, ein braver Mann — 
ein alter Soldat, und, wenn er zu Felde zieht mit ſei⸗ 
ner Schwadron, werde ich gern ſeiner Standarte fol⸗ 
gen) aber in dem, was er von feiner Theologie vor⸗ 


getragen hat, bitte ich um die Erlaubniß, mich eman⸗ 


zipiren zu dürfen. Dieſes Mitglied hat geſagt, — 
wenn ich mich recht erinnere, — es wäre Thorheit, 
die Seligkett eines Menſchen von dem Bekenntniß 
ſeines Glaubens abhängig zu machen. Ich muß geſtehen, 
ich bekenne mich auf das entſchiedenſte zu dieſer ver⸗ 
achteten Partei, denn es iſt keine andere, als diejenige, 
belche von der neueſten Zeit, das ganze Mittelalter 
hindurch, feine geiſtige Ahnenlinie zu dem Jünger hin: 
aufftihrt, der feinen Glauben rund und offen be 
kannte: „Du bis Chriſtus der Sohn des lebendigen 
Gottes“, und dem darauf unſer Herr und Heiland, ich 
ſage unſer Herr und Heiland — denn noch haben 


wir keinen Juden in unſerer Verſammlung — dem 


er ſagte: „Auf dieſen Felſen will ich bauen meine Ge⸗ 

meinde.“ Das alſo, meine Herren, iſt auch mein 
Glaube, von dem es ſchon in dem erſten Jahrhundert 
heißt, daß ihm aller Orten widerſprochen wurde. — 
Nun noch ein Wort von der Emanzipirung: Schließ⸗ 
lich ſtimme ich für völlige Emanzipirung der Juden, 
die allein darin beſtehen kann, daß ſie ſich von Grund 
der Seele zu demjenigen bekenne, der da geſagt hat: 
„Siehe ich mache Alles neu!“ — Es iſt, wenn ich 
mich recht erinnere, von einigen geehrten Rednern auch 
bon Proſelytenmacherei die Rede geweſen. Ich weiß 
icht, ob das vielleicht ein Hieb auf das Miſſionswe⸗ 
fen fein ſollte. Ich geſtehe gem, daß unſere armen 
Miſſions⸗Anſtalten und Vereine, deren Mitglied auch 


ich bin, manchem Tadel unterliegen, und daß die ar⸗ 


men Miſſionäre in ihrem ſehr ſchweren, wichtigen Amte 
manchen Fehler, vielleicht Thorheit begehen. Aber vers 
achten wollen wir ſie darum nicht; denn ſie haben doch 
Früchte — große Früchte aufzuweiſen, unter Anderem 
deinen der größten, Theologen Preußens und Deutſchlands, 
ja, ich ſage Europa's, von dem ich glaube, daß ihn 
auch die große Mehrheit der Verſammlung dafür erken⸗ 
nen wird. Ich will nicht ſagen unbedingt, denn mir z. B. 
iſt er nicht ſcharf genug; ich meine den hochverehr⸗ 
ten Profeſſor Neander. Außerdem haben wir mehrere 
ausgezeichnete Theologen, welche aus dieſen Anſtalten 
ervorgegangen find. Sie ſtehen auf chriſtlichen Kan⸗ 
und können Jedem getroſt zurufen: 


eiterkeit.) — Alſo nur ein Beiſpiel aus der Lingui⸗ 


beleidigen, und wenn er noch in dem letzten Augen⸗ 


Königskrone tragen, wo unſer Herr Chriſtus einſt die Ordre, von 1822 jene 


„ 


zu Je 


1631 


Schätzen, die wir ſelbſt als die höchſten und heiligſten 
erkennen! Aber, — aber! Mit einem wehmüthigen 


Alle ich Ihnen, meine Herren? Ich nehme das Miß⸗ Aber verlaſſe ich die Tribüne. — (Unruhe und Hei: 


terkeit.) 1 
Abgeordn. von Vinck 


a 


e: Ich will nicht eine Bes 


merkung des verehrten Mitgliedes für die Niederlauſitz 


auf den eben gehörten Vortrag anwenden und ihn hei⸗ 
ter nennen, ich überlaſſe Jedem, davon zu halten, was 
er will; ich kann aber dem verehrten Mitgliede nicht 
in die Zeit der Hexen und Hexen⸗Prozeſſe folgen, obs 
gleich der vorgelegte Geſetz Entwurf allerdings manche 
mittelalterlichen Tendenzen an ſich tragen mag. 


Gefeg-Entwurf nur einen Rückſchritt gegen die Beſtim⸗ 


mungen der früheren Geſetzgebung finden; denn es iſt 


ausdrücklich in dem Edikt enthalten, daß die Juden zu 
allen akademiſchen Aemtern zugelaſſen ſein ſollen, zu 
denen fie ſich geſchickt gemacht haben. Es kann alſo 
nach meiner Anſicht nur darauf ankommen, daß fie 
ihre Qualification dazu nachweiſen. Wenn der Herr 
Regierungs-Kommiſſair geſagt hat, daß beſtimmte 


Klauſeln in der Faſſung des Edikts enthalten ſeien, ſo 


ſtimme ich dem zwar bei, denn es kann ein Jude ſich 


allerdings nicht qualifizirt machen zur Bekleidung einer 
alſo findet, inſofern eine 


Profeſſur der Theologie, 
Klauſel des Edikts auf ihn Anwendung, wäh⸗ 
rend er ſich zu allen anderen Disziplinen, 
nicht das chriſtliche Bekenntniß vorausſetzen, 
dingt geſchickt machen kann. Er kann die geſetz⸗ 
liche Prüfung beſtehen und wird dann im Sinne 
des Geſetzes qualiſizirt ſein. Inſofern die Kabinets⸗ 
Beſtimmung aufgehoben hat, 
ſo war dies allerdings damals ſchon ein Rück⸗ 
ſchritt, und derſelbe mit der Beſtimmung der Bundes⸗ 
Akte, die den Juden alle Rechte laſſen wollte, welche 
ſie damals beſaßen, nach meiner Ueberzeugung nicht 
vereinbar. Ich glaube aber, daß hier auf dieſe Kabi⸗ 
nets⸗Oldre um fo weniger hingewieſen werden darf, als 
nach der Miniſterial⸗Denkſchrift dieſe Beſtimmung nicht 
auf geſetzlichem Wege publizirt worden iſt, ſondern blos 


143 der Breslauer 


Was 
die Zulaſſung der Juden zu akademiſchen Staats⸗Aem⸗ 
tern betrifft, ſo kann ich allerdings, wenn ich das Edikt 
vom Jahre 1812 unbefangen erwäge, in dem neuen 


welche | 
unbe 


| Zeitung. 


Mittwoch den 23, Juni 1847. 


| gefprochen worden iſt, fo ſteht nichts entgegen, obgleich 
auch das Kirchenrecht nicht weſentlich mit dem chriſtli⸗ 
chen Glaubensbekenneniß zuſammenhängt, von dieſer 
ſpeziellen Profeſſur die Juden auszuſchließen und ihnen 
alle anderen juriſtiſchen Profeſſuren zugänglich zu ma⸗ 
chen. — Es iſt ferner davon die Rede geweſen, daß 
ſie nicht Profeſſoren der eigentlich philoſophiſchen Dok⸗ 
trinen werden könnten. Der Herr Regierungs⸗Kom⸗ 
miſſar hat aber ſelbſt geſagt, wenn ich feinen Worten 
richtig gefolgt bin, daß nicht nothwendig ſei, daß die 
Philoſophie von einer beſtimmten Vorausſetzung oder 
einer konfeſſionellen Grundlage ausgehe, und wenn ich 
das Weſen der Philoſophie recht auffaſſe, ſo glaube ich 
auch, daß die konfeſſionelle Grundlage eine durchaus 
unrichtige Baſis für die Philoſophie ſei. Die Philo⸗ 
ſophie hat ihre Grundſätze aus der Betrachtung des 
Abſoluten, aus den allgemeinen Geſetzen des Den⸗ 
kens abzuleiten und ſich nicht an eine beſtimmte 
Offenbarung anzuſchließen. Sie kann recht wohl 
durch die Folgerungen, die ſie aus den allgemei⸗ 
nen Geſetzen des Denkens ableitet, zu denſelben 
Reſultaten, wie die poſitive Offenbarung, gelan⸗ 
gen, obgleich ſie davon nicht auszugehen hat, ſa, es 
widerſpricht den Forderungen der Philoſophie, von poſi⸗ 
tiven Sätzen auszugehen, vielmehr ſoll ſie aus den all⸗ 
gemeinen Grundſätzen des Seins und Denkens ihre 
Theorien entwickeln. Es iſt von dem Herrn Regie⸗ 
rungs⸗Kommiſſar zugegeben worden, daß die Philoſophie 
chriſtliche Grundſaͤtze nicht vorauszuſetzen brauche, und 
ich glaube alſo, daß die Sätze, die ich ſo eben entwickelt 
habe, nicht unrichtig ſind, zumal wenn wir uns auch 
, ich darf wohl den Ausdruck gebrauchen — an his 
ſtoriſche Perſonen erinnern. Ich erlaube mir daran 
zu erinnern, daß zwei hochbedeutende Männer der Phi⸗ 
loſophie, Spinoza und Mendelsſohn, Juden waren, und 
ich habe nicht geglaubt, daß man ſie deshalb als Phi⸗ 
| Tofoppen geringer angeſchlagen hätte. Ich glaube, wenn 
Spinoza und Mendelsſohn heute an der Berliner Uni⸗ 
verſität ſich habilitiren wollten, ſie alle Urſache hätten, 
ſich dazu zu gratuliren. — (Vielfaches Bravo). — 
Nazis die Auffaſſung der Geſchichte betrifft, fo kommt 
| 


es bei ihr darauf an, die Thalſachen richtig darzuſtellen, 


lerdings in der jetzigen Beftimmuug, worin ausdrück⸗ 


eine Bekanntmachung des Staats⸗Miniſteriums in der aber beſtimmte praktiſche Anwendungen für Glaubens⸗ 
„Geſetzſammlung darauf Bezug genommen hat, und ſo⸗ Anſichten daraus herzuleiten, muß Jedem überlaſſen 
wohl nach der heute zu Recht beſtehenden Geſetzgebung, bleiben. Die Geſchichte iſt nur rein objektiv aufzufaſ⸗ 
als nach der früheren eine Bekanntmachung des Staats⸗ ſen und darzuſtellen, und der Lehrer der Geſchichte hat 
Miniſteriums die Kraft eines Geſetzes nicht beſitzen ſich nur mit der objektiven Auffaſſung derſelben zu be⸗ 
kann. — Einen noch größeren Rückſchritt finde ich al⸗ faſſen. Und wenn ein Jude die Aeußerung von Gott⸗ 
fried von Bouillon zu referiren hätte, ſo wird er ſie 

lich geſagt iſt, daß fie nur zu beſtimmten Aemtern zus | doch wohl nicht anders referiren, als fie gethan worden. 
gelaſſen ſein ſollen, wodurch ihnen alſo die akademiſchen Ich will ihm überlaſſen, was er daraus folgert; für 
Aemter, die ihnen das Edikt von 1812 einräumt, wies mich genügt es, wenn er die Thatſache richtig mittheilt, 
der entzogen worden find. Es iſt das in vielen ſpe⸗ mag er die Krone nur als Krone anſehen, oder ſie mit 
ziellen Beziehungen von dem Herrn Regierungs⸗Kom⸗ der Dornenkrone verbinden, wie das geehrte Mitglied 
miſſar zu rechtfertigen vorſucht worden. Wenn es nun der pommerſchen Ritterſchaft gethan hat..... — (Große 
auch nicht möglich iſt, einem ſo vollſtändig ausgearbei⸗ Heiterkeit). — Ich glaube, daß jeder Chrift, der einer 
teten Vortrage in allen einzelnen Worten und Buch⸗ ſolchen Vorleſung eines Juden folgt, ſo viel Feſtigkeit 
ſtaben zu folgen, ſo will ich doch verſuchen, vom all⸗ der Religions⸗Anſichten auf die Univerſität mitbringt, 
gemeinen Standpunkte einige dieſer Behauptungen zu daß er nicht bei einer objektiv richtigen Darſtellung, an 
beleuchten. Ueber die Theologie habe ich mich eben ge⸗ die der Docent eine falſche, eine unrichtige Folgerung 
außert. Ich glaube, daß es ſich von ſelbſt verſteht, anknüpft, zu den falſchen Propheten hinübergeführt wird. 
daß die Juden zu chriſtlich⸗theologiſchen Lehrämtern Wenn geſagt wird, die Rückſicht auf die Kirche 
nicht zugelaſſen werden können, wie zu einer Profeſſur fordere, daß man keine Juden als Profeſſoren anſtelle, 
der jüdiſchen Theologie, umgekehrt auch kein Chriſt zus ſo muß ich dem widerſtreiten. Ich bin der Anſicht, 
gelaſſen wird. Was die Jurisprudenz betrifft, fo, muß daß der Staat der Kirche keine Rückſichten zu gewäh⸗ 
ich bekennen, daß ich nach meiner Kenntniß der Rechts⸗ ren habe; es haben beide ihre Sphäre für ſich, und es 
wiſſen ſchaft nicht einſehe, wie auf der chriſt⸗ ſteht die Kirche viel zu hoch, als daß fie ſich vom Skaate 
lichen Lebensanſchauung die Jurisprudenz beruhen Dienſte leiſten zu laſſen hätte. Das Reich der Kirche 
kann, namentlich wie die chriſtliche Lebensan- iſt weſentlich ein inneres, auf die innere Ueberzeugung ; 
ſchauung dem Pandektenrecht zu Grunde liegen gegründet, und jede innere Ueberzeugung eines Menſchen 
ſoll, welches noch heute die wichtigfte Grundlage un⸗ thut mir leid, wenn ſie erſt durch den Staat gewähr⸗ 
ſerer Jurisprudenz bildet. Wenn geſagt wird, daß der leiſtet werden ſoll. — (Stürmifches Bravo). — Sie 


Zeige mir 


Jude nicht Doctor juris werden könne, weil er nicht 
den vorgeſchriebenen Eid leiſten und die darin enthal⸗ 
tene Verpflichtung erfüllen kann, welche die Vertheidigung 


ſem ganzen Doktor⸗Eide auch nur ein Ueberbleibſel mittel: 
alterlicher Formen, was ich jetzt für durchaus überfläf- 
ſig halte. Ich ſehe nicht ein, warum Jemand nicht 
ganz einfach ein Examen beſtehen kann, bvorin er feine 
Befähigung zur Profeſſur nachweiſt, warum es nöthig 
iſt, ihn in die Formen einer Doktor-Promotion zu 
bannen. Das iſt eine leere Spielerei mit Formen, auf 
die auch, ſo viel ich weiß, nicht mehr auf allen Uni⸗ 
verſitäten Werth gelegt wird, und ich halte daher um 


deinen Glauben mit deinen Werken, ſo zeige ich dir ſo weniger dafür, daß man von dem Erfüllen einer 


Jhbnen aber dies, meine Herren, zu gering? 
ſichlan, ſo fordere 


onäre werden, 
bern 


wie r mit meinen erken! — Iſt ſolchen, im Laufe der Jahrhunderte ganz leer geworde⸗ 
Lach meinen Glauben Bi 1 


ich Sie auf, daß wir Alle Mi ch 
daß wir unſere ee en 
Brüder, die noch jetzt an den Waſſerflüſſen Babylon 
bien „und weinen, wenn ſie an Zion gedenken“ — 
as wir fie mit Adleröfittigen hintragen zu denjenigen 


nen Form die Erlangung der Profeſſur abhängig ma⸗ 
en ſoll. Will man dennoch die Spielerei beibehalten, 
ſo ſteht ja nichts entgegen, den Eid in der Synagoge 
abzunehmen. und die Faſſung zu modifiziren. — Das 
mag, meiner Anſicht nach, für die Juan . 
gen, denn wenn von der Profeſſur des Kirch 


chts das Alterthum benutzen will, um kirchliche 


muß in ihm vo walten, und wenn fie nicht in ihm 
vorwaltet, ſo weiß ich nicht, durch welche innere Zwangs⸗ 
mittel des Staates die innere Ueberzeugung produzirt 


der chriſtlichen Religion von ihm fordert, fo finde ich in dies | werden ſoll. — (Eben fo ſtarkes Bravo!) — Die geo⸗ 


graphiſchen Disziplinen find den Juden nachgelaſſen 
worden, in den linguiſtiſchen aber iſt wieder ein Unter⸗ 
ſchied gemacht, und zwar der zwiſchen Vorleſungen über 
Grammatikaliſches und zwiſchen den über den Geiſt des 
Alterthums. Der Herr Regierungs⸗Kommiſſar bat den 


SGeiſt des klaſſiſchen Alterthums als einen ſolchen be⸗ 


zeichnet, welcher von der Humanität ohne chriſtliche 


den Geiſt des an e Alterthum unbefangen darzustellen, 

eiſt objekti 95 8 j 
vorgefaßten chriftlichen —— ee 
will den Geiſt des Plaffifchen Mlterchums 
lich stheologifchen Geiſte dargefteit. haben erden 
wie die Alten ſelbſt ihre Zeit betrachtet liche Theorien 


„ 


daraus zu entwickeln, der wird bei dem Ziele vorbei: 
ſchießen und den Geiſt nicht treffen, den der Herr Re⸗ 
gierungs⸗Kommiſſar als den Gelſt des klaſſiſchen Alter⸗ 
terthums bezeichnet hat. (Abermals donnerndes Bravo!) 
— Wenn ich glaube, ausgeführt zu haben, daß Juden 
zu allen akademiſchen Lehrämtern fähig ſeien, ſo ſehe 
ich nicht ein, warum man ſie nicht des Vorzugs theil⸗ 
haftig machen will, eine ordentliche Profeſſur zu beklei⸗ 
den. Wenn geſagt worden iſt, daß die Dekane eine 
gewiſſe obrigkeitliche Funktion ausübten, ſo muß ich 
geſtehen, daß ich nicht weiß, welche es ſein ſoll. Wenn 
von dem Univerſitätsrichter die Rede wäre, ſo wollte 
ih es mir gefallen laſſen, aber aus meiner akademiſchen 
Erinnerung weiß ich nicht, daß der Dekan oder Rek⸗ 
tor obrigkeitliche Gewalt ausübt, den einzigen Fall aus⸗ 
genommen, daß man ihm den Handſchlag giebt auf 
Befolgung der akademiſchen Geſetze. Wenn es aber 
zu Kontraventionen kommt, ſo tritt der Univerſitätsrich⸗ 
ter ein. Das iſt die einzige Obrigkeit, welche dem Stu⸗ 
denten entgegentritt, wenn ſie ihm auch ſehr unange⸗ 
nehm iſt. — (Gelächter) — Im Uebrigen würde 
nichts entgegenſtehen, wenn man auch beſchlöſſe, hier 
eine Ausnahme eintreten zu laſſen, wie wir ja ähnliche 
Ausnahmen durch die frühere Abſtimmung ſanktionirt 
haben. Jedenfalls iſt die obrigkeitliche Funktion der 
Dekane ſehr unbedeutend. Wollte man aber auch hier 
den angenommenen Grundſatz verlaſſen, ſo würde es 
doch, eine unrichtige Folgerung fein, wenn man die 
Juden deshalb von der ordentlichen Profeſſur ausſchlöſſe. 
Man kann ja ſagen, ſie ſollen ordentliche Profeſſoren 
werden, nur nicht in den Senat gewählt werden und 
nicht Dekane und Rektoren ſein können. Warum man 
aber ihnen deshalb, weil ſie nicht Dekane und Rekto⸗ 
ren werden ſollen, auch die Möglichkeit entziehen will, 
ordentliche Profeſſoren zu werden, dieſe Schlußfolgerung 
hat mir nicht einleuchten woden. — (Bravo!) — Ich 
will zum, Schluß die verehrte Verſammlung nur an den 
Grundſatz erinnern, zu dem ſie ſich bei mehreren Ge⸗ 
legenheiten in überwiegender Mehrheit bekannt hat, an 
den Grundſatz, nicht konfeſſionelle Unterſchiede dahin zu 
bringen, wo ſie nicht hingehören, und nicht da, wo 
es ſich nicht um Religion handelt, ſondern nur um 
wiſſenſchaftliche Tendenzen, den konfeſſionellen Stand⸗ 
punkt feſtzuhalten. Wenn mon das bei den Elementarſchu- 
len feſtgeſtellt hat, wo der jugendliche Geiſt noch empfäng⸗ 
lich für alle Eindrücke iſt, warum wollen wir jenen 
Grundſatz nicht für die höheren Bildungsſchulen aner⸗ 
kennen, wo Jeder, der ſie betritt, ſchon der wiſſenſchaft⸗ 
lichen und religiöfen Vorbereitung ſich zu erfreuen ge⸗ 
habt hat, in den Schooß der Kirche als erwachſener 
Menſch aufgenommen worden und vor allen Einwir⸗ 
kungen geſichert iſt, ſelbſt wenn dieſe ſolche ſein könn⸗ 
ten, wie der Herr Regierungs-Kommiſſar fie bezeichnet 
hat. Darum halten wir konſequent an dem Grundſatz 
feſt, wenn wir von den höheren Bildungs⸗Anſtalten, die 
ſich als Sitz der Humanität in Preußen ſtets ausge⸗ 


zeichnet haben, die engen konfeſſionellen Rückſichten aus⸗ 


ſchließen, auch wenn die Statuten einer Univerſität mit 
dieſem Grundſatze nicht in Einklang ſtehen ſollten. Es 
iſt uns aber in dankbarer Erinnerung, daß man ſchon 
im Jahre 1809 nicht einen ſo engen Standpunkt ein⸗ 
nahm und die Statuten der Berliner Univerſität wei⸗ 
fen keinen fo engen Standpunkt auf ... (Donnern⸗ 
des Bravo!) — Somit haben wir Grund genug, die 
anderen Statuten, die dem ſechszehnten Jahrhundert 
angehören, aus dem Standpunkte des neunzehnten Jahr⸗ 
hunderts zu beleuchten und darauf anzutragen, daß ſie 
in dem Geiſte des neunzehnten Jahrhunderts modifizirt 
werden. Von einer Kränkung von Privatrechten kann 
dabei wohl nicht die Rede ſein; denn die Stifter un⸗ 
ſerer Univerſitäten ſind die Landesherren ſelbſt geweſen. 
Sie haben ſie zum allgemeinen Beſten des ganzen Lan⸗ 
des geſtiftet, geſtiftet als Pflanzſchulen für die Aufklä⸗ 
rung und Humanität, und ſie ſind daher auch wohl 
befugt, ihre Privilegien im Sinne des neunzehnten 
Jahrhunderts zu modifiziren. (Ungemein großer 
Beifallsruf und lang anhaltendes Bravo!) ; 
Abgeordn. von Maſſow: Meine Herren! Der 
Vortrag des geehrten Herrn Miniſterial⸗Kommiſſars hat 
auf mich gerade den entgegengeſetzten Eindruck gemacht, 
wie auf den geehrten Redner, der zuletzt geſprochen hat. 
Er hat in mir nur die Ueberzeugung beſtärkt, daß der 
Geiſt des Chriſtenthums die Wiſſenſchaft überall durch⸗ 
wehen müſſe. Ich hatte mir vorgenommen, hierüber 
einige Worte zu ſagen, ich ſchweige aber nach dem, 
was von dem Herrn Miniſterial-Kommiſſar ſo vortreff⸗ 
lich geſagt worden iſt. Ich würde ganz auf das Wort 
verzichtet haben, wenn nicht vorher ein Antrag geſtellt 
worden wäre, der, wie mir ſcheint, nicht zur Sache ge⸗ 
hört, nämlich der, daß das Statut der Univerfität zu 
Königsberg, wonach Katholiken nicht akademiſche Lehrer 
ſein dürfen, geändert werden möge. Ich ſollte meinen, 
daß dieſer Antrag bei Berathung einer Verordnung, 
welche die Juden detrifft, nicht als Amendement einge⸗ 
reicht werden könne, ſondern als eine Spezial⸗Petition 
zu betrachten ſei, gegen welche ich ſonſt gar nichts ein⸗ 
zuwenden hätte, die aber nicht mehr eingebracht werden 
darf, weil der Termin für Einbringung von Petitionen 
verfloſſen iſt. 2 
Abgeordn. 


Meviſſen: Meine Herren! Ich glaube 
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daß es dem verehrten ritterſchaftlichen Abgeordneten von 
Weſtfalen vollkommen gelungen iſt, vor Ihnen darzu⸗ 
thun, daß die Rechte, welche den Juden bereits durch 
das Geſetz von 1812 in Bezug auf akademiſche Lehr⸗ 
ämter gewährt worden ſind, heute nicht in beſchränktem 
Sinne interpretirt werden dürfen, daß dieſe Rechte in ih⸗ 
rem vollen Umfange aufrecht erhalten werden müſſen. Es 
wird aber weſentlich darauf ankommen, außer dem recht⸗ 
lichen Standpunkt, der für die Juden aus dem Edikt 
von 1812 hervorgeht, noch auf den Standpunkt auf⸗ 
merkſam zu machen, den die Ausführung des königl. Kom⸗ 
miſſars, der freien Wiſſenſchaft gegenüber, einnimmt. 
Wir ſehen ſeit den drei Jahrhunderten, die ſeit der 
Reformation hingegangen ſind, die deutſche Wiſſenſchaft 
ſich freier und freier entwickeln, wir ſehen ſie mehr 
und mehr die Freiheit des Geiſtes neben die konfeſſio⸗ 
nellen Unterſchiede der Kirche ſelbſtſtändig hinftellen, wir 
ſehen endlich die gänzliche Losſagung der Wiſſenſchaft 
von beſtimmten Religionsformen vor ſich gehen. Ich 
glaube, meine Herren, daß es einer der größten Akte 
der neueren Weltgeſchichte geweſen iſt, als in Deutſch⸗ 
land zuerſt die Richtung und Trennung der Begriffe 
von Religion und Religionsformen von Kirche und 
Wiſſenſchaft ftattgefunden, als ſich die deutſche Wiſſen⸗ 
ſchaft ſelbſt und aus eigenem Rechte für abſolut frei 
erklärt hat. Dieſe Freiheitserklärung war die That der 
größten, der edelſten Geiſter unſeres Volkes. Meines 
Wiſſens iſt die Zeit in unſerem Vaterlande noch nicht 
lange her, wo das Miniſterium des geiſtlichen Unter⸗ 
richts dieſe Freiheit der deutſchen Wiſſenſchaft aner⸗ 
kannte, wo es gerade in der Anerkennung dieſer Frei⸗ 
heit ſeinen Ruhm und ſeine Ehre ſuchte. Leider iſt 
man in den letzten Jahren von jener Auffaffung zurück⸗ 
gegangen, man iſt heute ſogar im Begriff, wieder zu 
dem in blutigen Schlachten überwundenen konfeſſionellen 
Standpunkte vergangener Jahrhunderte überzugehen. 
Es zeigen ſich auch ſofort Bewegungen und Spaltun⸗ 
gen in allen Religionen auf dem konfeſſionellen Ge⸗ 
biete. Dieſe Spaltungen ſind nur die nothwendigen 
Früchte des Geiſtes, der neuerdings in die höheren Re⸗ 
gionen unſeres Staatslebens zur Herrſchaft gelangt iſt. 
Ich glaube nicht, daß wir es, nachdem wir das konfeſ 
ſionelle Element überwunden hatten, es als einen Fort⸗ 
ſchritt bezeichnen dürfen, wenn dieſes Element in der 
Schärfe, in der Starrheit wiederkehrt, wie es jetzt ge⸗ 
ſchieht, ich glaube vielmehr, daß dieſe Erſcheinung die 
unerfreulichſte und beklagenswertheſte, die der nationa⸗ 
len Entwickelung feindlichſte iſt. Es iſt vorher von 
dem Kommiſſar der Regierung entwickelt worden, daß 
ſich mehrere akademiſche Disziplinen, namentlich die 
Lehre von dem Rechte, die Lehre der Philoſophie und 
die Lehre der Geſchichte, nicht vereinigen laſſen mit un⸗ 
chriſtlichem Geiſte, daß es weſentlich ſei, daß der chriſt⸗ 
liche Geiſt in ihnen vorwalte, ſie durchdringe und be⸗ 
herrſche. Meine Herren, ich bitte Sie, laſſen Sie uns 
wohl die Konſequenzen dieſes Satzes erwägen, denn er 
gehört zu den tiefften,‘ wirkungsvollſten und gefährlich⸗ 
ſten, die wir von dieſer Stelle aus vernommen haben. 
Wenn zugegeben werden könnte, auch nur einen Mo⸗ 
ment lang, daß ein beſtimmter Geiſt als chriſtlicher 
Geiſt vom Staate deklarirt werden könnte, im Gegen⸗ 
ſatz zu dem wahrhaft freien chriſtlichen Geiſt, der in 
keinem Jahrhunderte in ſeiner Form, ſtets aber in ſei⸗ 
nem Weſen derſelbe, der in jedem Momente ſich ſelbſt 
beſtimmt und im Laufe der Zeit noch unendlich weiter 
beſtimmen wird, wenn, ſage ich, zugegeben würde, daß 
ein ſolcher Geiſt ſtatutariſch durch den Staat feſtgeſtellt 
werden könnte, ſo wäre es mit der freien Wiſſen ſchaft 
zu Ende. Könnten wir wohl noch da Freiheit der 
Wiſſenſchaft, Freiheit der Forſchung und der Lehre an⸗ 
erkennen, wo eine Regierung den Vertretern der Wiſ⸗ 
ſenſchaft die Nothwendigkeit auferlegt, zu einem beſtimm⸗ 
ten Reſultate, zu einer von der Regieriung fixirten 
Auffaſſung des chriſtlichen Geiſtes anzukommen? Wir 
haben gehört, daß die Philoſophie zwar nicht nothwen⸗ 
dig von dem Chriſtenthum ausgehe, die Vorausſetzungs⸗ 
loſigkeit der philo ſophiſchen Forſchung wurde uns zu⸗ 
gegeben. Wir haben aber auch gehört, daß in dem 
chriſtlichen Staate die Philoſophie ſich nothwendig in 
Uebereinſtimmung mit dem chriſtlichen Geiſte befinde, 
daß dieſe Uebereinſtimmung in ihren Schlüſſen ſich ma⸗ 
nifeſtiren müſſe. Ich frage aber, wie können wir frei 
forſchen, wenn ein beſtimmtes Ziel uns vorgeſteckt, 
wenn das Weſen des Geiſtes, die Freiheit und Unend⸗ 
lichkeit uns vom Staate beſtritten und genommen iſt? 
Die freie Wiſſenſchaft exiſtirt nur dadurch, daß ſie alle 
Bande, alle Vorausſetzungen bei ihrem Forſchen von 
ſich wirft, daß ſie nur dasjenige als richtig und wahr 
anerkennt, was ſie auf dem Wege freier Forſchung 
gefunden hat. a ’ 
(Bravoruf.) 

Wollen Sie die Vorausſetzung des chriſtlichen 
Staates, der den chriſtlichen Geiſt ſelbſt nicht zu defi⸗ 
niren vermag, und welcher dennoch von uns verlangt, 
daß wir nur diejenigen Offenbarungen des chriſtlichen 
Geiſtes, die ihm genehm ſind, für wahr halten, daß 
wir andere Offenbarungen deſſelben Geiſtes, die das 
weite Feld der Geſchichte birgt, verwerfen, daß wir alſo 
die unendliche und freie Selbſtbeſtimmung unſeres Gei⸗ 


„tes verzichten follen, wollen Sie dieſe Borausfegungen | 


* 


Vorlage abgehenden zuerſt, nämlich den, 


können welche nicht ihrer Natur nach das chriſtliche 


zugeben, fo iſt es mit der weiteren Entwickelung unſe' 
res Volkes, ja der ganzen christlichen Menſchheit u 
Ende. — Ich würde den Augenblick für den traurig? 
ſten Augenblick meines Lebens halten, wenn ich erfad 
nen müßte, daß jene höchſte Errungenſchaft der Ge⸗ 
ſchichte, jene abſolute Freiheit der Wiſſenſchaft, die 
Jahrhunderte lang ſich in dem deutſchen Geiſte ſo herr? 
lich, ſo glänzend manifeſtirt hat, die der Ruhm und ö 
der Stolz unferer Nation geweſen iſt, uns und deen 
Welt verloren gehen könnte! — Deshalb bitte, des f 
beſchwöre ich Sie, meine Herren! Laſſen Sie uns aw 
Eonfeffionellen Trennungen von uns fern halten, laſſen 
Sie uns dem freien Geiſte der deutſchen Wiffenfchaft | 
huldigen, laſſen Sie uns anerkennen, daß unfer Volk 
in ſeiner Bildung hoch genug geſtiegen iſt, um keinen 
konfeſſionellen Unduldſamkeit, keinem ungerechtfertigten 1 
Geiſteszwange mehr Raum zu geben. 7 
g (Vielſeitiger Bravoruf.) 
Abgeordn. Graf von Schwerin: Ich verzichte 
aus zweifachem Grunde auf das Wort, nämlich: 
Erſtens, weil der geehrte Abgeordnete aus Be 
falen die Widerlegung des Herrn Regierungs⸗Kommiſſar 
die ich mir auch vorgeſetzt, fo vollſtändig geführt hat, 
als ich ſie kaum hätte geben können, und AB: 
Zweitens, weil die leeren Bänke mir zu bewei 
ſen ſcheinen, daß die Verſammlung glaubt, über den 
Gegenſtand vollſtändig informirt zu ſein. 
Abgeordn. Dittrich: Ich verzichte aus denſelben 
Gründen auf das Wort. 

Abgeordn. von Thadden (vom Platz): Die grad 
tion, zu der ich gehöre 
(In Folge des ſtürmiſchen Rufes „zur Tribüne,“ 

beſteigt der Abgeordnete diefelbe.) . 
Ich wollte nur das eine Wort ſagen, daß die Fraction , 
zu der ich mir ſchmeichle zu gehören, in dem, was der 
Abgeordnete der Ritterſchaft von Weſtfalen geſagt hat / 
keine Widerlegung von dem gefunden hal 
was der Regierungs-Kommifſar in dieſet 
Angelegenheit vorgetragen hat!‘ 3 
Manrſchall: Wenn Niemand mehr das Wort ver?“ 
langt, fo wird über diefen Abſchnitt die Berathung ges 
ſchloſſen ſein, und wir kommen zur Abſtimmung. 5 
Die Abtheilung hat 3 Anträge gemacht, in ihrer 
Majorität hat ſie die Beſtimmung vorgeſchlagen, daß 
die Juden zu allen akademiſchen Lehr⸗Aemtern, welche 
nicht ihrer Natur nach das chriſtliche Glaubensbekennt⸗ 
niß erfordern, befähigt gehalten werden ſollen. ’ 
Theil dieſer Majorität hat ſich zwar dieſem Vorſchlage 
angeſchloſſen, aber gewünſcht, daß ihnen die Aemter des 
Dekanats, Prorektorats und Rektorats nicht mit über⸗ 
tragen werden dürften; einſtimmig iſt aber die Abthei? 
lung darüber geweſen, wenn etwa die beiden vorigen 
Vorſchläge nicht angenommen werden ſollten, daß we? 
nigſtens den jüdiſchen außerordentlichen Profeſſoren in 4 
Beziehung auf die Gehälter gleiche Rechte mit den or⸗ 
dentlichen Profeſſoren eingeräumt würden. Dieſe drei 
Vorſchläge werde ich der Reihe nach zur Abſtimmung 
bringen, und zwar den am weiteſten von der Geſetzes⸗ 
daß den Ju-, 
den alle akademiſchen Lehr⸗Aemter übertragen werden 


— — 


Glaubens⸗Bekenntniß erfordern, inkl. des Dekanats, 0 
Prorektorats und Rektorats. Sollte ſich hierfür kein? 
Majorität finden, fo würde die zweite Frage dahm 
gehen, ob ihnen dieſe Zulaſſung ohne jene drei Aemter 
zugeſtanden werden ſolle, und endlich, wenn man auc) 
damit nicht einverſtanden wäre, ob das, was von dee 
Abtheilung einſtimmig vorgeſchlagen worden iſt, ange“ 
nommen werden ſoll, nämlich die Gleichſtellung der 
Gehälter mit den ordentlichen Profeſſoren. Die 
Frage lautet alſo: Sollen die Juden zu allen akader 
miſchen Lehrämtern u. ſ. w. (wie oben). Die für die. 
Bejahung dieſer Frage find, bitte ich aufzustehen. bei 
(Da das Stimmen ⸗ Verhältniß hierbei, fo wie 2 
einer zweiten, auf die Verneinung gerichteten: 
ſtimmung ſich nicht klar herausſtellt, fo läßt der 
Marſchall durch die Ordner die Stimmen zählen). & 
Das Ergebniß der Abſtimmung iſt folgendes" 11 
Frage iſt mit 222 Stimmen gegen 181 Stimmen 
bejaht worden; die erforderlichen zwei Drittel ſind fo 
nicht vorhanden, und die Gründe der Minotitat müſſen 7 
in die Erklärung mit aufgenommen werden. 5 
Abgeordn. von Donimierski- Meine Herren R 
Sie haben aus dem Munde des königlichen d 
Kommiſſars genaue Auskunft über die Statuten 15 
einzelnen Univerſitäten erhalten und geſehen, daß die 
Statuten zum Theil der Zeit der größten Intoleranz 
angehören, und daß der Geiſt derſelben im vollkomme? 
nen Widerſpruch ſteht mit der ſo eben erfolgten 2 
ſtimmung, und wenn der Beſchluß der Abtheilung und 
unſer Beſchluß nicht illuſoriſch bleiben foll, fo. müſſen 
wir den Antrag ſtellen, daß dieſe ſtatutariſchen 8 
mungen, die dem Mittelalter angehören, ſobald er 
möglich umgearbeitet würden, und ich erlaube mir b 
fen Antrag zu ſtellen. a 
(Aufregung; eine Stimme: Petition!) 15 
Marſchall: Zu dieſem Antrage muß ich ben 
ken, daß er hier ganz neu in die Versammlung ko fi a 
ohne auf irgend eine Weiſe vorbereitet worden zu l 
(Einige Stimmen: Jah , 2 


„ 


1 Die Abtheilung hat 
cen, er i Hank als Amendement vorher an⸗ 
gemeldet worden und würde u 
bereitet hier nicht zur Berathung kommen können. 
Er geht dahin, die beſtehenden Statuten einzelner 
Univerſitäten zu ändern; das kann wohl, abgefehen da⸗ 
von, ob es materiell wünſchenswerth ſei, hier nicht ſo⸗ 


gleich entſchieden werden. ie 
- (Einzelne Stimmen: Ja, ſehr richtig!) 
. erling (left vor): — 
; Weft fi) noch die Motion eines Mitglie: 
des, an irgend einer Univerfität. des Landes einen Lehr⸗ 
fun für jüdiſche Theologie einzurichten. Dieſer A 
fand vielſeitige Unterftügung / indem ein ſolcher ter] 1 
nicht nur zum Beſten der Juden für erforderlich roche 
wurde, um ihnen das wiſſenſchaftliche Studium ihrer — 
ligion möglich zu machen, ſondern auch im Inrereſſe ef 
Wiſſenſchaft im Allgemeinen zweckmaßig und nützlich er 
ſchien. Mit dreizehn Stimmen gegen zwei beſchloß die 
Abtheilung, ihn gegen das Plenum zu dem Ihrigen zu 
machen, damit er in Form einer Petition zur Kenntniß 
Sr. Majeſtät des Königs gelange.“ 0 
Marſchall: Verlangt Jemand das Wort? Da 
ſich Niemand meldet, ſo werde ich die Frage ſtellen, 
ob der Antrag der Abtheilung angenommen werden 
fol? Diejenigen, die den Antrag befürworten wollen, 


bitte ich, aufzuſtehen. 
(Nachdem dies geſchehen. ) 8 
f Ich bitte die Heeren Ordner, die Stimmen zu 
zählen. f 
Das Ergebniß der Abſtimmung iſt folgendes. Die 
Frage iſt mit 220 Stimmen gegen 156 bejaht. 
RNefer. Sperling (verlieft den Abſchnitt 5 des 
9 35 des Geſetz⸗Entwurfs) : 8 7 
N 5 bleibt * n als Lehrer 
jüdi ichts-Anſta } 
Bin: — der Abtheilung. 
itt 5. Was vorſtehend von der Statthaftigkeit 
des 9 der Juden an Univerfitäten ausgeführt iſt, 
nde ae Mitglieder im ganzen umfange auch auf de: 
den Unterricht an den niederen Unterrichts Anjtalten des 
Staates anwendbar, indem fie dem ihnen gemachten Eın: 
Bande, daß dieſer Unterricht mehr padagogiſche. Natur und 
dabei die chriſilich⸗religioſe Auffaſſung aller Lebens Ver⸗ 
baͤltniſſe unerläßlich fei, damit begegneten, daß keine Er fah⸗ 
dung vorliege, wonach Juden, als ſolche zu Pädagogen we⸗ 
niger geſchickt erachtet werden könnten als die Chriſten, viel⸗ 
mehr das Gegentheil ſich oft genug im Familienleben zeige, 
und das Prinzip der Chriſclichkeit nicht allein bei einzelnen 
Lehrgegenſtänden nicht zur Anwendung komme, ſonderg 
auch überhaupt deshalb nicht geltend gemacht werden konne, 
weil zahlreiche Beiſpiele vorliegen, daß Juden, welche ſich tau⸗ 
fen ließen, ohne daß man die Ueberzeugung gewinnen konnte, 
aß fie mit der Taufe zugleich die christlichen Glaubenswahr⸗ 
beiten ‚in fich aufgenommen, an Schul⸗Annalten beſchaftigt 
worden, ſogar ſelbſiſtaändig dergleichen Anſtalten gegründet 
haben und das Vertrauen chriſtlicher Aeltern in vollem Maße 
befäßen. Indeß wollten dem doch andere Mitglieder im gan: 
zen Umfange nicht beitreten. Namentlich wurden Bedenken 
dagegen laut, daß die Juden das Amt eines Dirigenten und Vor⸗ 
ſtandes an Schul:Anftalien, welche für Kinder christlicher Ael⸗ 
tern vorzugsweiſe beſtimmt waren, eingeräumt würde und 
insbefondere fanden es einzeine Mitglieder bei der 
letzigen Einrichtung der Elementarſchulen, an welchen 
ie Lehrer nicht nach einzelnen Unter richts⸗Gegenſtanden, fon: 
dern klaſſenweiſe beſchäftigt werden, geradehn unzulaffig, 
daß an ſolchen Schulen Juden angeftellt werden. Das Re⸗ 
ſultat der Abſtimmung fiel dahin aus, daß von varzehn anwe⸗ 
ſenden Mitgliedern ſich für die Beischaltung des Entwurfs, 
und von den übrigen neun Mitgliedern, welche deſſen Weg⸗ 
fall wünſchten, vier ſich für folgende Beſtima ung: 
„Juden können Schu ⸗Armter, zu w ichen fie ſich ges 
ſchickt gemacht haben, verwa ten, inſofern ſolche nicht 
ihrer Natur nach das chriſtliche Glaubens bekenntniß 
i ließen“, 1 5 
. a N 180 dieſe Beſtimmung, jedoch 
nur mit der Maßgabe erklarten: 
1 die Sehen von den Vorſtands⸗Aemtern und den 
flür chriſtiiche Kinder beftimm«en Elementarſchulen 
unbedingt ausgeſchloſſen b eiben. ; 
Abgeordneter von Gudenau: Wenn ich den Re⸗ 
renten der geehrten Abtheilung recht verſtehe, ſo han⸗ 
delt es ſich hier alſo gerade um die Frage, ſollen ein⸗ 
zelnen Juden, welche ſich dazu qualifiziren, Elementar⸗ 
hrer⸗Stellen anvertraut werden? Ich muß bemerken, 
aß hier ein weſentlicher Unterſchied ſtattfindet zwiſchen 
der früheren Frage, welche nur die h e 
betroffen hat, und derjenigen, welche Die Elementar⸗Un⸗ 
tereichts-Anftalten betrifft. Der Unterſchied iſt haupt: 
ſächlich rechtlicher Natur. Alle Familienväter haben 
licht allein die moraliſche, fie haben auch die geſetzliche 
Verpflichtung, für den Elementar⸗ Unterricht ihrer Kin⸗ 
der zu ſorgen. Von Seiten der Wohlhabenden geſchieht 
dies in der Regel, indem ſie Hauslehrer haben, von 
Seiten der Undemittelten dadurch, daß fie die öffentliche 
Elementarſchule ihres Ortes durch ihre Kinder beſuchen 
laſſen und beſuchen laſſen müſſen; es iſt alſo nicht in 
e Gewalt gegeben, ob fie ihre Kinder daym ſchicken 
Bolten oder nicht. Hier in der hohen Verſammlung, 
wenn fie nämlich vollzählig iſt, mögen wohl 100 Fami⸗ 
lenväter fein, welche Hauslehrer ſür ihre Kinder haben. 
Die Verhandlungen dieſer Tage mögen wohl die An⸗ 
ten Vieler geändert, viele gegen die Juden beſtehende 
Vorurtheile zerſtört und manche mögen neue Anſichten 
gefaßt haben; ich glaube aber nicht, daß fie in einem 
finzigen dieſer Mitglieder die Abſicht hervorgerufen has 
ben, einen jüdiſchen Hauslehrer anzunehmen, oder den 
Judah Hauslehrer fortzuſchicken und dafür einen 
den anzunehmen. Das glaube ich nicht. 
(Zuſtimmung.) Kor 
Alſo, meine Herren, wenn wir den Juden fagen: 


Matifizige euch, fo werdet ihr bei den Elementarſchulen, 


+ 


doch jedenfalls fo unvor⸗ 


| 


| 
| 
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ſich darüber nicht ausgeſpro⸗ ihre wirkliche Anſtellung, wie in vielen anderen Fällen. 


Andere höhere Anſtellungen bleiben doch noch freiwillig, 
ſie können von der Wahl und vielen ſpeziellen Umſtän⸗ 
den abhängen. Wenn ich aber den Juden das ver⸗ 
ſpreche, ſo muß ich es halten, und wenn ich es halte, 
was habe ich gethan? Ich habe den Armen, Unbemit⸗ 
telten, der nicht im Stande iſt, ſich einen Hauslehrer 
u halten, genöthigt, die Erziehung ſeiner Kinder einem 
uden anzuvertrauen, ich habe in die heiligſten Rechte 
egriffeu. Meine Herren! Es iſt hier nicht davon die 
Rede den Juden mehr oder weniger Rechte einzuräu⸗ 
men, es iſt nicht davon die Rede, Toleranz, Humanität 


bejaht wird, daß wir den größten Despotismus üben, 
der, glaube ich, jemals vorgekommen iſt .. 
; (Beifall.) 
indem man die Aeltern zwingen will, ihre eigenen Kin⸗ 
der gegen die Ueberzeugung von Millionen einem Juden 
anzuvertrauen. Denken Sie ſich in die Lage, Sie 
ſind Familienväter, die für ihre Kinder Hauslehrer ha— 
ben, wenn man Sie zwingen wollte, den Chriſten fort 
zuſchicken und einen Juden für die Kinder anzuehmen, 
was würden Sie dann ſagen? Soll das den Armen 
geſchehen? Wenn ſo viel von chriſtlicher Toleranz und 
Humanität geſprochen worden iſt, ſo will ich auch noch 
einen Satz anführen, der hier gilt: was du nicht 
willſt, das man dir thue, das thue auch den Anderen 
nicht; und ich ſetze hinzu: was ihr — die Wohlha— 
benden — nicht wollt, das euch geſchähe, dazu zwingt 
den Armen nicht! 

(Beifall.) 

Abgeordn. v. Auerswald: Ich habe dem geehrten 
Abgeordneten der rheiniſchen Ritterſchaft, der vor kurzem 
dieſen Platz einnahm, für die Geſinnungen und An⸗ 
ſichten, die er ausgeſprochen, meinen aufrichtigen Bei⸗ 
fall gezollt, ich habe es um ſo eher gethan, als ich der 
Sache nach der Ueberzeugung war, daß ſeine Aeußerung 
auf einem vollſtändigen Mißverſtändniß beruhte. Es iſt 
bereits geſtern beſchloſſen, daß nur ſolche Aemter den Ju⸗ 
den anvertraut werden, welche das chriſtliche Glaubensbe⸗ 
kenntniß nicht vorausſetzen, und hier zugleich wiederholt 
geſagt, daß ſie von denjenigen Aemtern, welche ein chriſtli⸗ 
ches Bekenntniß vorausſetzen, ausgeſchloſſen ſein ſollen. Es 
handelt ſich hier von Elementar -Lehrämtern, und man 
kann wohl keinen Zweifel haben, ob, wenn ein Lehr⸗ 
amt zum chriſtlichen Religionsunterricht verpflichtet, 
wie es bei faſt allen Elementarlehrern, namentlich auf 
dem Lande, der Fall iſt, die Juden davon ausgeſchloſ⸗ 
ſen ſein ſollen. Ich bin zwar der Meinung, daß dieſe 
Zweifel nicht ſtatthaben können; um aber jedes Miß⸗ 
verſtändniß zu vermeiden, ſchlage ich vor, daß die Ele⸗ 
mentarlehrer von dem Antrage ausgeſchloſſen werden, 
und bitte den Herrn Referenten der Abtheilung, dieſem 
Vorſchlag beizutreten. (Der Redner ſchloß ſeinen Vor⸗ 
trag’ mit folgenden Worten): Es ſteht in dem Gut: 
achten der Abtheilung: „Weil zahlreiche Beiſpiele 
vorliegen, daß Juden, welche ſich taufen ließen, ohne 
daß man die Ueberzeugung gewinnen konnte, daß ſie 
mit der Taufe zugleich die chriſtlichen Glaubenswahr⸗ 
heiten in ſich aufgenommen, an Schul⸗Anſtalten be⸗ 
ſchaftigt worden.“ Ich kann zwar hierin nicht finden, 
daß men entſchieden daran zweifle, daß fie die chriſtli— 
chen Glaubenswahrheiten im ſich aufgenommen hätten; 
aber ich muß dieſe Aeußerung — und ich bitte um 
Entſchuldigung, wenn ich dieſen harten Ausdruck ger 
brauche, er gilt nicht der Perſon, ſondern der Sache 
— als eine verletzende Anmaßung inſofern bezeichnen, 
als hier über den Glauben und die Geſinnung eines 
Anderen ein Urtgeil gefällt wird, ein Urtheil, zu wel⸗ 
chem nur der berechtigt iſt, der die Herzen und Nieren 
prüft, ein Urtheil, welches wir auch hier nach dem 
Sinne aller von uns gefaßten Beſchlüſſe jederzeit als 
unſtatthaft zurückgewieſen haben und für immer zurück; 
weiſen müſſen. — (Bravo!) f 5 

Referent Sperling: Nach meiner Anſicht ſollte 
gerade das Gegenthein ausgedrückt werden ... (Großer 
Larm.) — Weill wir nicht die Geſinnung eines Ande⸗ 
ren erkennen können ... (Abermals großer Lärm und 
gewaltiges Fußſtampfen.) — darum wiſſen wir nicht 
in überzeugender We ſe, ob ein Jude, der ſich taufen 
laßt, das Chriſtenthum ganz in ſich aufgenommen hat 
... erſelbe Larm wiederbolt ich.) — Es wird von 
den Juden felbit nich in Abrede geſtellt, daß der Fall 
verkommen kann, wo Jemand des Vortheils wegen, 
I um zu einem Amte zu gelangen, ſich taufen 
aſſe. . 

Regierungs-Kommiſſar Brüggemann: Es iſt 
keineswebes meine Abficht, die hohe Berſammlung noch 
länger von der Beſchlußnahme abzuhalten, die in der 
Sache zu faſſen iſt, obwohl ich noch reichen Stoff zu eror⸗ 
tern h tte. Ich kann demjenigen, was in Bezug auf die 
Nothwendigkeit des chriftiichen Elementes in den Ele⸗ 
mentarſchulen geſagt worden iſt, nur meinen vollen 


die in der Familie auf der chriſtlichen Grundlage be⸗ 
gonnen hat, vollendet ſei. Der Jüngling fängt nur 
allmälig an, ſich feſter und ſelbſtſtändiger zu entwickeln 
und auszubilden in Geſinnung und den Wiſſenſchaften, 


welche dieſen Anſtalten als Unterrichtsgegenſtände zuge⸗ 


zu üben, es iſt aber die Rede davon, wenn die Frage 


Beifall zollen; ich muß mir aber erlauben, die hohe 


Verſammlung auch darauf aufmerkfam zu machen, daß 
die Erhaltung dieſes Prinzips von gleicher Wichtigkeit 
für die Gymnaſien, für die Progymnaſien und für alle 
in ähnlicher Kategorie mit ihnen ſtehenden Schulen iſt. 
Auch dieſe Anſtalten empfangen den Knaben ſchon von 


dem zehnten Jahre ſeines Lebens an, und Niemand 


ugeſtellt fo kann man nichts mehr einwenden gegen | wird glauben, daß ſchon in dieſem Alter die Erziehung, 


wieſen ſind; aber bis zur höchſten Klaſſe dieſer Anſtal⸗ 
ten iſt die Aufgabe nicht blos dahin gerichtet, Kennt⸗ 
niſſe mitzutheilen, ſondern der ganze Unterrichtsſtoff iſt 
zugleich als Erziehungs-, als Bildungsmittel zu betrach⸗ 
ten, um ſowohl auf die geiſtige, als auf die Gemüths⸗ 
Entwickelung des Menſchen hinzuwirken. Eltern ſind 
gezwungen, ihre Kinder dieſen Anſtalten anzuvertrauen, 
und haben wohl ein Recht darauf, daß ihre im Schoße 
des Chriſtenthums geborenen und in ſeinem Geiſte treu 
von ihnen bewahrten Kinder auch in den öffentlichen 
Schulen in demſelben Geiſte weiter erzogen und gebildet 
werden. Wer wollte ihnen dieſes Recht ſchmälern oder 
entziehen? Es würde meines Erachtens ein eben. fo 
großes Unrecht ſein, dieſes erziehende Prinzip durch 
fremde Elemente an den gedachten Anſtalten zu trüben, 
als wenn dies in den Elementarſchulen geſchähe. Ich 
muß wiederholen, was ich bei anderer Veranlaſſung 
ausgeſprochen habe, obwohl ich zu meinem Bedauern 
mißverſtanden worden bin, indem man die von mir ange⸗ 
deutete chriſtliche Lebensgemeinſchaft auf etwas bezogen hat, 
wovon ich in meinen Gedanken am weiteſten entfernt 
geweſen bin. Ich habe nicht an den gemeinſchaftlichen 
Speiſetiſch gedacht, ſondern an ein höheres Leben, an 
die chriſtliche Gemeinſchaft im Gebete, in der Erbauung, 
im Gefange, überhaupt in der Erhebung des Gemüthes 
zu Gott; nur dieſes Leben habe ich unter der chriſtli⸗ 
chen Lebensgemeinſchaft verſtanden, die ich erhalten zu 
ſehen wünſche in den bezeichneten Anſtalten, die zu er⸗ 
halten ich Sie dringend bitte, damit die Jugend, er⸗ 
zogen und gebildet auf chriſtlicher Grundlage, geſtärkt 
und genährt in jener chriſtlichen Lebensgemeinſchaft, den 
Verſuchungen, denen ſie in ihrem Leben und vielleicht 
nach den hier über die Lehr-Anſtalten gefaßten Beſchlüſ⸗ 
ſen in höherem Grade entgegengehen werden, um ſo 
gerüſteter und befeſtigter entgegengehen können. 
(Großer Beifall; zugleich aber auch wiederholter 
Ruf nach Abſtimmung.) 1 
Marſchall: Es haben ſich noch einige Redner 
gemeldet. — (Von allen Seiten: Abſtimmung! Ab⸗ 
ſtimmung!) — Der Antrag der Majorität der Ab⸗ 
theilung geht dahin: „Juden können Schul-Aemter, 
zu welchen ſie ſich geſchickt gemacht haben, verwalten, 
inſofern ſolche nicht ihrer Natur nach das chriſtliche 
Glaubensbekenntniß in ſich ſchließen, jedoch mit Aus⸗ 
nahme der für chriſtliche Kinder beſtimmten Elementar⸗ 
ſchulen und der Vorſtands-Aemter.“ — Das iſt der 
Vorſchlag der Majorität. Der andere Antrag, daß 
die Elementarſchulen und Vor u ands⸗Aemter mit einge⸗ 
ſchloſſen werden ſollen, hat keine Majorität für ſich. 
Referent Sperling: Die Anſicht iſt getheilt, es 
hat ſich überhaupt keine Majorität herausgeſtellt, 
Marſchall: Wie ich die Abtheilung verſtehe, ſo 
haben 9 gegen, 5 für den erſt angegebenen Antrag 
geſtimmt, für den letzteren nur 4 Stimmen. Ich 
werde alſo die Frage auf den Antrag der Majorität 
der Abtheilung ſtellen. 
Das Ergebniß der Abſtimmung iſt folgendes: die 
Frage iſt mit 236 gegen 180 Stimmen verneint. 
Da dieſe Frage verneint iſt, ſo folgt hieraus, daß 
der Abſchnitt 5 des 8.35 ſtehen bleibt. . 
Referent Sperling (lieſt vor): 


/ § 36 des Gutachtens. 

Abſchnitt 1. In Betreff der ſtändiſchen Rechte wird hier 
auf die beſtehende Verſaſſung verwieſen. Nach dieſer 
find die Juden von den Kreistagen, der aktiven und 
paſſiven Wahl der Landtags-Abgeordneten und ſogar 
von der allgemeinen Befugniß, die ſtandiſche Uniform 
zu tragen, ausgeſchloſſen. Abgeſehen davon, daß dieſe 
Ausſchließung mehrerer Mitglieder dem allgemeinen 
Grundſatze: „Gleiche Pflichten, gleiche Rechte“ nicht 
entſprechend erſcheinen konnte, fo mußte ſich auch bei 
ihnen folgende Betrachtung geltend machen. Da der 
Jude ſeit länger als dreißig Jahren über das Wohl 
feiner Start mitberathen hat, ohne daß daraus ir⸗ 
gend en Naatheil für ſeine chriſtlichen Mitbürger 
hervorgegangen tt, fo iſt auch kein Grund vorhan⸗ 
den, an feine Mitbera hung über Angelegenheiten ſei⸗ 
nes Kreiſes irgend eine Beſorgniß zu knüpfen. 

Auf den Kreistagen ſowohl, . auf, den Land⸗ 
tagen, werden nicht die Intereſſen irgend einer Kirche, ſon⸗ 
dern nur allgemeine bürgerliche Angelegenheiten verhandelt, 
welche die Juden eben ſo, wie die Chriſten, nahe angehen. 
Um hierüber Rath zu pflegen, wie es dem allgemeinen Be⸗ 
ſten frommt, iſt nicht die Angetörigkeit zu einer beſtimmten 
Religions⸗Geſellſchaft, ſondern die allgemeine Bürger Tugend 
erforderlich, für welche der Jude eben fo, wie er Chriſt, 
empfanglich iſt. Wenn der Jude in der Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung der größten Stadte der Monarchie an der 
Beralhung über deren ſonſtige Intereſſen Thü nimmt, wel: 
cher, Grund iſt dann vorhanden, ihn von der Theilnahme an 
der Wahl eines Landt igs⸗Abgeordneten auszuschließen? Wird 
er endlich ſeibſt von feinen chriſtichen Mitbürgern und Mit: 
ſtonden zu einem Landtags⸗Abgeordneten gewählt, ſo läßt 
ſich auch mil voller Sicherheit annehmen, daß er dazu tüch⸗ 
tig ſein werde. Dieſe Betrachtung führte dahin, daß die 
Abehenung mit zehn Stimmen gegen drei ſich dafür erklärte, 

daß den Juden alle ſtandiſchen Rechte gleich den 
Chriſten b iz legen feien. 2 

(Wir übergehen die folgende Debatte, indem wir nur 
folgende Worte des Abgeordn. v. Manteuffel II. an⸗ 
führen:) Ich möchte die hohe Verſammlung an den Be⸗ 


— 
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x 


\ 


- bleiben. 


ſchluß erinnern, der vor mehreren Wochen gefaßt wor⸗ 
den iſt, wo nach meiner Meinung dae Frage entſchie⸗ 
den würde, ſo daß die Sache als eine abgemachte zu 
betrachten iſt. Ann gr 
Landtags⸗Kommeſſar: Ich muß varausſchik⸗ 
ken, daß ich mich drei Wochen lang in demſelben Irr⸗ 
thum befunden habe, zu welchem ſich der geehrte Red⸗ 
ner vor mir ſo eben bekannt hat, indem auch i 
glaubte, daß durch den Beſchluß, welchen die hohe Ver⸗ 
ſammlung am 20, Mai d. J. gefaßt, die jetzt vorlie⸗ 
gende Frage bereits entſchieden ſei. Die erſte damals 
„geſtellte Frage lautet: 
„Soll die Ausübung der ſtändiſchen Rechte an 
keinerlei Art von religiöſen Glaubens⸗Bekennt⸗ 
niſſen gebunden ſein?“ s 
„Dieſe Frage wurde mit 319 Stimmen gegen 158 
Stimmen verneint. * 
Die zweite Frage lautete: 
„Soll allen denen, die ſich zur chriſtlichen Re⸗ 
ligion bekennen, die Ausübung der ſtändiſchen 
Rechte zugeſtanden werden?“ ; 
Diefe Frage wurde mit großer Majorität bejaht. 
Ich habe, wie geſagt, geglaubt, die jetzt vorliegende 
Frage ſei ſchon damals entſchieden, weil ich vorausſetzen 
mußte, daß ſich die hohe Verſammlung in einer lan⸗ 
gen, faſt ermüdenden Debatte mit einem prakti⸗ 
ſchen Gegenſtande habe beſchäftigen wollen. Praktiſch 
war aber die Beſchäftigung nur dann, wenn die Frage 
über die politiſchen Rechte der nicht chriſtlichen Bevöl⸗ 
kerung auf die Juden bezogen wurde, da mit wenigen 
ganz ſingulären Ausnahmen der preußiſche Staat kein 
andere nicht chriſtliche Bewohner hat, und ich nich 
vorausſetzen durfte, die hohe Verſammlung habe ſich 
nach den Andeutungen eines geehrten Redners mit den 


‚ Anbetern der Sonne, des Mondes und der Sterne be 
ſchäftigen wollen. — Die Debatte der letzten drei 


Tage hat mich in dieſer Beziehung enttäuſcht, da ich 
anerkennen muß, daß eine wörtliche Entſcheidung der 
Frage über die Verleihung der politiſchen Rechte an 


die Juden damals nicht erfolgt iſt. Da ſolche jetzt 


abermals aufgeworfen und mit Wärme debattirt iſt, ſo 
muß ich mir erlauben, hier mit wenigen Worten die 
Anſicht der Regierung vorzutragen. — Als ich die Er⸗ 
öffnung der Diskuſſion über das Judengeſetz einletete, 
habe ich bemerkt, daß die wenigen Beſchränkungen, 
denen die Juden in Beziehung auf ihre bürgerlichen 
Rechte nach dem Geſetz⸗Entwurfe noch unterliegen 
würden, in dem Prinzipe wurzelten, daß der preu⸗ 
ßiſche Staat ein ſchriſtlicher fein und bleiben 
wolle. Nach dieſem Prinzip hat die Regierung nicht 
proponiren können, den Juden die Rechte der Stand⸗ 
ſchaft zu geben. Fürchten Sie nicht, meine Herren, 
daß ich auf die Definition des chriſtlichen Staates zu⸗ 
rüͤckkommen werde. Er iſt bereits mit beredten Mor: 
ten definirt, man hat mit nicht minder beredten Wor⸗ 


ten darzuthun verſucht, daß dieſer Begriff eine Chimäre 


ſei. Fur mich aber, für die Regierung beſteht er wirk⸗ 
lich, und ich wiederhole unumwunden, es iſt der ent⸗ 
ſchiedene Wille der Regierung, den Charakter des chriſt⸗ 
lichen Staats aufrecht zu erhalten. Mit dieſer Abſicht 
hat das Gouvernement bei Vorlage des Gefeg = Ent⸗ 
wurfes es für unvereinbar gehalten, Perſonen, die nicht 
Chriſten find, das den Ständen beigelegte höchſt wich⸗ 
tige Recht der Theilnahme an der Geſetzgebung zu ver⸗ 
leihen; dies für unvereinbar gehalten, weil der drin⸗ 
gende Wunſch hervortrat, daß dieſe Verſammlung ſtets 
nur von chriſtlichem Geiſte durchweht ſein möge. 
Sie haben den Einwand vernommen, daß unſere Ge⸗ 
ſetzgebung dem chriſtlichen Prinzip in vielen Beziehun⸗ 
gen widerſtreite. Der geehrte Redner, welcher dieſen 
Satz aufſtellte, hat ſeine Behauptung durch eine Reihe 
von Citaten aus der Bibel zu belegen geſucht. Ich 
folge ihm nicht auf dieſem Wege, weil mir die Ehr⸗ 
furcht vor dieſem heiligen Buche verbietet, die Wider⸗ 
legung in der Weiſe des Angriffs zu verſuchen. — 


Wenn ich ihm aber nicht folge, wenn ich ſogar zuge: | 


ftehe, daß in unſerer Geſetzgebung Elemente find, 
welche als nicht vollkommen chriſtlich bezeichnet werden 
können, ſo folgt daraus keinesweges, daß nicht das 
Beſtreben bleiben müffe, die Gefeggebung dem Chriſten⸗ 
thume immer enger anzuſchließen und immer mehr dem 
höchſten Prinzip, welches es 0 der Welt giebt, dem 
chriſtlichen Prinzip, in ihr Geltung zu verſchaffen. 
Dies iſt das Streben des Gouvernements, und in die⸗ 
ſem Streben liegt ihm die Pflicht ob, dahin zu wirken, 
daß die an der Geſetzgebung weſentlich theilnehmenden 
ſtändiſchen Verſammlungen chriſtliche Veſammlungen 
Ob dieſes Prinzip auch dann durchgeführt 
ſein würde, wenn der Ausſchluß der Juden von den 
politiſchen Rechten als eine Ungerechtigkeit gegen ſie 
erkannt V.. das brauche ich nicht zu unterſuchen, 
weil das Gouvernement eine, ſolche Ungerechtigkeit nicht 
anzuerkennen vermag. Die Juden ſind Fremdlinge in 
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unſerem Lande und werden es fo lange bleiben, als Namen. 
ſie wirklich Juden ſind; ſie haben alſo keinen Rechts⸗ von Diebitſch, Landes⸗Aelteſter 
anſpruch auf die höchſten politiſchen Ehren. Das Dittrich, Bürgermeiſter 
Gouvernement kann die Ueberzeugung von einem ſol⸗ Doering, Kaufmann 
chen Rechtsanſpruch nicht gewinnen. Weil daſſelbe Baron von Durant, Landrath 
dahin ſtreben muß, daß die ſtändiſche Verſammlung Engau, Bürgermeiſter . 
eine chriſtliche bleibe, und weil den Juden ein Rechts⸗ Facilides, Bürgermeiſter . 
anſpruch auf eine politiſche Emancipation nicht zuge⸗ Fiebig, Bürgermeiſter c 
ſtanden werden kann, aus dieſem Grunde iſt die Auf⸗ Freitag, Erb⸗ und Gerichtsſchulz 
rechterhaltung des in dem ſtändiſchen Geſetze vom Jahre Fritze, Apotheker, 
1823 aufgeſtellten Grundſatzes auch hier proponirt — 
des Grundſatzes, worüber wir, jetzt das Votum der 
hohen Verſammlung vernehmen werden. . 
(Beifall. — Ruf nach Abſtimmung.) 
Abgeordn. Graf von Helldorff: Meine Herren! 
Ich werde ganz kurz ſein. Ich erkläre mich vollkom⸗ 
men einverſtanden mit dem, was der Herr Landtags⸗ 
Kommiſſar geſprochen hat, und kann daher nur wün⸗ 
ſchen, daß Sie des Votums eingedenk fein mögen, wel⸗ Karker, Kaufmann s ; 15 
ches Sie am 20. Mai d. J. mit großer Majorität Krauſe, Gerichtsſchulz 
dahin abgegeben haben, daß die Ausübung ſtändiſcher Krüger, Bürgermeiſter 
Rechte nur denen, die ſich zur chriſtlichen Religion be⸗ | Lehmann, Apotheker 
kennen, zuzugeſtehen ſei. : von LEſtocg, Oberſt⸗Lieutenant 
Abgeordn. Frhr. von Vincke: Graf von Loeben, Landesälteſter 
(Stürmiſcher Ruf nach Abſtimmung. — Tromuln Matthis, Kreis⸗Deputirter 
| mit den Füßen.) von Maubeuge 
| Ehe ich in die Verhandlung eingehe, muß ich mir Meyer, Erbſchulz 
doch die Bemerkung geſtatten, daß ich eine Widerle⸗ Milde, Kaufmann 
gung mit Gründen und nicht mit den Füßen erwarte. Moſchner, Kaufmann 
Ich glaube nicht, daß es der hohen Verſammlung von Mutius, Rittmeiſter und Landes⸗ ab 
würdig iſt, ein ſolches Prinzip! das wir früher bereits Aelteſter 8 fehlt. 
verurtheilt haben, jetzt einreißen zu ſehen. Dagegen Neitſch, Stadt-Syndikus 
muß mich und diejenigen Mitglieder der Verſammlung, Neumann, Rittergutsbeſitzer 
welche gewöhnlich mit Gründen zu ſtreiten pflegen, von Ohneſorge, Landrath und Landſchafts⸗ 
entſchieden verwahren. | Direktor f 
(Bravo!) von Prittwitz, Landrath 
Ich habe mir nur eine perſönliche Bemerkung zu Protze, Erblehnrichter 
geſtatten, in Beziehung auf einen Vorwurf, der Prüfer, Rathsherr 
mir eben von dem geehrten Herrn Landtags-Kommiſ⸗ Graf Pückler von Gröditz, General⸗Land⸗ 
ſar gemacht worden iſt. Es iſt von dem Herrn ſchafts⸗Repraͤſentant 
8 geſagt, ich hatte durch Citate von Raven, Rittergutsbeſitzer 
aus der heiligen rift nachzuweiſen geſucht, daß der f 0 
Staat nicht in jeder Beziehung auf dem Boden Gaf hart ee a en = 
des Chriſtenthums ſtehe; er folge mir nicht auf dies | Ig ini „Köſte⸗ 
ſem Standpunkte, weil er es nicht mit der Ehrfurcht Fürst % ee * 
gegen jenes heilige Buch vereinbar halte. Ich kann | Richter Partikulier 
dieje Bemerkung nicht anders auslegen, als daß darin Richter, Ab 8 
ein Zweifel enthalten iſt, als ob ich nicht dieſelbe Ehr⸗ Röhricht, Gerichtsſchulz 
furcht vor der heiligen Schrift habe, wie der Herr Baron von Rothkirch⸗Trach, Ober⸗Landes⸗ 
Kommiſſar. Das greift aber auf ein Gebiet ein, das Gerichts⸗Rath 0 
der inneren Ueberzeugung angehört, und gegen eine Sattig, Land⸗Syndikus 
Unterſuchung dieſer inneren Ueberzeugung, wie fie die Graf von Saurma⸗Jeltſch, Ritterguts⸗ 
hohe Verſammlung immer von ſich fern gehalten hat, Beſitzer } ö 1 
muß ich feierlich proteſtiren. Wenn es übrigens der Schaefer, Kreisrichter = 
| Bemerkung bedarf, daß man ſehr wohl Citate aus der Freiherr von Seherr⸗Thoß, Landrath und 
heiligen Schrift anführen kann, ohne die Ehrfurcht ge⸗ Landes⸗Aelteſter 
gen ſie zu verletzen ſo berufe ich mich auf das Bei⸗ Schneider Kaufmann 
fpiel des Herrn Staats⸗Miniſters, deſſen chriſtlicher Scholz, Kämmerer 
Standpunkt wohl nicht bezweifelt werden kann. Scupin, Freigutsbeſitzer 
Landtag s⸗Kommiſſar: Wenn ich ſagte, daß Siedig, Holzhandler 
meine Ehrfurcht vor der heiligen Schrift nicht geſtatte, Sommerbrodt, Apotheker 
dem geehrten Redner in der Widerlegung ſeiner Citate von Stegman, Major a. D. 
‚ du folgen, fo habe ich dabei lediglich meinen Stande Steinbeck, Geh. Ober-Bergrath, 
punkt im Auge gehabt, und es iſt mir nicht eingefal⸗ Graf von Strachwitz, Landſchafts⸗Direktot 
ben, den Standpunkt eines Anderen zu dieſem und Landrath 
heiligen Buche beurtheilen zu wollen. 5 Graf von Strachwitz, Landrath ? 
Marſchall: Da Niemand mehr das Wort ver: Graf von Strachwitz, Rittergutsbeſitzer 
langt hat, ſo ſchließe ich die Diskuſſion und werde den Thomas, Erb⸗ und Gerichts ſchulz r 
Vorſchlag, den die Abtheilung gemacht hat, zur Frage Freiherr von Tſchammer, Landesälteſter 
5 Tſchocke, Maurermeiſter 


ſtellen. 2 f 
Eine Stimme: Ich bitte um namentliche Ab- | yon Uechtritz, Landrath 
Ungerer, Porzellan⸗Fabrikant 


ſtimmung. . \ 
Marſchaäll: Die Frage iſt noch nicht geſtellt. Walliczeck, Erbſcholtiſeibeſitzer 

| Der Vorſchlag der Abtheilung geht dahin, daß den Seele von 0 Landrath 

Juden alle ſtändiſchen Rechte gleich den Chriſten beige: | Werner, Apotheker 

legt werden ſollen. Es iſt auf namentliche Abſtim⸗ Wiggert, Kaufmann f 

mung angetragen worden, ich frage, ob dem Antrage von Wille, Landes⸗Aelteſter 1 

beigetreten wird. — Er hat die nöthige Unterſtützung Winkler, Erbſcholtiſeibeſitzer 

gefunden, die namentliche Abſtimmung wird alſo erfol- Wodiezka, Juſtizrath . 

gen. Die Frage heißt: a | von Wrochem, Landes⸗Aelteſter i 
„Sollen den Juden alle ftändifchen Rechte gleich Freiherr von Zedlitz Neukirch, Major und 
den Chriſten beigelegt werden? / Landſchafts⸗Direktor 


Baron von Gaffron, Kredit⸗Inſtitutdirektoer 
Germershauſen, Kaufmann 
Göllner, Erbſcholtiſeibeſitzer 
Haugwitz, Kreis⸗Deputirter⸗ 
Hayn, Kaufmann 
Hein, Erbſcholtiſei⸗Beſitzer 

Hirſch, Bürgermeiſter und Juſtitiar 
Graf von Hoverden, Kammerherr 


fehlt. 
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Wir laſſen, wie immer, die Vota der ſchleſiſchen s at der Abſtimmung iſt 
Deputirten folgen. ; it er A 11 220 gegen 219 Stim⸗ 
Namen. Ja. Nein, men verneint. Damit ſchlleße ich die heutige Sitzung, 
Allnoch, Erbſcholtiſeibeſitzer 1 Morgen um 10 Uhr wird die heutige Berathung fe 
Bauch, Bürgermeiſter 0° geſetzt, und wenn wir noch Zeit übrig behalten ſollten, 
Berndt, Erb⸗ und Gerichtsſcholz 1 folgen die auf der Tages⸗Ordnung bemerkten Gegen⸗ 
Bleyer, Erbſcholtiſei⸗Beſitzer 0° | Hände, ni 
Bornemann, Medizinal⸗Aſſeſſor und A (Schluß der Sitzung Abends 4% Uhr.) 
Coch sun. * fehlt. 
ochlovius, Erbſcholtiſei⸗Beſitzer fehlt. 25 . 
Frhr. von Ge Landrath fehlt. Verantwortlicher Redakteur Dr. J. Nimbs. 
Verlag und Druck von Graß, Barth und Comp. . 
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